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Titelbild: Binnenschitt vor dem Berliner Reichstagsgebäude
Vorwort
Grundlegende politische Veränderungen bestimmen den Beginn der 90er
Jahre: die Wiedervereinigung Deutschlands, der wirtschaftliche und gesell-
schaftliche Umbruch in den osteuropäischen Staaten sowie die bevorstehen—
de Vollendung des EG-Binnenmarktes. Sie setzen neue Akzente in der
Verkehrspolitik.
' _ Deutschland wird zu einer Drehscheibe des Verkehrs in Europa. Neben der
”x. bisher starken Nord-Süd-Ausrichtung des Verkehrs werden in Zukunft die
" H. Ost-West-Verbindungen an Bedeutung gewinnen. Die nicht zuletzt auch
durch den Verkehr mitverursachten Umweltbelastungen werden immer deut-
r‘ . Iicher spürbar. Dies eröffnet neue Chancen für die Binnenschiffahrt als ko-
stengünstigem, sicherem und umweltfreundlichem Verkehrsmittel. Die
" bestehenden Wasserstraßen und die Binnenschiffahrt haben noch Kapazitä-
ten zur Aufnahme kurzfristig entstehenden Verkehrszuwachses. In den neuen Bundesländern lassen die An-
siedlung neuer Industrien, die Verbesserung der gesamten Infrastruktur und notwendige städtebauliche
Sanierungen einen Bedarf an Gütern entstehen, für deren Beförderung die Binnenschiffahrt ihre Vorteile zur
Geltung bringen kann. Die Binnenschiffahrt in den neuen Bundesländern verfügt über eine Flottenkapazität ,
die in ihrer Tragfähigkeit und Abmessung auf das dortige Wasserstraßennetz zugeschnitten ist. Sie kann und
wird sich der neuen Aufgabe stellen und mit ihrer Verkehrsleistung im binnenländischen Güterfernverkehr zur
gebotenen Entlastung von Schiene und Straße einen wesentlichen Beitrag leisten.
Wenn auch Erhaltungs- und Ausbauzustand der Wasserstraßen in den neuen Bundesländern schon jetzt eine
spürbare Zunahme der Verkehrsleistungen in der Binnenschiffahrt ermöglichen, so ist doch der weitere Anstieg
der Produktivität der Binnenschiffstransporte davon abhängig, daß die Leistungsfähigkeit der Wasserstraßen
deutlich gesteigert und auch den Anforderungen einer modernen Binnenschiffahrt entsprechend gestaltet wird.
Dabei muß mit höchster Priorität der wasserstandsbedingte Engpaß im Bereich des Wasserstraßenkreuzes
Magdeburg beseitigt werden. Dieses Projekt mit einem Betrag von rd. 4 Mrd. DM ist in das verkehrswegebe—
zogene Maßnahmenpaket für die Deutsche Einheit (Gesamtvolumen 56 Mrd. DM) aufgenommen worden.
Um eine volkswirtschaftlich sinnvolle Aufteilung des Transportaufkommens für die einzelnen Verkehrsträger zu
erreichen, müssen auch die Schnittstellen des Verkehrs anforderungsgerecht gestaltet und damit die Vernet-
zung der Verkehrsträger gefördert werden.
Mit Ausdehnung des innerdeutschen Frachtenbildungssystems auf Verkehrsleistungen in den neuen Bundes-
ländern erfolgte ein wichtiger Schritt, um UmstelIungsschwierigkeiten der ostdeutschen Binnenschiffahrt auf
das marktwirtschaftliche System zu begegnen.
Darüber hinaus sieht es die Bundesregierung als großen Erfolg an, daß die EG-Abwrackregelung für die Bin-
nenschiffahrt in den neuen Bundesländern nachträglich nochmals geöffnet wurde. Die gewährte Möglichkeit,
unrentablen Schiffsraum gegen Prämienleistung abwracken zu lassen, wird die Liquiditäts- und Kostenlage der
betreffenden Unternehmen verbessern und ihnen auch — soweit geboten — Investitionen ermöglichen, um den
Transportraum den Vorstellungen der verladenden Wirtschaft entsprechend zu gestalten.
Diese Maßnahmen dienen aber auch dem Ziel, die Bedeutung des Verkehrsträgers Binnenschiffahrt weiter zu
stärken.
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Schiffsverkehr (Seeschiffe) auf Seeschiffahrtsstraßen
1.Grundlagen
Nach Artikel 89 des Grundgesetzes ist der Bund Ei-
gentümer der früheren Reichswasserstraßen, die
er durch eigene Behörden (Wasser- und
Schiffahrtsverwaltung des Bundes — WSV) verwal—
tet. Die Tätigkeit der Verwaltung richtet sich im ein-
zelnen nach dem Bundeswasserstraßengesetz,
dem Binnenschiffahrtsaufgabengesetz sowie dem
Seeschiffahrtsaufgabengesetz. Marktordnende
Maßnahmen ergreift der Bund darüber hinaus im
Rahmen des Gesetzes über den gewerblichen Bin-
nenschiffverkehr. Grundlage für die fiskalische Ver-
waltung ist das Bundeswasserstraßenvermögens-
gesetz.
Die allgemeine Wasserwirtschaft, insbesondere die
Gewässerreinhaltung und die Wassergüte, fällt in
die Zuständigkeit der Bundesländer.
1.1 Netz der Bundeswasserstraßen
Die Wasserstraßen sind neben den Straßen, den
Schienen und den Rohrleitungen Teil des boden-
gebundenen Verkehrswegenetzes der Bundesre-
publik Deutschland. Obgleich sehr viel
weitmaschiger als Schiene und Straße, ist das
Wasserstraßennetz dennoch — abgesehen von der
Donau bis zur Fertigstellung des Main-Donau—Ka-
nals — ein zusammenhängendes Netz, das die gro-
ßen Seehäfen einerseits mit der Hohen See,
andererseits mit ihrem Hinterland sowie die bedeu-
tendsten Industriezentren miteinander verbindet
(Anlagen 1 u. 2). Neben den Seehäfen dienen die
Binnenhäfen dem Umschlag von Gütern. Die Mehr-
zahl der Großstädte der Bundesrepublik besitzt ei-
nen direkten Wasserstraßenanschluß.
IVIit der deutschen Wiedervereinigung hat das Netz
der Bundeswasserstraßen mit einer Länge von bis-
her rd. 4900 km eine Erweiterung um rd. 2400 km
auf 7300 km erfahren. Hiervon entfallen rd.
6500 km auf Binnenschiffahrtsstraßen und rd.
800 km auf Seeschiffahrtsstraßen. Etwa 3/4 der
Netzlänge sind natürliche Wasserstraßen (Flüsse),
rd. 1/4 künstliche (Kanäle).
Während im Bereich der alten Bundesländer das
Wasserstraßennetz großenteils ausgebaut wurde
und durch neue Verbindungen ergänzt wurde, wei-
sen die Wasserstraßen in den neuen Bundeslän-
i. f"; JEM- —
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dern überwiegend Vorkriegsabmessungen auf
(Anlage 3).
1.2 Verkehrsträger Binnenschiffahrt
Die Binnenschiffahrt ist für den nationalen und in-
ternationalen Verkehr ein volkswirtschaftlich unent-
behrlicher Verkehrsträger. Die besonderen
Eigenschaften wie
— hohe Verkehrssicherheit
— geringer Energieverbrauch und hohe Umwelt-
freundlichkeit
— weitgehende Nutzung natürlicher Verkehrs—
wege
— günstiges Verhältnis von Nutzlast zu Totlast
-— wenig Personal
—— Großräumigkeit der Schiffe
machen die Binnenschiffahrt aus ökologischen,
ökonomischen und Sicherheitsgesichtspunkten zu
einem bevorzugten Beförderungsmittel insbeson-
dere für Massengüter, übermäßig schwere und
sperrige sowie gefährliche Güter.
Darüber hinaus gewinnt der Containerverkehr zu-
nehmend an Bedeutung. Die Entwicklung führt wei-
ter mit beginnenden Ro—Ro-Verkehren. Mit
Binnenschiffen können die meisten Groß- und Ha—
fenstädte der Bundesrepublik, eine Vielzahl von
Werken der Schwerindustrie und in den Nachbar—
staaten wichtige Industrieregionen, Seehäfen und
Großstädte angefahren werden.
Der Anteil der Binnenschiffahrt (tkm) am binnenlän-
dischen Güterfernverkehr beträgt seit mehr als
zwei Jahrzehnten rd. 1/4 und am grenzüberschreit-
enden Verkehr rd. 1/3.
Der internationale Charakter der Binnenschiffahrt
zeigt sich auch darin, daß die Rheinschiffahrt von
Rheinfelden bis Emmerich im Jahre 1990 rd. 200
Millionen Tonnen Güterverkehr aufwies, wovon rd.
80 Millionen Tonnen durch deutsche Binnenschiffe
transportiert wurden (40,2 %). Auf dieser Strecke
wurden bei einer Gesamttransportleistung von
38,2 Milliarden Tonnenkilometern von der deut-
schen Binnenflotte 14,2 Milliarden Tonnenkilome-
ter (37,2 %) geleistet.
Der Anteil der deutschen Flagge am gesamten Bin—
nenschiffsverkehr der Bundesrepublik Deutschland
(Gebietsstand bis zum 3. Oktober 1990) ist von
61,8 % im Jahre 1962 auf 44,3 % im Jahre 1990 zu-
rückgegangen.
Der Gesamtfrachtraum der deutschen Binnenschif-
fahrtsflotte hat sich seit seinem Höchststand mit 5
Mio t im Jahr 1963 langsam aber stetig auf derzeit
rd. 3,2 Mio t verringert. lm gleichen Zeitraum stieg
jedoch die Verkehrsleistung der Binnenschiffahrt
bei etwa gleichbleibendem ausländischen Anteil
um rd. 16 %. Dies ist ein Erfolg der Modernisierung
und strukturellen Änderungen der deutschen Bin-
nenschiffe, vor allem seit Ende der 60er Jahre.
Mit der Herstellung der deutschen Einheit hat sich
die deutsche Binnenschiffsflotte in der Tragfähig—
keit um rd. 20 0/0 vergrößert. So sind 1.228 Güter—
schiffe mit mehr als 650.000 Tonnen Tragfähigkeit
sowie 190 Schubboote und Schlepper mit 45.800
kW Antriebsleistung aus dem Schiffbestand der
ehemaligen DDR hinzugekommen. Wegen des
technischen Zustandes von Teilen dieser Flotte
muß allerdings damit gerechnet werden, daß ein
Teil dieser Binnenschiffe sich mittelfristig am Markt
nicht behaupten wird.
Seit ihren Anfängen ist die Binnenschiffahrt stark
international ausgerichtet. In diesem Feld hat die
deutsche Binnenschiffahrt trotz ihrer unzweifelhaft
modernen, leistungsfähigen und weitgehend
marktgerechten Struktur seit Jahren mit erhebli-
chen Problemen zu kämpfen. Die Ursache liegt im
wesentlichen in der strukturellen Überkapzität der
westeuropäischen Binnenschiffahrt insgesamt.
Diese im wesentlichen durch den Ausbau der Flot-
ten in den westeuropäischen Nachbarstaaten be-
dingte Überkapazität wirkt sich besonders
gravierend in der Rheinschiffahrt aus.
Abhilfe schaffen soll die am 28. April 1989 in Kraft
getretene EG-Verordnung über die Strukturbereini—
gung in der Binnenschiffahrt (vgl. 3.7), die im Jahre
1991 auch auf die Flotte der ehemaligen DDR aus-
gedehnt wurde.
Es ist zu hoffen, daß hiermit dem sicheren, kosten-
günstigen und umweltfreundlichen Verkehrsträger
Binnenschiffahrt der Weg zur Wahrnehmung seiner
Funktionen im gesamten Verkehrsgeschehen West—
europas unter wirtschaftlich auskömmlichen Bedin-
gungen geebnet wird.
1.3. Internationale Rahmenbedingungen
Mehr als zwei Drittel von den insgesamt auf den
Binnenwasserstraßen der Bundesrepublik von Bin-
nenschiffen erbrachten tkm—Leistungen entfallen
auf den grenzüberschreitenden bzw. Durchgangs-
verkehr. Die deutschen Seehäfen werden von See-
schiffen nahezu aller Schiffahrtsnationen der Erde
angelaufen.
Für diejenigen Ströme, die mehrere Staaten durch-
fließen, wurde schon sehr früh, erstmals mit der
Wiener Kongreßakte (1815), die internationale Zu-
sammenarbeit in der Statuierung der Schiffahrts-
freiheit einschließlich der Bildung sog.
Stromkommissionen vereinbart. Herausragende
Bedeutung hat die Zentralkommission für die
Rheinschiffahrt (ZKR) mit Sitz in Straßburg, deren
Aufgabe es ist, das auf der Grundlage der Mann-
heimer Akte von 1868 erstellte Rheinregime zu si-
chern und weiterzuentwickeln. So werden in der
ZKR auf der Grundlage von Vorschlägen ihrer Aus-
schüsse die von den einzelnen Staaten zu erlas-
senden Verkehrs— und Schiffsicherheitsvorschriften
sowie wichtige Baumaßnahmen beschlossen. Die
Beschlüsse der ZKR haben eine gewisse Leitfunk-
tion auch für andere Wasserstraßengebiete Euro-
pas. Um die Einheitlichkeit der Rechtssprechung in
Rheinschiffahrtsangelegenheiten sicherzustellen,
ist bei der ZKR eine international besetzte Beru-
fungskammer eingerichtet.
In Anlehnung an das Rheinregime wurde für die
Mosel im Moselvertrag von 1956 die Moselkommis-
sion gebildet. In ihr werden neben schiffahrtspoli-
zeilichen und technischen Fragen auch die
Schiffahrtsabgaben für die Mosel abgestimmt und
beschlossen. Auch hier besteht ein internationales
Berufungsgericht gegen Urteile der nationalen Mo-
selschiffahrtsgerichte.
Die in Budapest tagende Donaukommission beruht
auf der sog. Belgrader Akte von 1948. Da die Bun—
desrepublik Deutschland noch nicht Vertragsstaat
dieser Akte ist, die Mitgliedschaft jedoch anstrebt,
nehmen Vertreter des BMV und der WSD Süd bis-
her Iediglich als Beobachter an der jährlich stattfin-
denden Vollversammlung sowie an den
Sachverständigentagungen teil.
Mit zunehmender Integration der Verkehrspolitik in
den EG-Staaten nimmt auch die Zahl der in den
verschiedenen Gemeinschaftsgremien behandel-
ten Binnenschiffahrts- und Seeschiffahrtsfragen zu.
Weitere Gremien, in denen die Bundesrepublik zu-
sammen mit ihren europäischen Nachbarn markt-
ordnende und technische Maßnahmen abstimmt,
sind die Europäische Verkehrsministerkonferenz
(CEMT) und die VN-Wirtschaftskommission für Eu-
ropa (ECE). Die ECE ist insbesondere von Bedeu-
tung für die Abstimmung der Fahrregeln und der
Schiffahrtszeichen sowie der technischen Anforde-
rungen an Binnenschiffe mit den osteuropäischen
Nachbarstaaten.
Der Regelung der Schiffahrtsbeziehungen zu den
Staatshandelsländern kommt wegen der unter-
schiedlichen Marktformen wachsende Bedeutung
zu, in der Binnenschiffahrt insbesondere deshalb,
weil nach Fertigstellung des Main-Donau-Kanals
das gesamte westeuropäische Wasserstra ßennetz
für die Flotten der Donau-Anliegerstaaten erreich-
bar sein wird.
1.4 Bundesverkehrswegeplanung
Die Bundesverkehrswegeplanung erstreckt sich
auf folgende Verkehrswege:
— das Schienennetz der Deutschen Bundes—
bahn,
— die Bundesfernstraßen,
— die Bundeswasserstraßen und
— die Flugsicherungsanlagen.
Diese Abgrenzung ergibt sich aus der Planungszu-
ständigkeit des Bundes gemäß der grundsätzlichen
Aufgabenverteilung.
Die Ziele der Verkehrsinvestitionspolitik des Bun-
des sind:
— verkehrssichere Erhaltung der Substanz der
Verkehrswege,
— zügige Fertigstellung laufender Projekte,
— Erfüllung veränderter qualitativer Ansprüche,
— regionale Erschließung und Anbindung,
bedarfsgerechter Ausbau der Verkehrsnetze.
unter Beachtung von Gesichtspunkten der Wirt-
schaftlichkeit, der Energieeinsparung, der
Mr
Stromkaje des Containerterminals in Bremerhaven
Schutzwürdigkeit von Umwelt, Natur und Land-
schaft sowie der städtebaulichen Belange.
Die Bundesverkehrswegeplanung soll den Ausbau
der Verkehrswege so steuern, daß eine gesamt-
wirtschaftliche sinnvolle Aufgabenteilung der Ver-
kehrsträger möglich ist.
Bereits vor der Vereinigung der beiden deutschen
Teilstaaten wurde das Zusammenfügen der Ver-
kehrswegenetze in der deutsch-deutschen Ver-
kehrswegekommission vorbereitet. Neben der
schnellen Realisierung der Lückenschlüsse insbe—
sondere im Straßennetz wurde in sämtlichen Berei-
chen der Verkehrsinfrastruktur der ehemaligen
DDR eine umfassende Bestandsaufnahme durch-
geführt, deren Ergebnis im Bericht über den Nach-
holbedarf zusammengestellt wurde.
Von dem insgesamt sehr großen Volumen des
Nachholbedarfs, der sich infolge unzureichender
Unterhaltungs— und Ersatzmaßnahmen in den letz-
ten Jahrzehnten aufgestaut hat, entfallen allein auf
den Bereich der Bundeswasserstraßen rd. 7,2 lVlrd.
DlVl, davon rd. 4,4 lVlrd. DlVl auf den Nachholbedarf
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im engeren Sinne, d. h. auf die unmittelbare Erhal-
tung der vorhandenen Anlagen.
Weiterhin wurde im Rahmen der Arbeiten der Ver-
kehrswegekommission eine erste Grobeinschät-
zung der künftigen Verkehrsentwicklung im
„Verkehrscenario DDR“ vorgenommen, das von
den bisherigen Verkehrsprognosen stark abweicht.
Diese Vorabeinschätzung der Auswirkungen der
deutschen Vereinigung und der Veränderungen in
Osteuropa bildete die Grundlage für das planeri-
sche Konzept in den einzelnen Verkehrsbereichen,
d. h. insbesondere für die 17 Verkehrsprojekte
Deutsche Einheit und für die weiterführende Ver-
kehrsprognose für den bis Ende 1991 aufzustellen-
den ersten Gesamtdeutschen Verkehrswegeplan.
Auch für den Bereich der alten Bundesländer wur-
den wesentliche Vorarbeiten für den Gesamtdeut-
schen Verkehrswegeplan durchgeführt, insbe—
sondere die projektspezifische Erfassung der Er—
satzinvestitionen 1991 — 2000 sowie die Vorpla-
nung und Bewertung der neu einzustellenden
Erweiterungsinvestitionen im Bereich der See- und
Binnenschiffahrtsstraßen.
1.5 Wasser- und Schiffahrtsverwaltung des
Bundes
Die dem Bundesminister für Verkehr (BMV) zur
Verwaltung der Bundeswasserstraßen nachgeord—
nete Wasser- und Schiffahrtsverwaltung (WSV)
gliedert sich in Mittelinstanz und Unterinstanz. Die
Mittelinstanz besteht aus den Wasser- und
Schiffahrtsdirektionen (WSDen) Nord (Kiel), Nord-
west (Aurich), Mitte (Hannover), West (Münster),
Südwest (Mainz), Süd (Würzburg) und der nach
der deutschen Wiedervereinigung eingerichteten
WSD Ost mit Sitz in Berlin. Ferner gibt es Sonder-
stellen mit zentraler Aufgabenwahrnehmung für
den Gesamtbereich der WSV, so z. B. das Seezei-
chenversuchsfeld in Koblenz.
Den Wasser- und Schiffahrtsdirektionen sind als
Unterinstanz insgesamt 40 Wasser- und
Schiffahrtsämter (WSÄ), 4 Wasserstraßen-Maschi-
nenämter (WMÄ) sowie 8 Neubauämter (NBÄ)
nachgeordnet. Den Wasserschiffahrtsämtern sind
regional Au ßenbezirke mit Betriebsstellen, wie z. B.
Schleusen, Hebewerke sowie Bauhöfe zugeordnet.
Die örtlichen Zuständigkeiten sind in Anlage 5 dar-
gestellt.
In den neuen Bundesländern werden die Ortsauf-
gaben von den Wasser— und Schiffahrtsämtern in
Stralsund, Dresden, Magdeburg, Lauenburg, Bran-
denburg, Berlin, Eberswalde sowie von Wasser-
straßenneubauämtern in Berlin und Magdeburg
wahrgenommen (Anlage 6).
Weiterhin gehören folgende Oberbehörden/Anstal—
ten zur WSV: Bundesanstalt für Wasserbau (BAW),
Bundesamstalt für Gewässerkunde (BfG) und das
Bundesamt für Seeschiffahrt und Hydrographie
(BSH); diese Behörden sind jeweils mit einer Au-
ßenstelle in Berlin vertreten.
Der Bundeshaushalt 1990 wies für den Personal—
körper der WSV insgesamt 14.985 Stellen aus;
durch die Wiedervereinigung wurde die Zahl der
Stellen um ca. 4.200 angehoben.
Die WSV erfüllt die ihr übertragenen Aufgaben teils
mit eigenem Personal und im Begiebetrieb, teils mit
Unternehmerhilfe. Größere Neu- und Ausbaumaß-
nahmen werden ausschließlich von Unternehmen
durchgeführt, wobei jedoch Bauplanung und
Bauüberwachung durch WSV-Personal erfolgt. Die
Unterhaltungsaufgaben werden je nach wirtschaft-
lichen Gegebenheiten von Unternehmen oder im
Regiebetrieb erledigt. Für den Betrieb der Anlagen
steht ausschließlich WSV—Personal zur Verfügung.
Innerhalb der Bundesanstalt für Wasserbau ist die
Abteilung Informationstechnik eingerichtet. Ihr sind
die Aufgaben für-den Einsatz der Informationstech-
nik in der WSV übertragen.
in der Regensburger „Scnderste/ie für Vermes-
sungswesen beim WSA“ wird an dem Pilotprojekt
„Digitale Bundeswasserstraßenkarte“ gearbeitet.
Der Einsatz der Informationstechnik erfolgt über
folgende IT-Struktur:
— Auf dem Zentralrechner in der BAW laufen
Datenbankanwendungen, die überregionale
Bedeutung haben.
— Auf Unix-Mehrplatzsystemen erfolgt die IT—
gestützte Sachbearbeitung für die Aufgaben-
bereiche Peilwesen, Gewässerkunde, Ko—
sten—Leistungsrechnung und zukünftig
Vermessung und Liegenschaften sowie die
Bundeswasserstraßenkarten.
— Für die Datenaufnahme und Spezialanwen-
dungen an Einzelplätzen werden IBM-kompa-
tible PC’s eingesetzt.
— Der Kanzleidienst ist mit einem einheitlichen
Textsystem ausgestattet.
2. Ziele und Aufgaben
2J Naüonal
Ziel der Verkehrspolitik auf dem Gebiet der Binnen-
schiffahrt ist es, die Voraussetzungen dafür zu
schaffen, daß die Nachfrage nach Verkehrsleistun-
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gen von der Binnenschiffahrt zu angemessenen
Bedingungen erfüllt werden kann. Dies schließt
ebenso ein, den Rahmen für einen geordneten
Wettbewerb zwischen der Binnenschiffahrt und
den konkurrierenden Verkehrsträgern zu schaffen.
Nur so ist es möglich, die arteigenen Vorteile der
Binnenschiffahrt in ökonomischer, technischer und
ökologischer Sicht im gesamtwirtschaftlichen Inter-
esse zu nutzen.
Daneben obliegt es dem Bundesminister für Ver-
kehr, durch die Vorhaltung eines leistungsfähigen
Wasserstraßennetzes die wegspezifischen Vor-
aussetzungen für den wassergebundenen Trans—
port im Inland zu schaffen. Es ist im einzelnen Auf-
gabe der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung
(WSV), das Netz der Bundeswasserstraßen so vor-
zuhalten, daß die Kosten der Schiffahrt und der
Vorhaltung der Schiffahrtswege einschließlich der
relevanten sozialen Kosten möglichst weitgehend
minimiert werden (gesamtwirtschaftliches Opti-
mum). Dies bedeutet konkret:
— Aufgabenerledigung mit möglichst geringen
Finanz-, Personal- und Sachmitteln,
— Schaffung möglichst günstiger Nutzungsver-
hältnisse für die Schiffahrt,
— Erzielung möglichst hoher Nutzen/geringer
Kosten bei au ßerverkehrlichen Nutzungen.
2.1.1 Verkehrssystem Schiff/Wasserstraße
Verkehrssicherheit
ln der Verkehrssicherheit nimmt das System Bin-
nenschiffahrt/Wasserstraße eine Spitzenstellung
ein. Hohe technische Sicherheit der Schiffe im Zu-
sammenwirken mit geringer Verkehrsdichte auf
dem leistungsfähigen Wasserstraßennetz ist hier-
für die wesentliche Voraussetzung. Adäquate Maß-
nahmen zur Regelung des Verkehrs im Verbund
mit verantwortungsbewu ßtem Handeln der Schiffs-
eigner und Besatzungen vervollständigen diesen
Rahmen. Der hohe Sicherheitsstandard wird durch
international abgestimmte Sicherheitsvorschriften
garantiert. Dies prädestiniert den Verkehrsträger
Binnenschiffahrt geradezu zur Beförderung gefähr-
licher Güter. Sie können unter denkbar guten Be-
dingungen
— sichere Schiffe, wo erforderlich Spezialschiffe
z.B. in Doppelhüllenbauweise,
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— deutliche Kennzeichnung bei Tag und Nacht,
— verhaltene Geschwindigkeit (8 bis 20 km pro
Stunde, je nach Berg- oder Talfahrt), '
— eindeutige Verkehrsregeln und -zeichen,
-— Schiffssicherungsmerkblätter und schriftliche
Weisungen für den Gefahrenfall,
— Verkehrswege weit überwiegend fernab von
dicht besiedelten Gebieten,
in großer Menge sicher befördert werden. Das
Restrisiko ist gering. Die trotz aller Sicherheitsmaß-
nahmen im jährlichen Mittel entstehenden La-
dungsverluste sind gering, vor allem in Anbetracht
der großen Mengen, die ohne Zwischenfall jährlich
ihr Ziel erreichen.
Verkehrssicherungspflicht
Die Sicherheit der Schiffahrt hängt auch von der
Verkehrssicherung in der Bundeswasserstraße ab.
Träger der Verkehrssicherungspflicht ist der Bund;
er läßt sie durch die Wasser- und Schiffahrtsver-
waltung des Bundes (WSV) erfüllen. Die WSV muß
den Verkehrsweg für die durchgehende Schiffahrt
im Rahmen des Möglichen und Zumutbaren durch
geeignete Maßnahmen sichern.
Die Verkehrssicherungspflicht erstreckt sich auf
das Fahrwasser. Fahrwasser ist der Teil einer
Wasserstraße, der, je nach Wasserstand, von der
durchgehenden Schiffahrt befahren werden kann.
Zur durchgehenden Schiffahrt gehören z.B. Güter-
und Fahrgastschiffe sowie Sportboote im Längs-
verkehr.ln den Seeschiffahrtsstraßen sind die
Grenzen des Fahrwassers wegen der besonderen
örtlichen Verhältnisse in der Regel durch Tonnen
bezeichnet. Hindernisse im Fahrwasser muß die
WSV, sobald sie ihr bekannt werden, durch
Schiffahrtszeichen kennzeichnen oder auf andere
Weise der Schiffahrt bekanntgeben.
Einige Bundeswasserstraßen haben eine besonde-
re Fahrrinne. ln der Fahrrinne muß die WSV weiter-
gehende Sicherungsmaßnahmen durchführen. Die
Fahrrinne ist Teil des Fahrwassers, in dem für die
durchgehende Schiffahrt bestimmte Breiten und
Tiefen vorgehalten werden. Die WSV muß dafür
sorgen, daß die Fahrrinne frei von Hindernissen
bleibt. Sie überprüft daher in regelmäßigen Abstän-
den den Zustand der Fahrrinne. Natürliche (z.B.
Auflandungen, Steine) oder künstliche (z.B. verlo-
rene Anker, Autowracks) Hindernisse, die sie dabei
feststellt, muß sie beseitigen oder, soweit das nicht
sofort möglich ist, kennzeichnen oder der Schiffahrt
mitteilen.
Binnenschiffahrt, Wasserstraßen und Umwelt
Der Verkehrsträger Binnenschiffahrt nutzt die Ver—
kehrswege der Natur. 75% der Wasserstraßen sind
natürliche Wasserläufe und nur 25% künstlich an-
gelegt.
Binnenschiffe fahren mit niedrigen Geschwindig-
keiten von 8 bis 10 km/h in der Bergfahrt und 18 bis
20 km/h in der Talfahrt. Sie transportieren fernab
von Wohngebieten oder in angemessenem Ab-
stand zu ihnen. Die Ausstattung der Schiffe mit mo-
dernsten navigatorischen Hilfsmitteln gewährleistet
einen sicheren Schiffsverkehr bei Tag und Nacht,
selbst bei unsichtigem Wetter. Während Binnen-
schiffe eindeutig den geringsten Geräuschpegel
aufweisen, verursachen Eisenbahn und LKW einen
fastdreimal so hohen Geräuschpegel.
Die Abgasemission ist fast vernachlässigbar. Die
Luftverunreinigung ist selbst geringer als bei der
elektrisch betriebenen Eisenbahn, da elektrische
Energie Kraftwerke erfordert, deren Emissionen die
der Binnenschiffahrt weit überschreiten.
Binnenschiffe beeinflussen die Wasserqualität
nicht nachhaltig. Die Verschmutzung der Wasser-
wege durch Öl verhindern Bilgenentölerboote, die
das Altöl von den Binnenschiffen übernehmen und
einer ordnungsgemäßen Entsorgung zuführen.
Mehrfachfunktionen der Wasserstraßen
Die Wasserstraßen selbst haben neben der ver-
kehrswirtschaftlichen Nutzung beachtenswerte
Funktionen zur Wasserversorgung, Erhaltung der
Vorflut, Abwendung von Hochwasser- und Eisge-
fährdung sowie zur preiswerten und sauberen
Energiegewinnung in staugeregelten Abschnitten.
Die Flüsse sind die naturgegebenen Hauptadern
für den Wasserabfluß. Aus Flüssen und
Schiffahrtskanälen werden ständig große Wasser-
mengen, vor aIIem für industrielle Zwecke entnom-
men. Aber auch die Landwirtschaft und die
Trinkwassergewinnung stützt sich in beachtlichem
Umfang auf das Wasserangebot der Bundeswas-
serstraßen. Besonders für Großanlagen zur Strom-—
erzeugung und zur Energiespeicherung sind die
Bereitstellung und Abführung größerer Wasser-
mengen wichtige wirtschaftliche _Standortvoraus-
setzungen. -
Zur umweltfreundlichSten Energiegewinnung zählt
die Wasserkraftnutzung. Sie ist jedoch nur wirt—
schaftlich vertretbar, wenn ausreichende Fallhöhen
und entsprechende Abflüsse zur Verfügung ste-
hen. In der Bundesrepublik sind Laufwasser-Kraft-
werke vielfach im Zusammenhang mit einer
Stauregelung für den Schiffsverkehr errichtet wor-
den. Zu den staugeregelten Bundeswasserstraßen
mit Wasserkraftnutzung zählen Weser, Oberrhein,
Neckar, Main, Mosel, Saar und Donau mit einer in-
stallierten Leistung von z.Z. rd. 750 MW.
Schließlich dienen die Bundeswasserstraßen in
steigendem Maße der Erholung der Bevölkerung
an und auf dem Wasser. Mit Verkürzung der regel-
mäßigen Arbeitszeit gewinnt der Freizeitwert der
Bundeswasserstraßen weiter an Bedeutung. Hier
ist an erster Stelle der Wassersport zu nennen mit
Segel- und Motorbooten, der Kanusport, Rudern,
Surfen und Wasserski. Die auf eine drei Viertel Mil-
lion geschätzte Zahl von SegeI-, Motor- und sonsti-
gen Booten spricht für sich.
Angeln und Wandern an den Ufern der Wasserstra—
ßen sind weitere beliebte Freizeitaktivitäten.
Einhergehend mit den aufgezählten Möglichkeiten
hat sich an besonders attraktiven Wasserstraßen
ein intensiver Fremdenverkehr für Kurz— und Lang-
zeiturlauber entwickelt. Die Fahrgastschiffahrt hat
hieran großen Anteil. Die Zahl von fast 600 Fahr-
gastschiffen mit rd. 170.000 Plätzen belegt den ho-
hen Stellenwert dieses Schiffahrtszweiges und des
dazugehörigen Fremdenverkehrs.
2.1.2. Verhältnis zu anderen Verkehrsträgern
Wettbewerbssituation
Die Enwicklung des ModaI-Split unter den Verkehr-
strägern in den zurückliegenden zwei Jahrzehnten
ist gekennzeichnet durch eine relative Stagnation
des von Bahn und Binnenschiff transportierten Gü-
terverkehrsaufkommens bei einer starken Auswei-
tung des LKW-Anteils. Die verbesserte
Marktposition des LKW ist auf folgende Determin-
anten zurückzuführen:
— Änderung der Güterstruktur; insbesondere
Zunahme des Transports von Halb- und Fer—
tigfabrikaten,
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— Bestrebungen der verladenden Wirtschaft
nach Minimierung der Lagerhaltungskosten
(verstärkte Nutzung moderner Logistikkon-
zepte wie Just-in-time und Haus-Haus-Ver-
kehre).
Die Ausweitung des LKW-Transportvolumens ging
in erster Linie zu Lasten der Deutschen Bundes-
bahn. Die Auswirkungen treffen jedoch auch die
Binnenschiffahrt, da die Bahn in ihrem Bemühen
um eine Kompensation von Ausfällen verstärkt um
Transporte wirbt, welche auch für die Auslastung
des Binnenschiffs von Bedeutung sind.
In einem wachsenden Verkehrsmarkt bedarf es ei-
ner sinnvollen Arbeitsteilung unter den Verkehr-
strägern Schiene, Straße und Wasser. Um dies zu
erreichen, müssen auch die Schnittstellen des Ver-
kehrs anforderungsgerecht gestaltet und damit die





Sowohl der Europäische Binnenmarkt 1993 als
auch die Westöffnung der ehemaligen Ostblock-
staaten stellen eine zunehmende Herausforderung
für die Güterverkehrsinfrastruktur Deutschlands als
Haupttransitland in Europa dar. Ziel der Verkehrs-
politik der Bundesregierung ist die umweIt-‚ kapazi-
täts- und marktgerechte Bewältigung dieser
Herausforderung. Dabei spielen die kombinierten
Verkehre Schiene/Straße und Binnenwasserstra-
ße/Straße/Schiene eine wesentliche Rolle.
Insbesondere der Kombinierte Verkehr auf Binnen-
wasserstraßen findet in Anbetracht zunehmender
Kapazitätsengpässe auf Straße und Schiene die
besondere Aufmerksamkeit der Bundesregierung.
Sowohl auf nationaler als auch auf internationaler
Ebene soll diese Art des Kombinierten Verkehrs
auch weiterhin gefördert werden:
— Ab dem 1. Januar 1992 erfolgt auf der Basis
einer EG-Richtlinie die Liberalisierung des
Straßenvorlaufs und -nach|aufs im grenz-
überschreitenden Kombinierten Verkehr Bin—
nenwasserstraße/Straße im Umkreis von 150
km Luftlinie von den Binnenwasserumschlag—
plätzen.
— Ebenso ab dem t. Januar 1992 kommt es zu
folgenden Verbesserungen für den grenz—
überschreitenden Kombinierten Verkehr:
o Freigabe der Huckepackkabotage im
Kombinierten Verkehr zwischen Mit-
gliedstaaten;
o Befreiung des Straßenvorlaufs und
-nachlaufs auf der Straße von der Tarif—
pflicht;
o Erleichterung des Zugangs des Werk-
verkehrs zum Kombinierten Verkehr.
— Die bisherigen Fördermaßnahmen für den
Kombinierten Verkehr werden auch in der Zu—
‚ kunft fortgeführt:
o Befreiung von der im Vor- und Nachlauf
zum/vom Hafen eingesetzten Fahrzeu-
ge von der Kraftfahrzeugsteuer;
o höhere zulässige Gesamtgewichte für
den Straßenvorlauf und -nachlauf.
Die Bundesregierung begrüßt ausdrücklich die Be-
mühungen des Güterverkehrsgewerbes um Grün-
dung einer „Wasserkombi"-Gesellschaft. Sie soll
als Einkaufsgesellschaft die Leistungen des Kom-
binierten Verkehrs Binnenwasserstraße/Straße/
Schiene für den Spediteur attraktiver machen.
Die Bundesregierung unterstützt im Rahmen ihrer
rechtlichen Kompetenzen den Aufbau von Güter-
verkehrszentren (GVZ). Die räumliche Zusammen-
fassung von Verkehrs- und verkehrsergänzenden
Dienstleistungsbetrieben im GVZ ermöglicht eine
Bündelungs- und Verteilfunktion für Güterströme.
Der Kombinierte Verkehr kann auf wirtschaftlicher
Basis im Fernverkehr arbeiten. Wesentlich ist also,
daß ein GVZ den Verkehrsträgerwechsel ermög-
licht. Eine Umschlaganlage des Kombinierten Ver-
kehrs Schiene/Straße bzw. Binnenwasserstraße/
Straße/Schiene ist daher notwendiger Bestandteil
eines GVZ. Das GVZ bestärkt auf diese Weise
nochmals die positive Zusammenarbeit aller Ver-
kehrsträger im Güterverkehrsmarkt der Zukunft.
Die rationelle Transportkette des Kombinierten
Verkehrs gewinnt auch in diesem Zusammenhang
immer mehr an Bedeutung.
2.1.3 Marktregelungen
Um zu einer besseren Funktionsfähigkeit der Ver—
kehrsmärkte zu gelangen, bedurfte es in diesem
Bereich und insbesondere auch in der Binnen—
schiffahrt besonderer Maßnahmen.
Die Überalterung der Binnenschiffsflotte konnte mit
der seit 1969 durchgeführten Abwrackaktion entge-
gengewirkt werden. Der auf den internationalen
Binnenschiffahrtsmärkten bestehende strukturelle
Schiffsraumüberhang ist inzwischen durch eine auf
EG-Ebene koordinierte Abwrackaktion verringert
worden. (Einzelheiten s. 3.7).
Mit dem im Gesetz über den gewerblichen Binnen—
schiffsverkehr geregelten innerdeutschen Frach—
tensystem soll einerseits ein Preisverfall für
Verkehrsleistungen sowie ein damit einhergehen—
der ruinöser Wettbewerb und zum anderen ein un—
lauterer Wettbewerb zwischen den Binnen—
verkehrsträgern verhindert werden. Die Entgelte für
Verkehrsleistungen zwischen deutschen Lösch-
und Ladeplätzen werden durch Frachtenausschüs-
se festgesetzt. In den Frachtenausschüssen sind
Schiffahrt und Verladerschaft paritätisch vertreten.
Die Mitglieder der Frachtenausschüsse sind nach
geltenden Bestimmungen nicht weisungsgebunde-
ne Sachverständige. lhren Beschlüssen kommt
erst im Wege über das staatliche Umsetzungsver-
fahren durch Verordnung rechtliche Wirkung zu.
Mit der deutschen Wiedervereinigung ist die Frach-
tenregelung auf den Bereich der neuen Bundeslän—
der ausgedehnt worden. Diese Maßnahme erwies
sich im Hinblick auf die Herstellung eines einheitli-
chen „Ordnungsrahmens als notwendig. Darüber
hinaus bedurfte es für die Schiffahrttreibenden in
den neuen Bundesländern angesichts bestehender
Umstellungsschwierigkeiten auf das marktwirt-
schaftliche System eines gesicherten Anschubs.
Der bestehende ordnungspolitische Rahmen ist
auch aus diesen Gründen noch unverzichtbar, be-
vor dann im weiteren eine Anpassung an die Erfor-
dernisse eines liberalisierten europäischen
Verkehrsmarktes erfolgt.
Der Transport von Gütern im innerdeutschen Bin-
nenverkehr östlich der Linie Dortmund-Hamm
bleibt grundsätzlich den in einem deutschen Regi-
ster eingetragenen Binnenschiffen vorbehalten
(Kabotage-Begelung). Diese Transporte machen
nur rd. 20 % des innerdeutschen Binnenschiffsver-
kehrsaufkommens aus. Der übrige innerdeutsche
Verkehr ist für die Schiffe der Mitgliedstaaten der
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EG und der Schweiz bereits freigegeben, da es
sich um Verkehr im Rheinstrom-gebiet handelt und
dort die Grundsätze der Revidierten Rhein-
schiffahrtsakte (Mannheimer Akte) Anwendung fin-
den.
2.2 International
Schwerpunkt der Binnenschiffahrt ist der internatio-
nale (grenzüberschreitende)Verkehr. Dieser ist in
den letzten Jahren überproportional angewachsen
und gewinnt zunehmend an Bedeutung. Vor allem
im Hinblick auf die Vollendung des Binnenmarktes
1992 gilt es, diesen Verkehr weiter zu entwickeln,
Hemmnisse abzubauen und einem ruinösen Frach-
tenverfall entgegenzutreten.
Für die internationale Rheinschiffahrt schafft die
Revidierte Rheinschiffahrtsakte (Mannheimer
Akte) mit den Grundsätzen Schiffahrtsfreiheit und
Abgabenfreiheit gute Voraussetzungen für ein wei-
teres Anwachsen dieses Verkehrs.
Für eine Intensivierung des internationalen Donau-
schiffsverkehrs — insbesondere auch im Hinblick
auf die künftige Eröffnung des Main-Donau-Kanals
— werden mit den Donauanliegerstaaten bilaterale
Binnenschiffahrtsabkommen abgeschlosen, um
sich — auf der Grundlage der Gegenseitigkeit — die
notwendigen Verkehrsrechte einzuräumen.
Der Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zur




3.1 Entwicklung des Binnenschiffsverkehrs
Der Güterverkehr mit Binnenschiffen lag auch im
Jahr 1990 auf hohem Niveau. Insgesamt wurden
auf westdeutschen Binnenwasserstraßen 231,6
Mio t befördert; das sehr gute Vorjahresergebnis
wurde nur um 3,2 Mio t unterschritten. Bei der Ver-
kehrsleistung wurde mit 54,8 Mrd tkm (+ 1,4 %) ein
neuer Spitzenwert erreicht. Der Anteil der Binnen-
schiffahrt am binnenländischen Güterfernverkehr
blieb mit 22 0/0 nahezu unverändert (vgl. Anlagen 7
u. 8).
Dagegen mußte die Binnenschiffahrt in den neuen
Bundesländern 1990 einen Transportrückgang um
35 % auf 13,3 Mio t hinnehmen (1989: 20,4 Mio t).
Die Transportleistung verringerte sich um 22 % von
2,3 auf 1,8 Mrd tkm. Neben der schlechten Auf—
tragslage der ostdeutschen Wirtschaft wirkte sich
1990 auch extremes Niedrigwasser von Elbe, Saa-
Ie und Oder aus. Der Wegfall der Transporte von
Steinen, Erden und Baumaterialien, welche bislang
50 % der Güterverkehre in Ostdeutschland aus—
machten, führten zu einer unbefriedigenden Kapa—
zitätsauslastung der dortigen Binnenschiffsflotte.
Auch bei der Braunkohle, welche über viele Jahre
die Beschäftigung der Binnenschiffahrt sicherstell-
te, waren Einbußen zu verzeichnen, weil die Liefer-
mengen an die Kraftwerke reduziert wurden und in
der Kohlechemie Betriebsstillegungen erfolgten.
Die schwierige wirtschaftliche Lage in den neuen
Bundesländern wirkte sich auch auf den Verkehr
mit den westlichen Bundesländern aus; der Rück—
gang belief sich auf 1,6 Mio t (: 25,8 %). Es waren
im wesentlichen die Verkehrsrückgänge in diesem
Verkehr sowie im grenzüberschreitenden Verkehr,
durch welche das Ergebnis im Gesamtverkehr der
westlichen Bundesländer mit 231 ,6 Mio t etwas hin-
ter dem Vorjahresergebnis zurückblieb. Der Anteil
der deutschen Flotte an diesem Gesamtverkehr
bewegte sich mit 44, 3 % auf Vorjahresniveau.
3.1.1 Rheinverkehr
Bei einem Gütervolumen von rd. 143,6 Mio t im
Jahre 1990 wurde am deutsch-niederländischen
Grenzübergang Emmerich das Vorjahresergebnis
der Rheinschiffahrt ungefähr wieder erreicht.
Die Grenze bei Emmerich passierten zu Berg ins-
gesamt 76.295 beladene und 24.848 leere Fahr-
zeuge. Zu TaI fuhren 57.140 beladene und 43.829
leere Fahrzeuge. Insgesamt wurden 202.112 Fahr-
zeuge gegenüber 206.918 Fahrzeugen im Jahr
1990 abgefertigt, wovon 76,0 v.H. der die Grenze
passierenden Schiffe von der „Freien Durchfahrt“
Gebrauch machten.
Der Flaggenanteil der ausländischen Schiffe am
Ladungsaufkcmmen stellt sich wie folgt dar (Vor-
jahreswerte in Klammern):
Land Bergfahrt % Talfahrt %
Bundesrepublik
Deutschland 26,1 (29,6) 12,8 (10,6)
Niederlande 59,2 (55,7) 73,1 (73,8)
Belgien 6,1 (6,1) 8,0 (9,2)
Frankreich 1,6 (1,5) 1,7 (2,4)
Schweiz 5,4 (6,1) 2,4 (2,7)
Sonstige Staaten 1,6 (1,0) 2,0 (1,3)
100,0 (100,0) 100,0 (100,0)
3.1.2 Westdeutsche Kanäle
Auf den westdeutschen Kanälen wurden von Janu-
ar bis Dezember 1990 insgesamt 55.501 Mio t Gü-
ter befördert. Davon entfielen vom Rhein 18.276
Mio t, zum Rhein 14.823 Mio t und auf den übrigen
Verkehr 22.402 Mio t.
3.1.3 Rhein-See-Verkehr
Im Jahr 1990 passierten 2385 beladene Küstenmo-
torschiffe mit einem Transportvolumen von rd. 2,3
Mio t die Grenze bei Emmerich. Gegenüber dem
Vorjahr ist eine Abnahme der beförderten Güter-
mengen um rd. 0,34 Mio t festzustellen.
Weitere Vergleichszahlen ergeben sich aus nach-
stehender Tabelle:
Zeitraum Anzahl bela- Tragfähigkeit Gütermenge
dener Schiffe in t in t
Jan-Dez.
1989 2782 4365 774 2669091
Jan-Dez.
1990 2385 3708193 2326206
Abnahme in
1990 - 14,3 % — 15,1 % - 12,8 %
3.1.4 Fahrgastschiffahrt
Da eine offizielle Statistik über die Fahrgast-
schiffahrt nicht existiert, kann hier nur auf besonde-
re Entwicklungen bzw. neue Verkehre hingewiesen
werden.
So hat auf dem 93 km langen ehemaligen Grenzabh
schnitt der Elbe nach dem Wegfall der Grenze eine
unerwartete Wiederbelebung des Fährverkehrs
stattgefunden, die zur Einrichtung folgender Fähr-





Neu Darchau-Darchau (Elbe-km 536,3),
BIeckede-Neu BIeckede (Elbe—km 550,0).
Auf dem gesamtdeutschen Streckenabschnitt der
Elbe hat die Personenschiffahrt infolge der Eini-
gung Deutschlands eine starke Belebung erfahren.
3.1.5 Häfen und Umschlagstellen
ln den Binnenhäfen der Bundesrepublik Deutsch-
land (nach dem Gebietsstand vor dem 3. Oktober
1990) wurde im Berichtsjahr ein Gütervolumen von
275 Mio t umgeschlagen; das Vorjahresergebnis
wurde damit um 2,5 Mio t (minus 0,9 %) unterschrit-
ten. Die Häfen des Rheingebietes verzeichneten
_ einen Umschlag von 198,3 Mio t , was einem Anteil
am Gesamtgüterumschlag der Binnenschiffahrt
von 72 % entspricht (Anlage 9). Auf die Häfen der
übrigen Wasserstraßengebiete entfielen folgende
Umschlagsmengen (Vorjahreswert): westdeut-
sches Kanalgebiet 34,4 Mio t (33,7 Mio t), Mittel-
landkanalgebiet 12,7 Mio t (12,3 Mio t), Elbegebiet
13,9 Mio t (13,0 Mio t), Wesergebiet 9,0 Mio t (8,8
Mio t), Donaugebiet 3,2 Mio t (3,0 Mio t) und Berlinp
West 4,3 Mio t (7,1 Mio t).
Umschlagszunahmen erfuhren in nennenswertem
Umfang der Hamburger Hafen (plus 0,7 Mio t auf 9
Mio t), die Häfen Dortmund (plus 0,5 Mio t auf 5,1
Mio t) und Karlsruhe (plus 1,3 Mio t auf 11,8 Mio t).
Für den Umschlag im Hafen Hamburg wirkte sich
das durch die Wiedervereinigung vergrößerte Hin-
terland positiv aus. Für die Zukunft ist damit zu
rechnen, daß Hamburg als Umschlagshafen für die
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neuen Bundesländer und die Elbe als Verbin-
dungsweg noch an Bedeutung zunehmen werden.
Die Duisburger Häfen — insbesondere Rheinhau-
sen — mußten dagegen mit 4,6 Mio t (minus 8,6 %)
einen erheblichen Umschlagsrückgang hinnehmen
und erreichten nur 48,9 Mio t. In Köln wurden im
Berichtsjahr 0,7 Mio t (minus 6,8 %) weniger verla—
den; der Güterumschlag belief sich auf 10,1 Mio t.
3.2 Frachten
3.2.1 Nationaler Verkehr
Nach dem Gesetz über den gewerblichen Binnen-
schiffsverkehr werden die Entgelte für Verkehrslei-
stungen der Schiffahrt durch Frachtenausschüsse,
in denen das Binnenschiffahrtsgewerbe und die
Verlader gleichberechtigt vertreten sind, nach vor-
ausgehendem Marktgespräch einstimmig be-
schlossen. Die vom Bundesminister für Verkehr
genehmigten und durch Rechtsverordnung verkün-
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Obwohl seit der Ietztmaligen generellen Frachtan-
hebung im Jahr 1986 die Kosten weiter gestiegen
sind, hat das Binnenschiffahrtsgewerbe auch 1990
eine lineare Frachterhöhung nicht durchsetzen
können. ln der Tankschiffahrt wurde mit Wirkung
vom 1. Januar 1990 eine Erweiterung der Margen-
regelung von plus 10 %/minus 5 % auf plus 15 %/
minus 10 0/0 beschlossen.
Im Hinblick auf die in Aussicht genommene Anpas-
sung der nationalen Verkehrsmarktordnung an ei-
nen deregulierten Europäischen Binnenmarkt sind
inzwischen auch für den Bereich der Trocken-
schiffahrt Margenentgelte generell eingeführt wor-
den. Gleichzeitig sind auch lineare Tarifanhebungen
beschlossen worden. Sie betragen unter Berück-
sichtigung der Margen 1,5-5 % je nach Transport-
gut. Für die Tankschiffahrt wurde eine Anhebung
der Fracht um 2 % bei erweiterten Margen be-
schlossen. Die gefaßten Beschlüsse traten Mitte
1991 in Kraft.
3.2.2 Grenzüberschreitender Verkehr
Die Frachtentwicklung im grenzüberschreitenden
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entsprechende Entwicklung im internationalen
Rheinverkehr. Im grenzüberschreitenden Tank-
schiffsverkehr haben sich die Frachten auch in Fol-
ge der Abwrackung im Rahmen der EG-
Strukturbereinigung in der Binnenschiffahrt deutlich
erhöht. Dagegen waren die Auswirkungen der EG-




Für die Benutzung der abgabenpfiichtigen Bundes-
wasserstraßen durch Wasserfahrzeuge werden
Schiffahrtsabgaben (auf dem Nord-Ostsee-Kanal:
Befahrungsabgaben) erhoben. Abgabenpflichtig
sind die staugeregelten (kanalisierten) Flüsse und
die Kanäle. Der Rhein, die Elbe, die Oder sowie die
Mündungsstrecken von Weser und Ems sind abga—
benfrei.
Die Schiffahrtsabgaben sind ein Beitrag zu den lau-
fenden Ausgaben der Wasser- und Schiffahrtsver-
waltung für Betrieb, Unterhaltung und allgemeine
Verwaltung der Bundeswasserstraßen. Sie sollen
aber auch den Besonderheiten der Region und ih-
rer Wettbewerbsfähigkeit Rechnung tragen, um
spezifische Transporte für den Wasserweg zu ge-
winnen bzw. zu erhalten.
Mit Wirkung vom 3. Oktober 1990 wurden die Bun-
deswasserstraßen der neuen Bundesländer in die
geltenden Tarifregelungen einbezogen. Dabei blie-
ben Elbe und Oder ebenso wie der Rhein abgaben-
frei. Bei der Abgabengestaltung wurde die
Wirtschaftsstruktur der jeweiligen Region mit ihrer
Auswirkung auf die Oueil- und Zieltransporte be-
rücksichtigt.
Unter dem gleichen Aspekt wurden für Wasser-
straßen in den alten Bundesländern Ergänzungen
und Änderungen in den einzelnen Abgabetarifen
vorgenommen. Zur Förderung des kombinierten
Verkehrs wurden erstmals spezielle Abgabensätze
für den Containerverkehr festgelegt.
Die Einnahmen aus Schiffahrtsabgaben betrugen
im Jahre 1990 159,0 Mio DM. Davon entfielen auf
den Nord-Ostsee-Kanal rd. 34,5 Mio DM und auf
die einem internationalen Regime unterliegende
Mosel (nur deutsche Verwaltung) rd. 14,1 Mio DM.
3.4 ERP-Förderung der Binnenschiffahrt
Aus dem ERP-Sondervermögen können für den
Neubau bzw. Umbau von Binnenschiffen zinsgün-
stige Darlehen gewährt werden. Daneben können
Existenzgründungen nach dem ERP-Existenzgrün-
dungsprogramm gefördert werden.
Den WSDn West und Nord, die zu Darlehnsanträ-
gen für Kredite nach dem ERP-Existenzgründungsw
programm (ERP-Investitionsm und Eigenkapital-
hilfeprogramm) gutachterlich Stellung nehmen, la-
gen in 1990 insgesamt 22 Anträge vor; davon konn-
ten 21 Anträge mit einer Kreditsumme in Höhe von
9,8 Mio. DM befürwortet und der Deutschen La-
stenausgleichsbank zugeleitet werden.
Das ERP-Binnenschiffahrtsprogramm wurde im
Rahmen des ERP-Wirtschaftsplans auch in 1990
fortgesetzt. Von der Wasser- und Schiffahrtsver-
waitung wurden zusammen mit den für die einzel-
nen Stromgebiete zuständigen Kreditkommissionen
insgesamt 19 Kreditanträge mit einer Kreditsumme
von rd. 8,8 Mio DM befürwortet. Darunter befanden
sich 2 Anträge für Schiffsneubauten mit einer Kre-
ditsumme von 6,9 Mio DM.
3.5 Unternehmensstruktur und Personallage
Auch im Berichtsjahr hat sich der schon seit Jahren
zu beobachtende Strukturwandel bei den Unter-
nehmen in der Binnenschiffahrt fortgesetzt. So wa-
ren am Erhebungsstichtag (30.Juni 1990) 1.592
Unternehmen der gewerblichen Binnenschiffahrt
registriert — 94 Unternehmen weniger als im Jahr
zuvor. Dieser Unternehmensrückgang betraf fast
ausschließlich die Partikuliere mit einer Tonnage
bis 1.000 Tonnen. Die Zahl dieser Unternehmen re-
duzierte sich binnen Jahresfrist um 98 (- 15 %). Da—
gegen stieg die Zahl der mittelständischen
Unternehmen mit einer Laderaumkapazität zwi-
schen 2.000 und 10.000 t um 9 auf 90 Firmen an.
Die Gesamtzahl der in der gewerblichen Güter—
schiffahrt (ohne Tankschiffahrt) tätigen Unterneh-
men sank von 1.306 auf 1.204 Firmen. Diese
Unternehmen verfügten über einen Bestand von
1.498 (- 122) Gütermotorschiffen mit einer Tragfä-
higkeit von 1,631 Mio t (- 0,075 Mio t). Hinzu kamen
175 Unternehmen im Bereich der Tankschiffahrt
mit insgesamt 403 (- 9) Tankschiffen und einer
Tragfähigkeit von 0,557 Mio t (- 0,16 Mio t).
Bei den Binnenschiffahrtsunternehmen waren im
Jahre 1990 insgesamt 9.654 Personen (einschließm
Iich Werkverkehr) beschäftigt, davon 8.139 als fah—
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rendes Personal und 1.515 als Landpersonal.
Gegenüber dem Vorjahresergebnis ist der Perso-
nalbestand in etwa konstant geblieben (+ 4 Be—
schäftigte), jedoch ging die Zahl des fahrenden
Personals um 71 Beschäftigte (- 0,9 %) zurück,
während sich beim Landpersonal die Zahl der Be—
schäftigten um 75 (+ 5,2 %) erhöhte.
3.6 Fiottenstruktur
Die Struktur der deutschen Binnenschiffsflotte (Ge-
bietsstand bis zum 3.0ktober 1990) hat sich in den
vergangenen Jahrzehnten erheblich verändert. Mit—
te der 50er Jahre — der Wiederaufbau der deut—
schen Binnenschiffsflotte war noch nicht
abgeschlossen — waren rd. 6.300 Frachtschiffe mit
einem Frachtraum von rd. 3,8 Mio t in Betrieb. Nur
30 % der Tonnage war motorisiert, die durch-
schnittliche Größe der Schiffe lag bei 600 t Tragfä-
higkeit.
Vor Beginn der Abwrackaktion im Jahr 1969 war
die Zahl der Frachtschiffe auf rd. 7.000, ihre Trag-
fähigkeit auf 4,7 Mio t gestiegen. Der Motorisie-
rungsgrad hatte praktisch 75 % erreicht, die
durchschnittliche Tragfähigkeit betrug nunmehr
670 t. Zusätzlich gab es bereits 37 Schubboote und
125 Schubleichter. Seitdem verkleinerte sich die
Flotte nach Anzahl der Schiffe und Frachtraum bis
Mitte der 80er Jahre relativ stark, ab 1986 jedoch
mit vermindertem Tempo. 1989 gab es noch rd.
2.550 „konventionelle“ Schiffe mit rd. 2,6 Mio t
Tragfähigkeit. Hiervon waren jetzt 96% motorisiert,
die durchschnittliche Tragfähigkeit betrug rd. 1.000
t. Parallel dazu war die Schubflotte von Mitte der
60er bis Mitte der 70er Jahre erheblich gewachsen,
anschließend bis Mitte der 80er Jahre annähernd
konstant geblieben und seitdem wieder leicht zu-
rückgegangen. Sie hat heute mit gut 100 Schub-
booten, 440 Schubleichtern und einer Tragfähigkeit
von knapp 0,7 Mio t einen Anteil von 21 % an der
Gesamttonnage von rd. 3,3 Mio t und verändert
sich nur noch unwesentlich.
Die Entwicklung der Fiottenstruktur ist im einzelnen
in den Anlagen 10, 11 und 12 dargestellt.
Seit Anfang der 80er Jahre sind zwei deutliche
Trends zu erkennen:
1. Zunehmend werden Schiffe als sogenannte
Koppelverbände gefahren,.bei denen in der
Regel ein Schiff mit Eigenantrieb ein oder
mehrere motorisierte Schiffe oder unmotori-
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sierte Schiffe schiebt bzw. Iängsseits nimmt.
Hierzu werden Neubauten und auch vorhan-
dene Schiffe mit deutlich stärkeren Antiebs-
anlagen ausgerüstet.
2. Die Neubauten werden erheblich größer. Das
lange Zeit typische sog. „Europaschiff“ mit
85m Länge und 1.350 t Tragfähigkeit verliert
im Neubaubereich zunehmend an Bedeutung
und wird durch das Großmotorschiff mit einer
Länge von 110 m und einer Tragfähigkeit bis
zu 3.000 t verdrängt. Es ist zu erwarten, daß
die Entwicklung der Schiffsgrößen hiermit ei-
nen vorläufigen Endpunkt erreicht hat. Größe-
re Schiffe sind derzeit lediglich als
Spezialschiffe für den Rhein denkbar, wobei
die Länge nach geltender Rechtslage auf 110
m begrenzt bleibt.
Mit dem Beitritt der ehemaligen Deutschen Demo-
kratischen Republik erhöhte sich die deutsche Bin-
nenschiffsflotte um mehr als 1.200 Frachtschiffe
mit etwa 0,65 Millionen Tonnen Tragfähigkeit. Die
Struktur dieser Flotte ist gekennzeichnet durch
weitgehende Typisierung in Form relativ kleiner
Schubeinheiten, zumeist mit etwa 400 Tonnen
Tragfähigkeit je Leichter. Die hinzugekommenen
Selbstfahrer haben durchweg eine Tragfähigkeit
unter 1.000 t.
Die Struktur der gesamten deutschen Binnen-
schiffsflotte nach Art und Anzahl der Schiffe sowie
ihrer Tragfähigkeit und Leistung wird erst nach
Durchführung der vorübergehend auf das Gebiet
der neuen Bundesländer ausgedehnten EG-Ver-
ordnung über die Strukturbereinigung sowie der
Anpassung der dort beheimateten Flotte an den
veränderten Transportbedarf in aussagefähiger
Form darstellbar sein.
3.7 Abwrackaktion
Seit 1969 wurde zur Abwrackung unwirtschaftli-
chen Schiffraums in der Binnenschiffahrt und zur
Verbesserung der Funktionsfähigkeit der Binnen-
schiffahrtsmärkte eine aus Beiträgen des Gewer-
bes finanzierte nationale Abwrackaktion
durchgeführt. Durch diese Aktion sind insgesamt
5.600 Fahrzeuge mit einer Tragfähigkeit von 2,524
Mio t abgewrackt worden. Die dafür gezahlte Ab-
wrackprämie betrug rd. 212,6 Mio DM.
Mit der seit 1989 in Kraft getretenen EG—Verord—
nung Nr.1101/89 des Rates über die Strukturberei—
nigung in der Binnenschiffahrt wird ein Abbau der
Überkapazitäten in der europäischen Binnen-
schiffahrt angestrebt. Durch die EG-weit koordinier-
te Abwrackaktion unter zusätzlicher Beteiligung der
Schweiz soll die westeuropäische Binnenschiffahrt
wieder in die Lage versetzt werden, Transporte zu
auskömmlichen Frachten durchführen zu können,
um dadurch zugleich ihre Position als besonders
umweltfreundlicher Verkehrsträger zu festigen. Die
Abwrackaktion ist eine Selbsthilfemaßnahm‘e des
Binnenschiffahrtsgewerbes. Seit dem 1. Januar
1990 sind von der Schiffahrt Beiträge an den Ab-
wrackfonds zu entrichten, aus dem Abwrackprämi-
en für die aus dem Verkehr ausscheidenden
Schiffe gezahlt weden. Insgesamt sind so rd. 1.600
Schiffe mit 1,1 Mio t Tragfähigkeit aus dem Markt
genommen worden. Dies entspricht einem Flotten-
abbau von 7,4 % bei den Trockengüterschiffen und
12,3 % bei den Tankschiffen. Die Auswirkungen
der Abwrackaktion sind als besonders positiv für
den Bereich der Tankschiffahrt zu beurteilen; hier
waren deutliche Frachtanhebungen zu verzeich-
nen. Eine gleichermaßen positive Beurteilung kann
für den Bereich der Trockenschiffahrt nicht getrof-
fen werden. Dort kam es lediglich im Bereich der
Kanalschiffahrt zu Frachtanhebungen, während in
der Trockenschiffahrt auf dem Rhein eine durch—
greifende Verbesserung der Frachtensituation
noch auf sich warten ließ.
In Gesprächen mit der EG-Kommission und den
Mitgliedstaaten gelang es, die Abwrackaktion
nachträglich für die Binnenschiffahrt in den neuen
Bundesländern zu öffnen. Dies ist insofern bedeut-
sam, weil dadurch eine Strukturbereinigung auch
bei der dortigen Binnenschitfstlotte ermöglicht wird.
Das Abwrackpotential beläuft sich auf ca. 94.000 t;
dies entspricht einem Anteil von 15 % an der Ge-
samttonnage. Damit erhält die dortige Schiffahrt die
Möglichkeit, sich von unwirtschaftlichem Schiffs-
raum unter Inanspruchnahme von Prämien zu be-
freien. Durch die in den neuen Bundesländern mit
dem Jahr 1991 beginnende Beitragspflicht ist die




Die Verkehrsregelung auf den Binnenschiffahrts-
straßen des Bundes richtet sich nach bundesrecht—
lichen Vorschriften. Für den Rhein und die Mosel
werden sie durch internationale Gremien, die Zen-
tralkommission für die Rheinschiffahrt und die ln-
ternationale Moselkommission, vorgegeben. Es
handelt sich dabei in der Hauptsache um die Rhein-
schiffahrtspolizeiverordnung, die Moselschiffahrts—
polizeiverordnung und Donauschiffahrtspo-
Iizeiverordnung, die im wesentlichen nur dort Ab-
weichungen voneinander aufweisen, wo diese
durch regionale Gegebenheiten bedingt sind. Er—
gänzt werden die Polizeiverordnungen durch zahl-
reiche, von den Wasser- und Schiffahrtsdirektionen
zu erlassene Regelungen provisorischer oder vor-
übergehender Art.
Die deutsche Einigung machte eine Anpassung der
schiffahrtspolizeilichen Vorschriften Ostdeutsch-
lands und Berlins an die westdeutschen Regelun-
gen notwendig, die insbesondere im Land Berlin
wegen der dort geltenden Besonderheiten im Jahr
1990 nicht abgeschlossen werden konnten.
Der Vollzug schiffahrtspolizeilicher Vorschriften ist
zum Teil Aufgabe der Wasserschutzpolizei der
Länder nach Maßgabe der mit dem Bund abge-
schlossenen Vereinbarungen und zum Teil Aufga—
be der Wasser- und Schiffahrtsverwaltungen des
Bundes. Der Wasserschutzpolizei obliegen insbe—
sondere die Gefahrenabwehr im Bereich der Bin-
nenschiffahrt, die Verkehrskontrollen und die
Verfolgung von Zuwiderhandlungen gegen schiff-
fahrtspolizeiliche Vorschriften.
Ab 3. Oktober 1990 wird in den neuen Bundeslän-
dern auf den Bundeswasserstraßen der schiffahrts-
polizeiliche Vollzug auf provisorischer Basis ent—
sprechend der o.a. Vereinbarungen wahrgenom-
men. Vorbereitungen für eine formelle Vereinba-
rung zwischem dem Bund und den neuen
Bundesländern sind im Gange.
Der schiffahrtspolizeiliche Vollzug ist insbesondere
für die Überwachung des Schiffsverkehrs von Be—
deutung. Verstöße gegen schiffahrtspolizeiliche
Vorschriften, die bei Kontrollen festgestellt werden,
werden als Ordnungswidrigkeiten mit Geldbußen
oder Verwarnungen geahndet. Hierbei ist eine
enge Zusammenarbeit zwischen den Wasser- und
Schiffahrtsdirektionen und der Wasserschutzpoli-
zei erforderlich. Die einzelnen Ordnungswidrigkei-
tentatbestände sind in einem umfangreichen
Bußgeldkatalog zusammengefaßt.
3.8.2 Seeschiffahrtsstraßen
Nach 5 9 Abs. 1 Nr. 2 des Seeaufgabengesetzes ist
der Bundesminister für Verkehr ermächtigt, zur Ab-
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wehr von Gefahren für die Sicherheit und Leichtig-
keit des Seeverkehrs Rechtsverordnungen zu
erlassen, die den Verkehr auf den Seeschiffahrts-
straßen regeln. Gestützt auf diese Ermächtigungs-
norm sind
— die Verordnung zu den internationalen Regeln
von 1972 zur Verhütung von Zusammenstös—
sen auf See,
— die Seeschiffahrtsstraßen-Ordnung sowie
—— die Einführungsverordnung zur Schiffahrts-
ordnung Emsmündung
erlassen worden.
IVlit der zuerst genannten Verordnung wurden die
internationalen „Kollisionsverhütungsregeln“ ver-
bindlich für den Bereich auch der Seeschiffahrts-
straßen eingeführt. Die nationale „See-
schiffahrtsstraßen-Ordnung“ ergänzt diese interna-
tionalen Vorschriften und geht diesen vor, soweit
sie abweichende Vorschriften enthält.
Der schiffahrtspolizeiliche Vollzug wird auf den
Seeschiffahrtsstra ßen durch die Wasserschutzpoli-
zei der Länder ausgeübt. Der Bund hat 1955 sog.
Vollzugsvereinbarungen mit den Ländern abge—
schlossen, die im Jahre 1982 durch eine Zusatz-
vereinbarung mit den Küstenländern ergänzt
wurden (Küstenprotokoll).
Auf der Hohen See, auf der schiffahrtspolizeilicher
Vollzug nur gegenüber Schiffen unter deutscher
Flagge ausgeübt werden kann, ist der Bund zu-
ständig; er wird durch die WSV wahrgenommen.
Zusätzlich wurde durch die Seeschiffahrtsaufga-
ben-Übertragungsverordnung die Wahrnehmung
schiffahrtspolizeilicher Vollzugsaufgaben auch auf
den Bundesgrenzschutz und die Zollverwaltung
übertragen.
Am 1. Oktober 1989 trat für die Seeschiffahrtsstras-
sen Ems und Leda ein gemeinsames deutsch-nie-
derländisches Verkehrsrecht in Kraft. Durch die
Einführungsverordnung zur Schiffahrtsordnung
Emsmündung vom 8. August 1989 wurde das im
Jahre 1986 mit den Niederlanden geschlossene
Regierungsabkommen über die Regelung der
Schiffahrt in der Emsmündung in nationales Recht
umgesetzt. Die Einführungsverordnung bzw. die
Schiffahrtsordnung Emsmündung ersetzen die bis—
her dort geltende Seeschiffahrtsstraßen-Ordnung.
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Die drei Küstenländer Niedersachsen, Schleswig-
Holstein und Hamburg haben den größten Teil der
ihnen zugehörigen Gebiete des Wattenmeeres zu
Nationalparks erklärt. Zur Erreichung des Natur-
schutzzweckes halten sie eine Verordnung des
Bundesministers für Verkehr für erforderlich, mit
der das Befahren des überwiegenden Teils der
sog. Ruhezonen (Zonen I) untersagt wird.
Der Erlaß einer Befahrensregelung für den Natio-
nalpark Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer und
die sonstigen Naturschutzgebiete an der deut-
schen Nordseeküste ist wegen unterschiedlicher
Auffassungen in den zuständigen Fachausschüs-
sen des deutschen Bundestages über den Umfang
einer Regelung (raum- oder zeitbezogen) zunächst
zurückgestellt worden. Ein Zeitpunkt für das Inkraft-
treten einer solchen Regelung kann derzeit nicht
genannt werden kann.
3.9 Schiffssicherheit und Schiffsbesetzung
auf Binnenschiffahrtsstraßen
Schiffe müssen zum Verkehr auf den Bundeswas-
serstraßen technisch zugelassen sein. Da Binnen-
schiffe fast ausnahmslos technische Unikate sind,
gibt es keine Typzulassungen, sondern die Zulas-
sung ist individuell, d.h. jedes Schiff erhält eine ge-
sonderte Verkehrzulassung (Schiffsattest/Schiffs-
zeugnis). Voraussetzung ist, daß das Schiff den
geltenden Vorschriften für Bau, Ausrüstung, Beset-
zung und Betrieb der Wasserfahrzeuge in der
Binnenschiffahrt entspricht. Der Bundesminister für
Verkehr hat diese Vorschriften, es sind die Rhein-
schiffs-Untersuchungsordnung (RheinSchUO) für
die Fahrt auf dem Rhein und die Binnenschiffs-Un-
tersuchungsordnung (BinSchUO) für die Fahrt auf
den übrigen Wasserstraßen weitgehend internatio-
nal abgestimmt und entwickelt sie in den entspre-
chenden Gremien, vor allem in der
Zentralkommission für die Rheinschiffahrt, ständig
weiter. Der RheinSchUO fällt hierbei eine Art Pilot-
funktion zu, sind doch in der ZentralkOmmission für
die Rheinschiffahrt alle EG-Staaten vertreten, die
auf dem westeuropäischen Wasserstraßennetz in
nennenswertem Umfang Binnenschiffahrt betrei-
ben. Die EG hat die Bestimmungen der Rhein-
SchUO weitgehend übernommen und eine
entsprechende Richtlinie über die technischen An-
forderungen an Binnenschiffe erlassen. Diese war
Basis für die Binnenschiffahrts-Untersuchungsord-
nung von 1988, mit der die Verordnung von 1977
abgelöst wurde.
Somit gelten auf allen Bundeswasserstraßen in
Deutschland, abgesehen von einigen wenigen
wasserstraßenspezifischen Anforderungen auf
Seeschiffahrtsstraßen und Kanälen, einheitliche
Vorschriften über die technische Zulassung der
Schiffe. Dies gilt auch für die fünf neuen Bundes-
länder, zuzüglich des Gebietes des früheren Berlin
(Ost), wobei jedoch entsprechend dem Einigungs-
vertrag für Schiffe aus dem Beitrittsgebiet, soweit
sie auf Wasserstraßen au ßerhalb des Rheins fah—
ren, bis 1998 Übergangsregelungen in Anspruch
genommen werden können.Durch die EG—Richtli—
nie wird bewirkt, daß nach einer gewissen Über-
gangszeit diese weitgehende Einheitlichkeit auf
das gesamte westeuropäische Wasserstra ßennetz
ausgedehnt wird. Für den Rhein gilt dies schon seit
vielen Jahrzehnten, da die RheinSchUO auf der
gesamten internationalen Wasserstraße Rhein an-
zuwenden ist.
Die Durchführung der Verordnungen obliegt in der
Bundesrepublik den Schiffsuntersuchungskommis-
sionen (SUK), die mit geringem eigenen Personal-
aufwand unter weitgehendem Einsatz von externen
Sachverständigen, vor allem aus der Binnen-
schiffahrts-Berufsgenossenschaft und dem Ger-
manischen Lloyd, tätig sind.
Die Binnenschiffahrt hält nicht zuletzt durch die vor-
genannten Vorschriften, verbunden mit dem ent-
sprechenden Sicherheitsbewu ßtsein der Gewerbe-
treibenden, ein hohes Maß an technischer Sicher-
heit.
3.10 Transport gefährlicher Güter
Der Binnenschiffsverkehr ist weiterhin der Ver-
kehrsträger, auf dem über größere Entfernungen
die meisten gefährlichen Güter (überwiegend Mine-
ralölprodukte) transportiert werden.
Die Vorschriften über die Beförderung gefährlicher
Güter auf dem Rhein (ADNR) werden bei der Zen—
tralkommission für die Rheinschiffahrt (ZKR) in
Straßburg zur Zeit revidiert, sie sollen 1992/1993 in
Kraft treten. Das neue ADNR wird insgesamt an-
wendungsfreundlicher sein.
In Genf wird bei der Wirtschaftskommission für Eu—
ropa (ECE) an Vorschriften über die Beförderung
gefährlicher Güter auf europäischen Binnenwas-
serstraßen (ADN) gearbeitet. Die Genfer Arbeiten
basieren auf den entsprechenden Entwürfen für
das neue ADNR, so daß sichergestellt sein wird,
daß ADNR und ADN gleichlautend sind. In
Deutschland wird zur Zeit die Frage geprüft, ob
man sich für ein ADN als Übereinkommen oder als
Empfehlung aussprechen will.
Die 1989 in Kraft getretenen Vorschriften für einen
neuen Tankschiffstyp, das sog. Doppelhüllenschiff,
werden mehr und mehr umgesetzt. Das bedeutet in
der Praxis, daß immer mehr Tankschiffe als Dop-
pelhüllenschiffe gebaut werden, wodurch die Si-
cherheit weiter erhöht wird.
Durch den Einigungsvertrag wurden die Bundes-
wasserstraßen der neuen Bundesländer in den
Geltungsbereich der Gefahrgutverordnung Binnen-
schiffahrt einbezogen, allerdings mit einer Über-
gangsregelung bis zum 1. Juli 1991, bei einzelnen
Sachverhalten bis zum 1. Juli 1992.
3.11 Schiffsunfälle
3.11.1 Binnenwasserstraßen
Der hohe Sicherheitsstandard der Binnenschiffahrt
dokumentiert sich am augenfälligsten an der gerin-
gen Unfallhäufigkeit und an den geringen Unfallfol-
gen. Die Zahl der gemeldeten Unfälle
(Bundesgebiet nach dem Gebietsstand bis zum 3.
Oktober 1990) hat sich seit Anfang der 70er Jahre
etwa halbiert. Sie bewegt sich seit 5 Jahren bei et—
was 1 100 — 1300 pro Jahr. Hierbei ist hervorzuhe-
ben, daß bei rund 50 % dieser Unfälle überhaupt
kein erkennbarer Schaden eintritt. Es verbleiben
somit ca. 500 — 600 schadensrelevante Unfälle.
Hiervon haben im Mittel
— annähernd 400 leichte Sachschäden zur Fol-
ge (Weiterfahren ohne Instandsetzung mög-
Iich),
— etwa 150 — 180 mittleren Sachschaden zur
Folge (Weiterfahrt nur zur Instandsetzung
möglich oder zulässig),
— etwa 5 schweren Sachschaden zur Folge
(Weiterfahrt ohne vorherige Instandsetzung
nicht möglich oder zulässig).
1990 traten bei 22 Tankschiffsunfällen im Bundes-
gebiet 283 m3 flüssige Ladung aus, davon 277 m3
auf dem Rhein (Anlagen 13 und 14). Annähernd
100 % dieser ausgetretenen Mengen waren Mine-
ralöle. Ein großer Teil konnte durch Schlengelanla-
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gen und andere Vorrichtungen aufgefangen und
abgesaugt werden.
In den letzten 10 Jahren wurden pro Jahr im Mittel
110 Personen bei Unfällen verletzt — einschließlich
Leichtverletzte — und 11 Personen getötet. Be-
trachtet man nur die Verkehrsunfälle, Iäßt also die
Unfälle im Schiffsbetrieb außer acht, so halbieren
sich die letztgenannten Zahlen etwa.
Das Zusammenwirken von
Verbesserung der technischen Schiffssicher-
heit
— Ausbau der Bundeswasserstraßen
— verkehrslenkende Maßnahmen und
— Eigenaktivitäten des Binnenschiffahrtsgewer-
bes gemeinsam mit berufsgenossenschaftli-
chen Instanzen
hat in diesem Zeitraum offensichtlich positiv ge-
wirkt.
Der erreichte, sehr hohe Sicherheitsstandard im
Verkehrssystem Binnenschiffahrt/Wasserstraße
wird sich, gemessen am Unfallgeschehen, zukünf-
tig nur noch in kleinen Schritten verbessern lassen.
3.11.2 Seeschiffahrtsstraßen
Nach den von den Wasser- und Schiffahrtsdirektio-
nen Nord und Nordwest erstellten Zusammenstel-
lungen des Schiffsverkehrs und der Schiffsunfälle
der Berufs- und Sportschiffahrt auf den See-
schiffahrtsstraßen, in den bundeseigenen Häfen
und Schleusen in diesem Bereich sowie auf der Ho-
hen See im Bereich des deutschen Festlandsockels
einschließlich der Verkehrstrennungsgebiete wur-
den im Jahre 1990 (1989) insgesamt 325 (278) Un-
fälle der Berufsschiffahrt und 94 (105) Unfälle der
Sportschiffahrt erfaßt. Bei der Berufsschiffahrt ist-
somit eine Zunahme von 16,9 % (+10,3 %) festzu-
stellen. Bei der Sportschiffahrt ist eine Abnahme
der Unfälle um 10,5 % (— 9,3 %) festzustellen. Dabei
haben die Unfälle der Berufsschiffahrt insbesonde-
re in den Bereichen Elbe (+121,4 %) und Kieler
Förde (+100 %) zugenommen. Außerhalb der
Grenze der Seefahrt in der Ostsee ist hingegen
eine Abnahme von 66,7 % zu verzeichnen. Bei der
Sportschifffahrt waren es die Bereiche innerhalb
der Grenze der Seefahrt in der Ostsee (-50 %) und
die Wattengebiete (-44,5 c70), bei denen eine deutli-
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che Abnahme der Unfallzahlen zu verzeichnen
war; auf den Nebenflüssen der Elbe haben die Un-
fälle um 66,7 % zugenommen.
An den Unfällen waren 12 (17) Tankschiffe mit ge-
fährlichen Gütern beteiligt, die bei den Unfällen
überwiegend Sachschäden erlitten. In einem Fall
kam es zu einer Umweltverschmutzung durch aus-
tretenden Treibstoff.
Bei einer Reihe von Unfällen kam es zu Personen-
schäden. Hierbei wurden 11 (8) Personen getötet
und 24 (33) verletzt.
3.12 Technische Entwicklung und Forschung
Im Rahmen des vom Bundesverkehrsministerium
von Beginn an unterstützten und vom Bundesfor—
schungsministerium finanziell geförderten For-
schungsvorhabens „Forschung und Entwicklung
für die Binnenschiffahrt“ sind der erste und zweite
Teilbericht fertiggestellt. Im ersten Teil sind hydro-
mechanische Verbesserungen erarbeitet worden,
durch die vor allem bei Neubauten von Binnen-
schiffen der Leistungsbedarf deutlich reduziert wer-
den kann. Im zweiten Teil wurden entsprechende
Festigkeitsberechnungen durchgeführt.
Die Ausrüstung von Binnenschiffen mit Fahrten—
schreibern ist bedarfsgerecht abgeschlossen. Die
Fahrtenschreiber sind erforderlich, wenn in der Ta—
gesfahrt bestimmte Erleichterungen hinsichtich der
Besatzungsstärke in Anspruch genommen werden
sollen.
1990 wurden zwei Forschungsvorhaben vergeben.
Eines davon schließt an die vorangegangenen Un-
tersuchungen über das Stoppvermögen von Bin-
nenschiffen im Rahmen der Revision der
Rheinschiffs-Untersuchungsordnung an. Im zwei-
ten Vorhaben wurden zur Frage der Anerkennung
von Verkehrzulassungen ausländischer Schiffe im
Rahmen bilateraler Verträge vergleichende Unter-
suchungen über die technischen Anforderungen in
verschiedenen Rechtssystemen durchgeführt. Bei-
de Vorhaben sind abgeschlossen.
Die Binnenschiffsflotte der ehemaligen DDR er-
reichte bislang bei weitem nicht die Transportlei-
stung, die aufgrund ihrer Kapazität erwartet werden
konnte. Als Ursachen sind neben Mängeln in der
Organisationsstruktur und im Ausbau der Wasser-
straßen auch die in weiten Bereichen etwa auf dem
Stand der sechziger Jahre stehengebliebene Tech-
nik der Schiffe anzusehen. In einem vom BMV un-
terstützten und in Teilbereichen mitgestalteten
„Verbesserung der Effektivität der Binnenschiffahrt
unter Berücksichtigung der besonderen Bedingun-
gen auf dem Gebiet der neuen Bundesländer
(VEBIS)“, dessen finanzielle Förderung durch das
Bundesforschungsministerium angestrebt wird,
sollen
Möglichkeiten zur schnellen antriebstechni—
schen Verbesserung vorhandener Schub-
boote ermittelt und
Konzeptionen für neue flachwassergeeignete
Schiffstypen für den wirtschaftlichen Einsatz .
auf den Wasserstraßen im Beitrittsgebiet er-
arbeitet werden.
Konkret wird angestrebt:
optimale Anpassung an die vorhandenen und
mittelfristig (ca. 10 Jahre) zu enNartenden Was-
serstraßenverhältnisse in den neuen Bundes-




Möglichkeit des wirtschaftlichen Einsatzes
auch im Ost-West-Verkehr;
Technische Perspektiven für einen wirtschaft-
lichen Einsatz im gesamten west- und mittel-
europäischen Wasserstraßennetz, möglichst
auch im küstennahen Seebereich, vor allem
der Ostsee.
Das Forschungsvorhaben ist mit Werften aus den
neuen Bundesländern abgestimmt. Die Durchfüh-
rung soll unter Federführung eines Rostocker Insti-
tuts dort sowie in Duisburg, Hamburg, Potsdam
und Spey erfolgen.
3.13 Sportschiffahrt
Die Sportschiffahrt ist zu einem hohen Anteil am
Verkehr auf den Bundeswasserstraßen beteiligt.
Dabei gilt der Grundsatz, daß sich staatliche Rege-
lungen auf ein notwendiges Mindestmaß beschrän-
ken. Diese Regelungen beziehen sich auf Gerät,
Personal und Verkehrsverhalten. Das Gros der
Wassersportfahrzeuge unterliegt keiner Zulas—
sungspflicht. Erst wenn die Fahrzeuge 15 cbm
"T'T‘Ü „EMWA— ' ü ihr-nun, -"'
Sporf- und Freizeitschiffahrf auf der Mosel
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Wasserverdrängung überschreiten, bedürfen sie
einer Zulassung zum Verkehr in Form einer Fahr-
tauglichkeitsbescheinigung.
Zum Führen eines Wassersportfahrzeuges ist je
nach seinen Eigenschaften eine Erlaubnis erforder-
lich. Einzelheiten enthalten die Sportbootführer—
scheinverordnung-Binnen sowie die Patent-
vorschriften, wenn es sich um Sportboote zwischen
15 und 60 cbm Wasserverdrängung handelt. Se—
gelboote, Surfbretter, Ruder- und Paddelboote so-
wie motorbetriebene Boote bis 5 PS sind
grundsätzlich führerscheinfrei. Im Land Berlin gel—
ten Sonderregelungen.
lVIit der Erteilung der Sportbootführerscheine und
der Abnahme der ihr vorausgegangenen Prüfun-
gen sind der Deutsche Motoryachtverband und der
Deutsche Segler—Verband als Spitzenverbände
des Wassersports gemäß Q 3 a des Binnenschiff-
fahrtsaufgabengesetztes beliehen worden. Sie
nehmen insoweit staatliche Aufgaben wahr und un-
terliegen als Folge der Beleihung der Rechts- und
Fachaufsicht des BMV, der in diesem Rahmen ent—
sprechende Verwaltungsaufgaben zu erfüllen hat.
Das Verfahren ist in einer Richtlinie konkretisiert.
Die Verkehrsvorschriften, die in den jeweiligen
Schiffahrtspolizeiverordnungen enthalten sind, gel-
ten grundsätzlich auch für Wassersportfahrzeuge.
Es bestehen für sie jedoch zahlreiche Sondervor-
schriften, die sich nach der Art der Fahrzeuge rich-
ten oder auch nach ihrem Einsatzort, wie z.B. das
Verbot des Wasserskibetriebs außerhalb hierfür
ausgewiesener Strecken.
Die Bedeutung der Sportschiffahrt sowohl für die
Freizeitgestaltung als auch als Wirtschaftsfaktor
wird insbesondere an der jährlich in Düsseldorf
stattfindenden „Boot“ deutlich. Der BlVlV ist hier mit
einem eigenen Stand vertreten, der sich bei den
Wassersportlern wegen der dort vermittelten Infor—
mationen großer Beliebtheit erfreut.
4. Bundeswasserstraßen
4.1 Beschreibung der Bundeswasserstraßen
Bundeswasserstraßen werden entsprechend ihrer
überwiegenden Verkehrsnutzung in Binnen-
schiffahrtsstraßen und Seeschiffahrtsstraßen un—
terteilt. In den nachstehenden Übersichten sind die
wichtigsten Daten der Bundeswasserstraßen zu-
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sammengestellt. Eine Karte der Bundeswasser-
straßen ist in Anlage 1 enthalten.
4.1.1 Binnenschiffahrtsstraßen
Eine Beschreibung der Binnenschiffahrtsstraßen in
den alten Bundesländern erfolgt in Form einer ta—
bellarischen Darstellung der wichtigsten Daten (s.
Tabelle auf der folgenden Seite). Darin beziehen
sich die Längenangaben auf die Hauptstrecken der
Wasserstraßen. Als Höhendifferenz ist der mittlere
Höhenunterschied über die gesamte Länge ange-
geben. Die Gesamtlänge der Binnenschiffahrts-
straßen in den alten Bundesländern (einschließlich
der im folgenden nicht aufgeführten Nebenstrecken
jedoch ohne Neubaustrecken des lVlain-Donau-Ka-
nals und West-Berlins) beträgt 4.165 km.
Zu den Bundeswasserstraßen gehören auch die
bundeseigenen Talsperren an Eder und Diemel,
die zum Zwecke der Wasserversorgung des lVlittel-
landkanals in der ersten Hälfte dieses Jahrhunderts
errichtet wurden. Seit der Stauregelung der lVlittel-
weser hat diese Aufgabe an Bedeutung verloren.
Geblieben sind die Niedrigwasseraufhöhung der
Oberweser für die Schiffahrt, Hochwasserschutz,
Stromerzeugung; Fremdenverkehr, Wassersport
und Fischerei haben sich dank der Talsperren stark
entwickelt.
Talsperren Eder Diemel
lVlauerlänge: 400 m 194 m
Höhe: 47 m 42 m
Fassungs-
vermögen: 202 lVlio m3 20 lVlio m3
Fertigstellung: 1914 1924
Wasserkraftwerke: 2 1
lVIit dem Beitritt der neuen Bundesländer sind die
bislang von der West-Berliner Senatsverwaltung
verwalteten ehemaligen Reichswasserstraßen in
West-Berlin (rd. 115 km) sowie die Binnen-
schiffahrtsstraßen in den neuen Bundesländern
zum 3. Oktober 1990 als Bundeswasserstraßen in
die Bundesverwaltung übergegangen. Die Ge-
samtlänge der Binnenschiffahrtsstraßen in den
neuen Bundesländern beträgt rd. 2.400 km. Die
Hauptstrecken dieser Wasserstraßen werden auf
den Seiten 28 ff. näher beschrieben.
Hauptstrecken der Binnenschiffahrtsstraßen in den alten Bundesländern
Name L Wastr.KI. geregelt Stauge- Kanal größtes Kanal-l Wasser- Anmerkungen/Besonderheiten
regelt A H Stau— kraftw.
stufen
km km km km m
Oberelbe IImenau 135 IV 91 22 - 16 1 - 22 km Tidestrecke von Hamburg bis
Geesthacht
Weser 141 IV 5 136 - 33 7 7 Mittelweser: Minden bis Bremen
205 III 199 6 - 80 1 1 Oberweser: Hann.-Münden bis Minden
EIbe-Lübeck-Kanal (ELK) 69 III - _ 69 12 7 — fertiggestellt 1900
u. Kanaltrave
EIbe-Seitenkanal (ESK) 115 IV - 115 61 2 - fertiggestellt 1976;
Schiffshebewerk Lüneburg
Mittellandkanal (MLK) 320 III/IV - - 320 15 2 - fertiggestellt 1916 westl. Hannover,
1938 östl Hannover, 62 km Stich- und
Verbindungskanäle mit 10 Staustufen in
Stich- und Verbindungskanälen
Küstenkanal (KK) 70 IV - - 68 5,40 2 - fertiggestellt 1935; 2 km Tidestrecke
einschl. mittlere Hunte
Dortmund-Ems-Kanal (DEK) 223 IV 12 47 164 68 15 - fertiggestellt 1899; Schiffshebewerk
einschl, Mittelems HenrichenburgNVaItrop; Sperrschleuse
Hanekenfahr gegen Hochwasser
Datteln-Hamm-Kanal (DHK) 47 III - - 47 7 2 - fertiggestellt 1914; Wasserverteilungs-
anlage Hamm
WeseI-DatteIn-Kanal (WDK) 60 IV - - 60 42 6 - fertiggestellt 1931
Rhein-Herne-Kanal (RHK) 46 IV - - 46 36 6 fertiggestellt 1914
Fluhr 12 V - 12 - 11 2 1 fertiggestellt 1927
Rhein 182 O/III/IV 62 120 - 131 10 - Oberrhein: Basel bis Neuburgweier
Ges. Länge = Grenzstrecke m. Frankreich
528 V/VI 528 - — 102 - - 8 km Grenzstrecke mit den Nieder-
landen, Mittel und Niederrhein: Neu-
burgweier bis niederl. Grenze
Neckar 204 IV 5 199 - 161 27 27 fertiggestellt 1968
Lahn 146 O 1 145 - 90 29 18 fertiggestellt 1928 für 180 t-Schiff unter—
halb Steeden; 200 m langer Kanaltunnel
Weilburg
Mosel 242 IV 2 240 - 82 12 12 fertiggestellt 1964; 36 km Grenzstrecke
mit Luxemburg
Saar 108 IV/I - 108 - 57 7 - 60 km fertiggestellt 1987/88;
11 km Grenzstrecke mit Frankreich
Main 387 IV - 387 - 150 34 34 fertiggestellt 1962
Main-Donau-Kanal (MDK) 111 IV - 33 78 126 11 4 in Betrieb, fertiggestellt 1989
60 IV - 17 43 68 3 2 befindet sich in Bau
Donau 211 IV/V 105 106 - 58 6 fertiggestellt 1927 — 1988;
1 Staustufe befindet sich in Bau
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Peene
Gesamtlänge von Malchin bis zur Mündung in den
Peenestrom: 104 km
Abmessung des Peenefahrwassers:
km Breite (m) Tiefe (m)
0,0 — 2,5 10 2,5
2,5 — 4,6 12 2,5
4,6 — 15,1
(Kummerower See) 30 2,5
15,1 —33,1 (Demmin) 25 2,5
33,1 — 94,4 (Anklam) 30 3,5
94,4 — 104,0 40 3,5
mögliche
Schiffsgröße: L z 60 m
B : 8 m
T : 2,0 m
Mittellandkanal und Abstiegskanal zur Elbe
Länge lVlLK
im Bereich der neuen Bundesländer: 60 km
Länge Abstiegskanal
von IVlLK zur Elbe: 5 km
Das Schiffshebewerk Rothensee und der anschlie-
ßende Abstiegskanal verbinden den Mittellandka-
nal mit der Elbe. Das Hebewerk ist nach dem
Schwimmerprinzip konstruiert und überwindet bei
mittleren Wasserständen in der Elbe einen Höhen-
unterschied von 16 m. Der Trog hat eine nutzbare
Wasserfläche von 12 m x 85 m und eine Wassertie-
fe von 2,50 m. Das Schiffshebewerk wurde 1938 in
Betrieb genommen.
Elbe
Länge von Schöna bis Lauenburg: 566 km
davon ehemalige Grenzstrecke
zwischen DDR und BRD: 92,5 km
geregelte Flußstrecke: 522 km
Die Elbe ist auch im Bereich der neuen Bundeslän-
der ein geregelter Fluß. Die Regulierung erfolgt
ausschließlich mittels Buhnen, Deck- und Leitwer-
ken sowie Querschwellen.
Zulässige Abmessungen für Schiffe bzw. Schub-
verbände sind nach Berg- bzw. Talfahrt und nach
Elbabschnitten getrennt festgelegt. Die möglichen
Abladetiefen schwanken stark. So werden, bezo-
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gen auf ein Durchschnittsjahr auf der Strecke Mag-
deburg bis Schöna, Abladetiefen von 2 m und mehr
nur an rd. 50 % der Tage im Jahr erreicht.
Saale
Gesamtlänge: 124 km
davon staugeregelt: 104 km
davon geregelt: 20 km
Staustufen: 12
Die Saale wird z. Z. nur auf 88 km — Elbemündung
bis Hafen Halle-Trotha—von der Schiffahrt genutzt.
In Abhängigkeit von den Wasserständen im an-
grenzenden Elbabschnitt können Schiffe durchge-
hend bis Halle—Trotha mit 80 m Länge und 8,20 m
Breite verkehren. Oberhalb von Halle-Trotha sind
Wasserfahrzeuge mit den Abmessungen 41,5 m x
5,1 m zugelassen.
Elbe-HaveI-Kanal einschließlich Niegripper und
Pareyer Verbindungskanal
62 km(davon 2 km
Niegripper





Der Elbe-Havel-Kanal verbindet die Elbe bei Nie-
gripp mit der Havel bei Plaue. Er ist befahrbar von
Schiffen mit 80 m Länge, 9 m Breite und einer Ab-
Iadetiefe von 2 m (Schubverbände 125 m x 8,20 m).
Untere Havel-Wasserstraße einschließlich
Potsdamer Havel
Die Untere Havel—Wasserstraße ist eine Verbin-
dung von der Elbe bei Havelberg zur Spreemün-
dung in Berlin und damit zugleich vom Plauer See
bis Berlin Bestandteil der West-Ost-Verbindung.
Sie ist durchgehend mit Schiffen von 80 m Länge
und 9 m Breite (Schubverbände 115 m x 8,2 m) be-
fahrbar. Die Abladetiefen im Abschnitt Havelberg
bis zum Plauer See betragen zeitweise weit weni—
ger als 2 m, während vom Plauer See bis Berlin Ab-
ladetiefen von 2 2 m gesichert sind.
Zu den Nebengewässern gehören u. a. Wannsee,






Der Havel-Kanal ist eine westliche Umgehung
Berlins für den Verkehr aus Richtung Elbe—Havel-
Kanal und Untere—HaveI-Wasserstraße in Richtung
der Oder. Er ist befahrbar von Schiffen mit 80 m
Länge, 9 m Breite und einer Abladetiefe von 2 m
(Schubverband 123 m x 8,20 m)
Havel-Oder-WasserStraße einschließlich
Hohensaaten-Friedrichsthaler-Wasserstraße




3 und 1 Hebewerk mit einer
Hubhöhe von 36 m und Trogab-
messungen von 85 x 12 x 2,5 m
Kanalstufen:
Die Havel-Oder-Wasserstraße beginnt an der Mün-
dung der Spree in die Havel bei Spandau und führt
zur Westschleuse Hohensaaten. \/on dort begin-
nend verläuft die Hohensaaten-Friedrichsthaler-
wasserstra ße, als parallel zur Oder angelegter Ka-
nal, bis zur Einmündung in die Westoder.
lm Bereich 0 — 3,5 km begrenzen die Kammerab—
messungen der Schleuse Spandau mit 67 m x 10 m
den Schiffseinsatz. Ab km 3,5 (Abzweigung Berlin"
Spandauer-Schiffahrtskanal) können Schiffe mit
80 m Länge und 9 m Breite (Schubverbände 135 m
x 8,2 m) verkehren. Auf der Strecke zwischen der
Schleuse Lehnitz und dem Schiffshebewerk Nie-
derfinow beträgt die Abladetiefe 1,85 m.
Das Schiffshebewerk Niederfinow ist eine reine
Stahlkonstruktion. Die Trogabmessungen des
Schiffshebewerkes betragen 85 m x 12 m bei einer
Wassertiefe von 2,50 m, der Höhenunterschied be-
trägt 36 m. Der Gewichtsausgleich erfolgt durch
Gegengewichte. Das Hebewerk wurde 1934 in Be-
trieb genommen.
Die Hohensaaten-Friedrichsthaler Wasserstraße
kann mit 2 m Abladetiefe befahren werden. In der
Scheitelhaltung westlich von Niederfinow besteht
auf 35 km Bichtungsverkehr.
Schiffshebewerk Niederfinow am Oder-Havel—Kana/
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Zu den Nebengewässern gehören u. a. Tegeler
See, Finowkanal, Werbelliner Gewässer, Wrieze-






Die Spree-Oder—Wasserstraßen verläuft von der
Mündung in die Havel bei Spandau bis zur Ab—
stiegsschleuse in die Oder bei Eisenhüttenstadt.
Der 78 km lange Abschnitt zwischen Wernsdorf
und Eisenhüttenstadt bildet den Oder-Spree-Kanal.
Die in diesem Kanal vorhandenen Schleusen
Wernsdorf, Fürstenwalde, Große Tränke und Kers-
dorf lassen nur den Einsatz von Schiffen mit 67 m
Länge und 8,2 m Breite bei einer Abladetiefe von
1,85 m (Schubverbände 123 m x 8,2 m) zu.
Zu den Nebengewässern gehören u. a. Landwehr—
kanal, Spreekanal, Müggelsee, Seddinsee, Gose—




Der Berlin-Spandauer-Schiffahrtskanal verläuft von
der Havel-Oder-Wasserstraße zur Spree—Oder-
Wasserstraße. Die Schleuse Plötzensee begrenzt
mit ihrer Kammerlänge von 67 m den Schiffsein-
satz. Über den abzweigenden Westhafenkanal
(3,0 km) ist der Charlottenburger Verbindungska-




Der Teltowkanal verbindet die Untere Havel-Was-
serstraße mit der Spree-Oder-Wasserstraße. Er ist
z.Z. für die Schiffahrt vom Westen her nur bis km
34,9 und vom Osten her bis km 37 nutzbar.
Schiffe mit 80 m Länge, 9 m Breite und einer Abla-
detiefe von 1,85 m (2 m von km 0-19) sind zugelas-
sen. Bei km 28,3 zweigt der Britzer





Die Dahme-Wasserstraße zweigt bei Schmöckwitz
von der Spree-Oder-Wasserstraße ab und verläuft
bis zur Schleuse Neue Mühle.
Für die Schiffahrt von Bedeutung ist die Strecke bis
zum Binnenhafen Königs Wusterhausen.
Zu den Nebengewässern gehören Nottekanal,
Teupitzer Gewässer, Storkower Gewässer, Zerns-
dorfer Lanke und Wernsdorfer Seenkette.
Oder mit Westoder
Oder:
Gesamtlänge: 162 km (Grenzstrecke zur
Republik Polen)
davon geregelt: 162 km
Westoder:
Gesamtlänge: 17 km
Die Regulierung der Oder erfolgt mittels Buhnen
und Deckwerken, deren Erhaltungszustand jedoch
unbefriedigend ist. Die Unterhaltung der Oder er-
folgt gemeinsam durch Polen und Deutschland.
Schiffe mit 861mange und 11 m Breite (Schubver-
bände 125 m x 9,5 m) können durchgehend ver-
kehren, wobei die möglichen Abladetiefen in
Abhängigkeit von der Wasserführung stark
schwanken.
Die Westoder kann mit Schiffen von 80 m Länge,
9,5 m Breite (Schubverbände 156 m x 11,1 m) bei





Die Obere Havel-Wasserstraße zweigt aus der Ha-
vel-Oder-Wasserstraße ab und verläuft nördlich bis
Neustrelitz. Nur ca. 22 km bis zum Raum Zehde-
nick sind für die Schiffahrt von Interesse. Große Be-
deutung hat die Wasserstraße für den
Sportbootverkehr.
Zu den Nebengewässern gehören u.a. Lychener






Diese ausschließlich dem Sportbootverkehr und
der Fahrgastschiffahrt dienende Wasserstraße
zweigt aus der Oberen Havel-Wasserstra ße ab und
verläuft bis zur lVlüritz-Elde-Wasserstraße. Zu den
Nebengewässern gehören u. a. Rheinsberger Ge-





Diese Wasserstraße verbindet die IVlüritz mit der
Elbe bei Dömitz. Sie hat einen hohen Wert für die
Fahrgastschiffahrt und den Sportbootverkehr. Ne—
bengewässer ist die Stör-Wasserstraße einschließ-
lich Schwerinersee.
4.1.2 Seeschiffahrtsstraßen
Die Seeschiffahrtsstraßen, die von der seewärtigen
Begrenzung des Küstenmeeres (Hoheitsgrenze
der Bundesrepublik Deutschland) bis tief hinein in
die Unterläufe der Flüsse sowie in die Förden und
Buchten des Meeres reichen, dienen in erster Linie
der deutschen und internationalen Seeschiffahrt
als Zufahrten zu den deutschen Seehäfen.
Diese Zufahrten werden, soweit wirtschaftlich ver-
tretbar, den wachsenden Tiefgängen der Seeschif-
fe angepaßt sowie mit Schiffahrtszeichen so
ausgestaltet, daß auch bei hoher Verkehrsdichte
und ungünstigen Wetterverhältnissen der Verkehr
möglichst sicher und leicht stattfinden kann. Ihre
Leistungsfähigkeit hat für die Wettbewerbslage der
deutschen Seehäfen, über die etwa ein Drittel des
gesamten grenzüberschreitenden Verkehrs der
Bundesrepublik (einschließlich Rohrfemleitungen)
abgewickelt wird, ausschlaggebende Bedeutung.
Hörnum, Helgoland, Wangerooge, Borkum
Die Häfen Hörnum und Borkum dienen der Schif-
fahrt als Schutzhäfen. Die Insel Helgoland hat ihre
besondere Bedeutung als Schutzhafen für die
Hochseefischerei und die Sportschiffahrt sowie als
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Standort von Radar— und UKW—Sprechfunkanlagen
für das Verkehrssicherungssystem Deutsche
Bucht
Die Unterhaltung der Seewasserstraßen umfaßt
auch die Arbeiten und Maßnahmen zur Sicherung
des Bestandes der Inseln Borkum und Wangeroo-
ge. Diese sind Eckpfeiler der Seeschiffahrtsstraßen
Ems und Jade. Die stabile Lage der Inseln sichert
stabile Fahrwasserverhältnisse.
In der untenstehenden Tabelle sind die wichtigsten
Daten der Seeschiffahrtsstraßen der alten Bundes-
länder zusammengestellt. Im Anschluß folgt eine
Beschreibung der Seeschiffahrtsstraßen der neuen
Bundesländer. Darin sind keine Angaben zu
Schiffsgrößen enthalten, da die bisherigen Festle-
gungen noch überprüft werden.
Die Gesamtlänge der Seeschiffahrtsstraßen der al-
ten und neuen Bundesländer beträgt rd. 1500 km.
Wismarbucht
Hauptfahrwasser zum Seehafen Wismar:
Fahrwasserlänge 32 km
FW-Tiefe 9,5 m
FW-Breite 100 m bis 60 m
Hauptstrecken der Seeschiffahrtsstraßen in den alten Bundesländern
Name Länge Solltiefe Schiffsgröße Anmerkungen
km m tdw
Untertrave 22 9,50 14 000
. (unter KN)
Nord-Ostsee-
kanal (NOK) 99 11,00 22000
Außen- und 125 13,50 100000 Länge ohne Delegationsstrecke
Unterelbe (unter KN) Hamburg
12,00 85000 bis Bremerhaven
(unter SKN) (tideabhängig)
Au ßen— und 125 11,00 75000 bis Nordenham
Unterweser (unter SKN) (tideabhängig)
9,00 35000 bis Bremen
(unter SKN) (tideabhängig)
Jade 50 18,50 250000
(unter SKN) (tideabhängig)
40 12,50 85000 bis Leichterplatz
(unter SKN) (tideabhängig) Borkum
Au ßen- und 40 8,50 35000 bis Emden
Unüwems auflerSKhD Uweabhängg)





Fahrwasser Rostock der Bodden und den Strelasund zwischen der Süd-
küste Rügens und dem Festland nach Stralsund.
Fahrwasser Länge Breite Tiefe
m m m
( ) ( ) ( ) Nordfahrwasser
von - 13 rn Tiefenlinie 7500 250 — 80 13,0
bis Wendebecken Breitling FW-Länge: ca. 30 km
FW—Breite: 50 m
vom Wendebecken Breitling 2100 90 12,0 . _
bis Warnowkai FW'Tlefe' 4’5 m
von Warnowkai bis ca. 4000 50 9,5 Das Nordfahrwasser führt von der Ostsee westlich
Fischereihafen Merienehe der Insel Hiddensee durch den Gellenstrom und
den Strelasund nach Stralsund.




Nördl. Peenestrom FW-Länge FW-Breite FW-Tiefe
Osthafenfahrwasser (m) (m) (m)
FW-Länge: ca. 55 km "dl R d b' 7000 60 0 600- . su . u en Is ca. , ‚FW-Blrelte. 50-70 m Peenestrom
FW-Tlefe: 6,0 m
. __ _ Peenemündung bis ca. 10000 40,0 5,50
Dieses Fahrwasser verlauft von der freien Ostsee Wolgast
südöstlich Rügens kommend über den Greifswal-
„._. „.‚ _
. _ 1-” l . .325". .. -"1|.:H:\ ""q- 5 „
‚ o— " II . --- .' ' ?_ " I'u .. - -.— f .' . ‚' . ' .. .'.___. |‚_. - .‚ 1.; _‚ th;‘;-’-\‘2‘;h|-'ITMI‚‘ uggwlflä _
" . -_>- - ’ - - ';‚'-- .. „j . _. __ _“_---‘_'„_- : 1—3.— _- - . n..." . j-tz/‚fi1 ---'.-'‚»‘\' 3 - ' - - J .- .- -- 2".- '.:. -_- .‘-‘ “_' -' "_' 7'531.35!- ;-‚: '_[---_..L4T'cn‚3'fii:1;&:.__ ---_ 15k» 3'}. "
Warnemünde mit Zufahrt zum Seehafen Rostock
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Der nördliche Peenestrom ist die Hauptzufahrt zur
Peenewerft Wolgast, zum Hafen Wolgast und zum
Marinehafen Peenemünde.
Südlicher Peenestrom FW-Länge FW-Breite FW—Tiefe
(m) (m) (m)
Wolgast bis Haff ca. 41000 40,0 2,50
Der südliche Peenestrom bildet die Anbindung der
Binnenwasserstraße Peene mit den Häfen Mal-
chin, Demmin,Jarmen und Anklam über den nördli-
chen Peenestrom an den Ostseehafen Stralsund
bzw. den direkten Anschluß an das Haff-Fahrwas-
ser.
4.2 Wasserstraßenhaushalt
Der Haushalt der Bundeswasserstraßen umfaßt
die Bereiche
— Invesüüonen,
— Betrieb und Unterhaltung,
— Verwaltung
mit einem Gesamtvolumen 1990 von 1,8 Mrd DM
(ohne ehemalige DDR).
Die Bundesverkehrswegeplanung bildet die Basis
der Haushalts— und Finanzplanng für die Investitio-
nen in die Bundesverkehrswege. Der Investitions-
anteil im Wasserstraßenhaushalt des Bundes liegt
bei rd. 44 %.
In Jahr 1990 betrugen die Ausgaben des Bundes
für Investitionen (einschließlich Bauleitungsausga—
ben) rd.793 Mio DM. Hinzu kommen rd. 177 Mio
DM, die von den Bundesländern aufgrund von Re-
gierungsabkommen für einzelne langfristig ausge-
richtete Wasserstraßenobjekte bereitgestellt
wurden. Von den Investitionen des Bundes entfie-
len 1990 rd. 170 Mio DM auf den Küsten- und rd.
800 Mio DM auf den Binnenbereich.
Durch die verbesserte Ausrichtung des Aufgaben-
umfangs am volkswirtschaftlich notwendigen Be—
darf sowie durch die eingeleiteten Ratio—
nalisierungsmaßnahmen, die kontinuierlich fortge-
führt werden, soll ein möglichst wirksamer Einsatz
der verfügbaren Mittel gewährleistet werden. Auch
in einer gesamtwirtschaftlich sinnvollen Aufgaben-
teilung zwischen Begien und Unternehmerarbeit
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liegt eine wichtige Steuerungsmöglichkeit zur Ver-
besserung der Wirtschaftlichkeit. Als Hilfsmittel für
eine Verbesserung der wirtschaftlichen Aufga-
benerledigung und für die systematische Bearbei—
tung der vielfältigen Rationalisierungsaufgaben
wird z. Z. eine DV-gestützte Kosten- und Leistungs—
rechnung (WSVKLR) erprobt. Die WSVKLFi wird
künftig die Grundlage aller Untersuchungen und
Entscheidungen im Bereich Unterhaltung und Be-
trieb der Bundeswasserstraßen bilden und ist so
angelegt, daß sie sich für die unterschiedlichen
Problemstellungen eignet, d. h. von den grundsätz-
lichen (langfristigen) Fragen der Aufgabenwirt-
schaftlichkeit bis zu den (kurzfristigen) Fragen der
Einsatzplanung.
Für den Betrieb, Unterhaltung und Verwaltung der
Bundeswasserstraßen in den alten Bundesländern
wurden 1990 knapp 1 Mrd DM aufgewendet. Hier—
von entfiel der größte Anteil auf Personalausgaben.
Im Jahr 1990 wurden die Wasserstraßenhaushalte
für die alten und die neuen Bundesländer noch ge-
trennt geführt. Wegen der Währungsumstellung im
Laufe des Jahres 1990 und der sonstigen tiefgrei-
fenden Veränderungen sind Angaben über Haus-
haltsergebnisse für das Wasserstraßennetz der
ehemaligen DDR nicht aussagekräftig.
Die Zusammenführung des Wasserstraßenhaus-
halts wurde in den letzten Monaten des Jahres
1990 durch eine gemeinsame Veranschlagung für
den Bundshaushalt 1991 und die Finanzplanung
bis 1994 vorbereitet.
4.3 Aus— und Neubau
Der Schwerpunkt von Investitionsmaßnahmen bei
den Bundeswasserstraßen lag auch 1990 in der
Substanzerhaltung und in der gesamtwirtschaftlich
sinnvollen Rationalisierung der Verkehrsabläufe




Der 1989 begonnene Ersatz des Bremer Weser-
wehrs wurde mit einem Investitionsmittelaufwand
in Höhe von rd. 36,5 Mio DM für Gründungs-, Mas-
sivbau- und Sohlensicherungsarbeiten fortgesetzt;
mit den Planungsarbeiten für die neue Schleusen-
anlage wurde begonnen.
Im Bereich der lVIittelweser wurden die bauvorbe-
reitenden Arbeiten für die Anpassung an den Ver-
kehr mit Europaschiffen mit einer ganzjährigen
Mindestabladetiefe von 2,50 m fortgeführt.
Untere Fulda
Nach Abschluß der Bauarbeiten an den neu erstell-
ten Staustufen Wilhelmshausen und Bonaforth
konnte die Schiffahrt den Verkehr auf der Unteren
Fulda am 1. April 1990 wieder aufnehmen.
EIbe-Seitenkanal (ESK)
Am Schiffshebewerk Lüneburg wurden Verstär-
kungs- und Umbaumaßnahmen am Osttrog fortge-
führt.
Mittellandkanal (MLK) mit Stichkanälen
Der IVlLK und seine Stichkanäle werden seit 1965
für den Verkehr von großen Motorgüterschiffen bis
2.000 t und Schubverbänden bis 3.300 t Tragfähig—
keit ausgebaut. lm Bereich der alten Bundesländer
wurde auf etwa 70 % der Streckenlänge der Kanal—
querschnitt auf rd. 170 m vergrößert. 13,5 km Ka-
nalstrecke konnten im abgelaufenen Jahr
fertiggestellt werden. Weitere 12,7 km befinden
sich zur Zeit im Bau.
4 Brücken wurden dem Verkehr übergeben und 2
Düker in Betrieb genommen. Die Bauarbeiten an 6
weiteren Brücken und 3 Dükern werden zur Zeit
fortgeführt.
Am Wasserstraßenkreuz in Minden wurde ein In-
formationszentrum errichtet und am 20. Juni 1990
eröffnet.
Für die Strecke Rühen-Rothensee wurden Unter-
suchungen und Planungen zur Umsetzung des
Nachholbedarfs und des Ausbaus aufgenommen.
Küstenkanal
Für den Ausbau der Stadtstrecke Oldenburg wurde
das Planfeststellungsverfahren eingeleitet.
Dortmund-Ems-Kanal (DEK)
An der Kanalstufe Henrichenburg/Waltrop wurden
die Anlagen für die Abführung des Niederschlags-
wassers fertiggestellt und mit dem Bau der Ausstel-
lungshalle Henrichenburg/Waltrop begonnen.
im Streckenabschnitt Ladbergen (km 88,75 —
91,80) wurden die Ausarbeiten zur Herstellung ei-
ner neuen Fahrt planmäßig fortgeführt.
In der alten Fahrt Olfen wurde mit der Sicherung
der unter Denkmalschutz stehenden Kanalüberfüh—
rungsbauwerke über die B 236 bzw. über die Ste—
verbegonnen.
Datteln-Hamm-Kanal (DHK)
Für den Ausbau des Streckenabschnittes von
km 0,5 — 5,0 wurde das Planfeststellungsverfahren
eingeleitet. Weitere Ausbaumaßnahmen wurden
im Zusammenhang mit Sicherungsmaßnahmen für
den umtertägigen Bergbau durchgeführt.
WeseI-Datteln-Kanal (WDK)
Der Ausbau des oberen Vorhafens der großen
Schleuse Ahsen wurden abgeschlossen. Ebenso
ist der Streckenausbau im Los 6 (km 39,20 e 39,65)
bis auf Restmaßnahmen fertiggestellt.
Rhein-Herne-Kanal (RHK)
Die Bauarbeiten an der Nordkammer der Zwillings-
schleuse Herne-Ost und in der Haltung Herne-
West wurden planmäßig fortgeführt.
Rhein
Mit 50 0/0 Kostenbeteiligung der Wasser- und
Schiffahrtsverwaltung wurde die kriegszerstörte Ei-
senbahnbrücke Karlsruhe-Maxau wieder aufge-
baut; mit dem Abbau der Behlfsbrücke ist der
problematische Engpaß des Gesamten Rheins be—
seitigt.
Für die Regelung Kirschgartshausen (unterhalb der
Neckarmündung) wurde das Planfeststellungsver—
fahren durchgeführt. Das Planfeststellungsverfah-
ren für die Nachregelung der Binger-Loch-Strecke
wurde eingeleitet.
Saar
Von der 91,3 km langen Strecke zwischen Konz
und Saarbrücken St. Arnual sind noch ca. 18 km
auszubauen (Anlage 16).
Der Ausbau des Streckenabschnitts Wallerfangen-
Lisdorf einschließlich der Baumaßnahmen der
Straßenverwaltung für die B 51 wurde planmäßig
weitergeführt.
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Bauarbeiten an der zweiten Schleusenkammer der Zwillingsschleuse Herne-Ost
Die Straßenbrücke Ensdorf (L 139) wurde fertigge-
stellt und im November 1990 für den Verkehr frei-
gegeben.
Eine automatische Stau- und Abflußregelung wur-
de an Staustufen Kanzem-Schoden, Serrig, Mett-
Iach, Rehlingen und Lisdorf installiert. Die
Optimierung der Regelung unter Anpassung an die




Die Vertiefung auf der Strecke zwischen Heilbronn
und Plochingen auf eine Fahrrinnentiefe von
2,80 m wurden 1990 unterhalb der Stauhaltung
Pleidelsheim abgeschlossen. Oberhalb dieser Hal-
tung werden die Vertiefungsarbeiten noch fortge-
führt.
Die Sanierung des Untergrundes der Schleuse
Hessigheim dauerte auch in 1990 noch an. Die
Standsicherheit der Schleuse Hessigheim war
durch Hohlräume im Untergrund gefährdet. Ur-
sächlich für die Hohlraumbildung waren Anhydrit-
Iinsen im Untergrund, die im Laufe der Jahre von
Grund- und Oberflächenwasser gelöst und ausge-
waschen wurden. Die Hohlräume werden unter der
Sohlplatte beider Kammern, dem Bereich der
Gründungspfahlspitzen sowie den Pfahlkopfplatten
unter den Unter- und Oberhäuptern verpreßt.
Main
Die Umkanalisierung des Streckenabschnittes Of-
fenbach — Aschaffenburg konnte mit dem Abbruch
des alten Wasserkraftwerkes Kesselstadt abge—
schlossen werden.
Der Fahrrinnenausbau Aschaffenburg — Bamberg
ist von Aschaffenburg bis zur baden-württembergi—
schen/bayerischen Landesgrenze bei Freudenberg
(lVIa-km 130,72) fertiggestellt. Hier steht der Schif-
fahrt nun wie am Unterrhein eine Fahrrinnentiefe
von 2,90 m zur Verfügung. Um den Verkehr nach
Karlstadt und Bamberg zu begünstigen, wird z. Z.
vorrangig die Strecke Karlstadt — Würzburg vertieft,
damit die Schiffahrt die schon jetzt größere Fahrrin-
nentiefe oberhalb von Würzburg nutzen kann.
Im Rahmen der geplanten weiteren Vertiefung des
Untermains im Streckenbereich Kostheim —
Aschaffenburg von derzeit 2,90 m auf 3,10 m wird
z. Z. die Schleusenanlage Offenbach ausgebaut.
Vorgesehen ist eine Verlängerung der Nordschleu-
se von 110 m Nutzlänge auf 230 m und Vertiefung
der Kammer auf 3,50 m.
Mafn-Donau—Kanal
lm IVIärz 1990 wurde der letzte Planfeststellungsbe-
schluß zum Ausbau des IVIain-Donau-Kanals erlas-
sen. Von den derzeit noch im Bau befindlichen
60 km sind zwischen Roth und Riedenburg 38 km
kurz vor der Fertigstellung (Anlage 17).
Die Bau— und Montagearbeiten an den Schleusen
Bachhausen und Berching wurden zügig fortge-
setzt. Die Schleuse Dietfurt wurde fertiggestellt und
geflutet und am Wehr Dietfurt mit der Montage der
Wehrverschlüsse begonnen. Die 15 km lange
Scheitelhaltung zwischen Hilpoltstein und Bach—
hausen ist durchgehend geflutet (s. auch Anlage
18).
Insgesamt gesehen liegen die Bauarbeiten im Plan
der Flhein-IVIain-Donau-AG, der die Fertigstellung
der Hauptarbeiten im Herbst 1992 vorsieht.
Donau
Die niedrigwassergeregelte Donau—Strecke Re-
gensburg — Vilshofen wird auf der Grundlage des
im Jahre 1966 zwischen Bund und Bayern abge—
schlossen sog. Duisburger Vertrages ausgebaut.
lm Abschnitt Regensburg — Geisling werden noch
Restarbeiten durchgeführt. Die Strecke Geisling —
Straubing einschließlich der Staustufe Straubing
befindet sich weiterhin im Bau.
Die Strecke Straubing — Vilshofen ist in Vorpla-
nung. Für diesen Bereich laufen z. Z. umfangreiche
Untersuchungen und planerische Vorarbeiten als
Grundlage zunächst für die Einleitung eines Raum—
ordnungsverfahrens.




Im Anschluß an die Vertiefung der Au ßen- und Un-
terelbe auf 13,5 m unter KN wurden flußbauliche
Folgemaßnahmen wie die Instandsetzung der
Uferbefestigung
— zwischen dem Kraftwerk Wedel und dem Ha-
fen Schulau sowie
— auf der Insel Pagensand
fortgesetzt und beendet.
Außen- und Unterweser
Die Strombaumaßnahmen im Zusammenhang mit
dem
— 12 m Ausbau der Au ßenweser,hier die Sanie-
rung der Buhne 77,7 rechtes Ufer, und dem
— 9 m Ausbau der Unterweser, hier die Verstär-




Die Planung zur Verbesserung des Fahrwassers
der Unteren Hunte für die Schiffahrt wurden abge-
schlossen. Die Anpassungsmaßnahmen sehen
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eine Vertiefung der Hunte im Bereich Oldenburg,
die Abflachung von Kurven und die Beseitigung
von Engstellen mittels einer durchgehenden Soh-
lenverbreiterung vor.
Jade
Im Zusammenhang mit der Fahrwasserverlegung
zwischen km 15 und 22 wurden die Baggerungen
(6,4 Mio m3) fortgesetzt.
Auf der Insel Wangerooge wurden für den fahrwas-
serbezogenen Inselschutz Instandsetzungsarbei-
ten am West- und Südwestdeckwerk durchgeführt.
Außen- und Unterems
Auf der Insel Borkum wurden für den fahrwasser-
bezogenen lnselschutz am Weststrand die alte Ka-
stenbuhne 18 durch eine einwandige
Stahlspundwandbuhne mit einem Stahlbetonfer-
tigteilüberbau ersetzt und damit begonnen, die
Strandschutzmauer in.einer Länge von rd. 1 500 m
mittels verankerter Stahlbetonschalen zu sanieren.
Am Südweststrand wurde mit dem Bau eines
600 m langen Längswerks begonnen.
lm Bereich der Unterems zwischen Jemgum und
Terborg wurden vier Buhnen verlängert mit dem
Ziel, die Unterhaltungsbaggerungen zu minimieren.
4.4 Bestandserhaltung und Betrieb
Aufgrund der Altersstruktur der baulichen Anlagen
an den Bundeswasserstraßen kommt der Inspekti-
on von Bauwerken erhöhte Bedeutung zu. Damit
einher geht auch die Untersuchung und Begutach—
tung durch die Bundesanstalt für Wasserbau
(BAW), die in erster Linie die WSV—Dienststellen in
konstruktiver, bautechnischer und baustofftechno-
logischer Hinsicht für Maßnahmen zur Substanzer-
haltung, Teilerneuerung oder für Ersatzbauten
berät. Das sichert eine WSV-einheitliche Beurtei-
lung der angetroffenen Mängel und angesichts fi-
nanziell und personell knapper Ressourcen
angemessene Prioritätensetzung.
Nachfolgend werden wasserstraßenbezogen die
über die laufenden Unterhaltungsmaßnahmen hin-





Die Grundinstandsetzung des Wehres Geesthaoht
und Maßnahmen der Buhnen- und Uferdeckwerk-
instandsetzung wurden fortgeführt.
WGSEI‘
Im Rahmen der Bauwerksinspektion wurden die
Standsicherheit des linken Wehrfeldes des alten
Bremer Weserwehrs sowie die große Kammer der
Weserschleuse überprüft. Im Bereich der Ober-
und Mittelweser einschließlich Quell- und Neben-
flüssen mußten zur Erhaltung der Fahrwassertiefen
und des ordnungsgemäßen Wasserabflusses
140000 m3 Geröll, Kies, Sand und Schlamm abge—
baggert werden. Die Bauarbeiten zur Grundin-
standsetzung der Fuldastaustufe Kassel mit Ersatz
der Wehrfeldsohlen und der Wehrwalzen wurden
vergeben.
Die Umrüstung der Mittelweserschleusen für die
Einführung des Ein-Mann-Betriebes wurde einge-
leitet.
Für die Grundinstandsetzung der Staumauer der
Edertalsperre und die Erhöhung ihrer Standsicher-
heitsreserven konnten Lösungen erarbeitet wer-
den, die den Belangen der Talsperrenbe-
wirtschaftung und den Interessen der Region wäh-
rend der Bauzeit entgegenkommen.
EIbe-Lübeck-Kanal (ELK) und Kanaltrave
Die Schleuse Witzeeze wurde grundinstandge-
setzt, und es wurden Vorarbeiten für die Instand-
setzung der Niederungsstrecke in der Haltung
Witzeeze —— Lauenburg durchgeführt.
Mit dem Neubau der Straßenbrücke Genin in
Lübeck als Ersatzmaßnahme für das 90 Jahre alte
Vorgängerbauwerk und der Planung für den Neu-
bau der Straßenbrücke Kronsforde wurde begon—
nen.
Elbe-Seitenkanal (ESK)
Die Kanalsohle im Anschluß an das Unterhaupt der
Schleuse Uelzen wurde mit 3 500 t Steinen gesi-
chert.
Zur Wiederherstellung der Sollwassertiefe im Be—
reich der Einmündung in die Elbe und in den MLK
wurden 35 000 m3 Sand und Schlamm gebaggert.
Ferner wurden Deckwerke instandgesetzt, Düker
und Durchlässe gereinigt, maschinentechnische
Einrichtungen und Steuerungen an den Abstiegs-
bauwerken, Pumpwerken und Sicherheitstoren
verbessert.
Mittellandkanal (MLK)
An der Unteren Schleuse Minden und an den
Schleusen Anderten, Bolzum, Wedtlenstedt und
Sülfeld wurden Tore inst’andgesetzt und konser-
viert.
An 176 der 394 Brückenanlagen im Bereich der
WSD Mitte (ohne Beitrittsgebiet) wurden Prüfungen
nach DIN 1076 vorgenommen. Mehrere Brücken
wurden instandgesetzt. Der Ersatzbau für die
Brücke (Nr. 9 in Recke) mit den häufigsten Anfah-
rungen ist inzwischen fertiggestellt worden.
Die Hochbauten des Bauhofs Anderten des WSA
Braunschweig wurden im Rohbau fertiggestellt.
An der ehemaligen innerdeutschen Grenze wurden
Grenzeinrichtungen abgebaut und Betriebswege
hergerichtet.
Küstenkanal (KK)
An der Schleuse Oldenburg ist nach Inbetriebnah-
me des mit einem rechnergestützten Steuer— und
Überwachungssystem ausgerüsteten zentralen
Steuerstands der Ein-Mann-Betrieb pro Schicht
aufgenommen worden. Im oberen Vorhaben wurde
die Kaje saniert.
An der Straßenbrücke Neuscharrel Nr. 20 mußten
die Lagersockel auf der Nordseite erneuert werden.
Elisabethfehnkanal (EFK)
Die Schleuse Reekenfeld wurde nach Trockenle-
gung und Abschluß der Bauwerksprüfung grund-
überholt.
Ochtum
Im Zusammenhang mit derUnterhaltungsverpflich-
tung aus dem 8,7 m—Ausbau der Unterweser wur-
den an diesem tidebeeinflußten Nebeniluß
Deichsicherungsarbeiten durchgeführt und die Sa-
nierung des Ochtumstaus zum Abschluß gebracht.
Ems-Seitenkanal
An der Seeschleuse Oldersum wurden als Ersatz-
investitionsmaßnahme im Rahmen einer Grundin-
standsetzung das alte Außenhaupt durch einen
Neubau ersetzt und neue Fluttore eingebaut sowie
im Bereich des Ems-Seitenkanals umfangreiche
Ufersicherungsarbeiten durchgeführt.
Dortmund-Ems-Kanal (DEK) einschließlich Un-
terems
Infolge des geringen Oberwasserabflusses in den
Sommermonaten liefen die Flutwellen bis zur
Schleuse Herbrum auf, dies führte zu erheblichen
Schlickablagerungen in den Vorhäfen. Durch Un—
ternehmer wurden rd. 200000 m3 Schlick gebagq
gert und auf eine unternehmereigene Deponie
gespüü.
Höher auflaufende Sturmfluten verursachten große
Schäden am Nordufer und am Sommerdeich, am
Borsumer Sielgraben (alter Wehrarm) bei DEK-
km 213,000 A.
Das Schiffshebewerk Henrichenburg/Waltrop und
die kleine Schleuse Gleesen wurden grundinstand-
gesetzt. Die Schleusen Henrichenburg/Waltrop
wurde zur Beseitigung von Havarieschäden vom
17. September — 25. September gesperrt.
Im Rahmen des Brückenersatzes laufen 3 Projek-
te, davon ist eines bis auf Restarbeiten fertigge-
stellt. Grundinstandsetzungsarbeiten erfolgten an
10 Brücken.
In der Haltung Henrichenburg/Waltrop wurden zur
Verhütung und Beseitigung von Bergschäden von
km 12,200 bis km 12,600 linkes Ufer Spundwände
zur Herstellung des Endzustandes teilweise abge-
schnitten vergurtet und verholmt und die Dämme
verstärkt und begrünt.
Datteln-Hamm—Kanal (DHK)
Der überalterte Pappelbestand in den Dammberei-
chen mußte gefällt und beseitigt werden.
Die Ersatzinvestitionsmaßnahme an der Land-
wehr—Brücke wurde abgeschlossen. Im Herbst wur-
de die neue Brücke dem Verkehr freigegeben und
der alte Überbau abgebrochen. Weitere 5 Brücken
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wurden instand— bzw. grundinstandgesetzt. Zur
Bauwerksprüfung wurden die Schleuse Hamm und
Werries vom 22. bis 29. April gesperrt und trocken—
gelegt. Die festgestellten Schäden erfordern noch
umfangreiche Instandsetzungen.An 6 Streckenab—
schnitten wurden Maßnahmen zur Beseitigung von
Bergschäden durchgeführt.
Rhein-Herne-Kanal (RHK)
Für dringende lnstandsetzungsarbeiten an Toren
und Schützen waren Schleusensperrungen an den
jeweiligen Nordschleusen Oberhausen, Gelsenkir-
chen und Wanne-Eickel notwendig.
Im Rahmen von Unterhaltungsarbeiten an 4 Brüc-
ken wurden umfangreiche Reparatur- und Korro-
sionsschutzarbeiten ausgeführt.
Aufgrund von Bergsenkungen wurde im Bereich
von km 27,500 — 28,400 als Voraussetzung für eine
Wasserspiegelabsenkung mit der Abbaggerung
der Kanalsohle begonnen. Von km 31,700 — 32,500
linkes Ufer und km 32,089 — 32,400 rechtes Ufer er-
folgten eine Aufhöhung des Dammes und des
Deckwerkes und im Bereich km 9,330 — 29,448
rechtes Ufer und km 29,874 — 29,974 linkes Ufer
wurden die Spundwände aufgeständert.
Der Neubau des Bauhofes Herne befindet sich im
2. Bauabschnitt.
WeseI-DatteIn-Kanal (WDK)
Für dringende Instandsetzungsarbeiten an Spund-
wänden, Torbrücken, Toren sowie Vermessungs-
arbeiten an den großen Schleusen waren
Schleusensperrungen jeweils an einzelnen Schleu-
senkammern aller Kanalstufen notwendig. An den
110 m-Schleusen Dorsten, Flaesheim und Hünxe
wurden Instandsetzungsarbeiten an den Toren
durchgeführt.
Die Umbauarbeiten am Sickingmühlenbach Düker
km 39,360 wurden weitergeführt. Größere Instand-
setzungs- und Grundlnstandsetzungsarbeiten wur-
den an 3 Brücken vorgenommen.
Ober- und Mittelrhein
Die Geschiebezugabe unterhalb der Staustufe
lffezheim zur Verhinderung der Sohlenerosion des
Rheins erforderte infolge geringer Abflüsse im Jah—
re 1990 nur rd. 60 000 m3 Kies. Die Geschiebezuw
gabe hatte keine Behinderung der Schiffahrt zur
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Folge, und die verfügbare Fahrwassertiefe am un-
teren Drempel der Schleuse lffezheim hat sich nur
sehr geringfügig verändert.
Zur Erprobung einer neuen Baggerstrategie im
Rheingau wurde bei Mainz-Weisenau eine Ge-
schiebefanggrube von 60 000 m3 Volumen ausge-
baggert. Es wird erwartet, daß dadurch die Zahl
von Fehltiefen abnimmt.
Niederrhein
Zur Beseitigung von Anladungen in der Fahrrinne
wurden insgesamt rd. 174 000 m3 Kies und Geröll
im Rheinstrom bei Bonn-Beuel, Köln-Deutz, Köln—
Niehl, Düsseldorf-Altstadt, Duisburg-Beeckerwerth
und Duisburg-Alsum gebaggert und an geeigneten
Stellen im Strom wieder eingebaut.
Die im Bergsenkungsbereich entstandenen Mas-
senverluste auf der Rheinsohle und die infolge
Salzabbaus unter dem linken Rheinufer bei Wesel-
Böderich eingetretenen Senkungen an den Strom-
bauwerken wurden zu Lasten des Bergbaus aus-
gegüchen.
Am 2. August 1990 wurde der neue Außenbezirk
(ABz) „Neuss“ eingeweiht und damit der Standort
des ehemaligen ABz Düsseldorf von Wittlaer—Bock-
um nach Neuss verlegt.
Neckar
Die zum Teil über 60 Jahre alten Schleusen und
Wehre am Neckar erforderten umfangreiche Sanie—
rungsarbeiten an den Schleusen Feudenheim,
Neckargemünd, Hirschhorn, Guttenbach, Neckar-
zimmern, Gundelsheim, Kochendorf, Besigheim
und Hofen sowie an den Wehren Wieblingen, Neckar—
steinach, Neckarzimmern, Hessigheim, Besigheim,
Hofen, Rockenau, Hirschhorn, Guttenbach und
Gundelsheim.
Zur Erhaltung der Schiffbarkeit und eines ord-
nungsgemäßen Zustandes des Gewässerbettes
für den Wasserabfluß wurden rd. 112 000 m3 Ge-
röll, Kies, Sand und Schlamm gebaggert.
Lahn
lVIit der Instandsetzung der Wehrverschlüsse am
Wehr Cramberg ist die Grundinstandsetzung aller
Wehrverschlüsse der Wehre an der Lahn abge-
schlossen.
Die örtlichen Aufnahmen für die Erstellung eines
Rahmenkonzeptes für die Uferunterhaltung wurden
abgeschlossen.
Mosel
Aufgrund der Altersstruktur der Schleusenbauwer-




Es wurden 28 000 m3 an der Saarschleife bei Mett-
Iach und 2 000 m3 bei Völklingen gebaggert.
Main
An den Überwiegend älteren Schleusen- und Wehr-
anlagen des Mains wurden umfangreiche Instand-
setzungs- und Erneuerungsarbeiten zur Erhaltung
der Verkehrs- und Betriebssicherheit durchgeführt.
Damit auch tiefer abgeladene Schiffe bis 11,40 m
Breite geschleust werden können, wurden an 9
lVlainschleusen die Eckaussteifungen (Vouten) am
Fußpunkt der Kammerwände beseitigt. Bei den
Wasserkraftwerken Eddersheim und Griesheim
wurden die umfangreichen Maßnahmen zur Grundin-
standsetzung der maschinen- und elektrotechni-
schen Einrichtungen, ferner Sanierungsarbeiten an
den hoch— und tiefbaulichen Anlagen weitergeführt.
Main-Donau-Kanal (MDK)
Die Grundinstandsetzung der Straßenbrücke Klein-
seebach wurde abgeschlossen. An der Schleusen-
anlage Bamberg wurden an den Betonflächen
Rißverpressungen durchgeführt. Die Toraufhän-
gung am Untertor der Schleuse Forchheim wurde
instandgesetzt und sechs Sparbeckenverschlüsse
der Schleusen Hausen, Kriegenbrunn und Erlan-
gen wurden überholt. "
Donau
Die Arbeiten für die Auftriebssicherung der Wehr-
felder Kachlet sowie die Damminstandsetzung am
Schöpfwerk Hof wurden abgeschlossen. Ein Wehr-
verschluß der Staustufe Kachlet wurde konserviert,
die Dichtungen wurden erneuert. Die Ersatztore




Infolge der Erweiterung des Zuständigkeitsbe—
reichs bis zur deutsch-polnischen Grenze aufgrund
des Einigungsvertrags wurden folgende Baumaß—
nahmen fortgeführt:




— Vorarbeiten zur Grundinstandsetzung der
IVlolen in Warnemünde und Sicherungsarbei-
ten an der IVlittelmole.
Im Bereich Heiligenhafen wurde die seewärtige Ha—
fenzufahrt durch Fahrwasserbaggerungen vertieft,
so daß künftig Küstenmotorschiffe bis 999 BRT hier
verkehren können.
Eider
Am Eider-Sperrwerk wurden die Sohlensiche-
rungsarbeiten und in Teilbereichen der Binneneider
die Uferinstandsetzungsarbeiten fortgeführt.
Nord-Ostsee-Kanal (NOK)
Im Rahmen der Sicherung des Kanalbettes sind die
Arbeiten zur Beseitigung des Engpasses Grünental
durch Verbreiterung auf das neue Sollprofil fortge-
führt worden. Die Verbreiterung des Streckenab-
schnittes zwischen den Weichen Fischerhütte und
Oldenbüttel einschließlich des Neubaues der
Fähranleger Fischerhütte wurden abgeschlossen.
Die Grundinstandsetzung der Alten Schleusen
Brunsbüttel wurde fortgesetzt. Die bestandsgefähr-
denden Sturmflutschäden an der Einfahrtmole 3 im
Au ßenvorhafen Brunsbüttel wurden beseitigt.
Am Straßentunnel Rendsburg wurden die Korro-
sionsschutzarbeiten fortgeführt und mit der Brand-
schutzauskleidung begonnen.
Ein Schiebetor der Neuen Schleusen Kiel-Holtenau
wurde grundinstandgesetzt und verstärkt. Die Un-
tersuchung der Alten Schleusen Kiel-Holtenau zur
Ermittlung der Standsicherheit wurde abgeschlos-
sen.
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Für die Verbreiterung des NOK im Bereich der Eng-
stelle zwischen Weiche und Binnenhafen Holtenau
und den Ersatz der Straßenhochbrücke Kiel-Holte-
nau wurde das Planfestellungsverfahren eingelei-
tet.
Außenelbe, Unterelbe und Nebenflüsse
Im Rahmen der Unterhaltungsarbeiten sind
— Deckwerke, Buhnen und Leitdämme instand-
gesetzt und
— Fahrrinnenbaggerungen im Unternehmerbe—
trieb (Au ßen- und Unterelbe: rd. 15,4 Mio m3)
durchgeführt worden.
Außenweser, Unterweser und Nebenflüsse
In der Außenweser wurden am Leitdamm Robben-
südsteert auf rd. 4 km Länge Fußsicherungsarbei-
ten sowie am Langlütjensand Buhnensicherungs-
arbeiten durchgeführt.
Zur Erhaltung der auf 9 m bzw. 12 m vertieften
Fahrwasser der Untera und Au ßenweser wurden —
überwiegend im Unternehmerbetrieb — rd.
1,7 Mrd m3 Sand und Schlick gebaggert.
Hunte
Mit den in festgelegten zeitlichen Abständen erforu
derlichen Unterhaltungsbaggerungen in der Unte—
ren Hunte bei Elsfleth wurde begonnen.
Jade
Zur Gewährleistung des tidegebundenen Verkehrs
von Großtankern mit maximal 20 m Tiefgang wur-
den im Rahmen der Fahrwasserunterhaltung rd.
13,8 Mio m3 Boden, davon rd. 1,9 Mio m3 mit dem
WSV-eigenen Hopperbagger „Nordsee“, gebag-
gert.
Außen und Unterems
Im Rahmen der Unterhaltung der Ufer und Strom-
bauwerke der Unterems wurden Deckwerke und
Buhnen instandgesetzt sowie auf 830 m Uferlänge
ein neues Deckwerk gebaut.
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Insel Helgoland
Im Rahmen der Feierlichkeiten der Inselgemeinde
unter dem Motto „Helgoland, 100 Jahre deutsch“
wurden in einer auf Helgoland, in Bonn und Kiel ge-
zeigten Ausstellung schwerpunktmäßig die Aufga—
ben der WSV im Bereich der Insel Helgoland
einschließlich der Geschichte der Schiffahrtszei-
chen und Häfen dargestellt.
Zur Grundinstandsetzung des Binnenhafens wur-
den vorbereitende Maßnahmen eingeleitet.
4.5 Baumaßnahmen für die Bundeswehr
In den „Richtlinien für die Durchführung von Bau-
aufgaben des Bundes im- Zuständigkeitsbereich
der Finanzbauverwaltungen RBBau", ist ergän-
zend für die Durchführung von Bauaufgaben des
Bundesminsters der Verteidigung (BMVg) festge-
legt worden, daß die bauaufsichtliche Planung und
Ausführung sowie Abrechnung der Bauaufgaben
im allgemeinen durch die Baubehörden der Lan—
desfinanzverwaltung, aber auf dem Gebiet des
Wasserbaus durch die Wasser- und Schiffahrtsver-
waltung des Bundes (WSV) erfolgen.
Bei den von der WSV durchzuführenden Maßnah-
men, die sich nunmehr auch auf das Gebiet der
ehemaligen DDR erstrecken, handelt es sich um
Hafenanlagen für die Marine, um Pionierübungs-
plätze und Ersatzübergangsstellen mit Brücken-
stellen, ferner um Wasserübungsplätze und
Hafenanlagen an Rhein und Mosel.
Die hierfür erforderlichen Ausgabemittel werden
von der NATO oder dem BMVg zur Verfügung ge-
stellt.
Im Jahre 1990 wurden Vorhaben im Umfang von
rd. 50 Mio DM ausgeführt. Bei diesen Maßnahmen
handelt es sich u. a. um:
Invesüüonen:
— Herstellung von Unterwasserfundamenten im
Bereich der westlichen Ostsee
— Bau einer Schwimmbrücke im Marinestütz—
punkt Neustadt/Holstein
— Ausbau von Liegeplätzen im Vorhafen der
Seeschleuse Wilhelmshaven
— Arbeiten zur Grundinstandsetzung und Erwei-
terung der „Magnetischen Meßstellen“ im Wil-
helmshavener Binnenhafen
— Grundinstandsetzung der Ufereinfassung
(Nord- und Westufer) im Hafen Borkum.
Unterhaltung:
Erneuerung einer Wellenschutz-Spundwand—
schürze im Marinestützpunkt Kiel-Tirpitzhafen
— Betonsanierung an Molen, Kajen und
Schwimmbrücken im Ostseebereich
— Grundinstandsetzung eines Uferdeckwerkes
in Hörnum/Sylt
— Ersatz der Steuerungs- und Antriebsanlagen
der Seeschleuse Wilhelmshaven
— Baggerungen im „Neuen Vorhafen“ Wilhelms-
haven
— Instandsetzungsarbeiten an 6 Schwimm-
brückenstellen am Rhein und Unterhaltungs-
baggerungen auf den Pionierübungsplätzen
in Speyer-Rettenthal und Karlsruhe-Maxau.
4.6 Gewässerkunde und Wasserbewirtschaf-
tung
Die verkehrsbezogene Gewässerkunde und Was-
serbewirtschaftung für die Bundeswasserstraßen
sind eigenständige WSV-Aufgaben neben der all-
gemeinen Wasserwirtschaft der Länder.
Durch gewässerkundliche Messungen erhält die
WSV die für Bau, Unterhaltung und Betrieb der
Bundeswasserstraßen notwendigen Informationen
über die veränderlichen Gewässerzustände. Die
Wasserbewirtschaftung der Kanäle und staugere-
gelten Flüsse stellt die Einhaltung rechtlich festge—
legter Sollwasserstände sicher.
Bei diesen Aufgaben werden vorwiegend folgende
Tätigkeiten wahrgenommen:
— Messen von Wasserständen, Ermitteln von
Wasserspiegellagen
— Abfluß, Durchfluß— und Geschwindigkeits-
messungen
—- Wellenmessungen
— Schwebstoff- und Sedimenttransportmessun-
gen
— Bewirtschaftung des Betriebswassers der Ka-
näle und des Abflusses staugeregelter Flüs-
se.
Hierfür stehen der WSV eine große Anzahl speziel-
ler Einrichtungen wie Steuerzentralen, Pegel. Meß-
schiffe und Abflußmeßgeräte zur Verfügung.
Die in der Gewässerkunde anfallenden Meßwerte
werden in dem im Aufbau befindlichen DVwSystem
soweit möglich automatisch erfaßt, vor Ort ausge-
wertet und den Verwendern zur Verfügung gestellt.
Wegen der engen sachlichen Verbindung zur allge-
meinen Wasserwirtschaft stellt die WSV ihre Meß-
werte auch den Ländern — z. B. für den
Hochwasserschutz — zur Verfügung.
Das Abflußjahr 1990 (November 1989 bis Oktober
1990) weist in den alten Bundesländern bei den Ab—
flußsummen mit im Mittel 75 % der Abflußsumme
der langen Beobachtungsreihen an den jeweils be—
obachteten Pegeln ein trockenes Jahr aus. Die
mittleren Abflüsse der vieljährigen Reihen waren
an den verschiedenen Pegeln im Durchschnitt an
296 Tagen unterschritten. Außer an der Donau
wurden die mittleren Niedrigwassergabflüsse an 7
beobachteten Pegeln der Stromgebiete unter-
schritten. Dabei lag die Unterschreitung zwischen 4
und 71 Tagen, im Mittel bei 33 Tagen.
Auch 1990 wurden die in der Bundesanstalt für Ge-
wässerkunde (BfG) für den Fihein von Basel bis
Emmerich unterhaltenen mathematischen Wellen-
ablaufmodelle intensiv genutzt. Parallel dazu konn-
te ein entsprechendes Modell für die Moselstrecke
Palzem — Koblenz entwickelt werden. Erste Was-
serspiegeluntersuchungen mit stationären Re—
chenmodellen und statistischen Verfahren wurden
für die Oberweser und Elbe zwischen Schnacken-
burg und Geesthacht durchgeführt.
Für die Geschiebezugabe unterhalb Iffezheim wur-
de in Anpassung an das natürliche Sohlenkorn die
Kornzusammensetzung verändert. Dadurch wird
die Stabilisierung der Sohle unmittelbar unterhalb
der Staustufe gewährleistet; aber auch eine Stüt-
zung der Erosionsbereiche unterhalb der Neckar-
mündung kann damit bewirkt werden.
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Zur umfassenden Behandlung der Stabilisierung
der Rheinsohle im Bereich Bonn-Beuel wurde der
morphologisch-sedimentologische Zustand be-
schrieben. Auf der Basis von Sohlenuntersuchun—
gen wurde die Stabilität der Strecke beurteilt. Unter
der Berücksichtigung bereits voroptimierter Rege-
Iungsvarianten wurden daraus resultierende mögli-
che morphologische Veränderungen beschrieben.
Im Rahmen der hydrologischen und morphologi-
schen Untersuchungen in der Elbe wurde mit der
Durchführung von Feststoffmessungen begonnen.
Neben Geschiebe- und Schwebstofftransport wur-
den Fließgeschwindigkeiten und Sohlhöhen ge-
messen. Aufgrund der extrem niedrigen
Wasserstände während der lVleßzeit Juni bis Okto-
ber 1990 konnten wertvolle Erkenntnisse über den
Feststofftransport bei derartigen Abflußververhält-
nissen gewonnen werden.
Im Stauraum des Donau-Kraftwerks Jochenstein
kommt es zu Ablagerungen vor allem aus den vom
Inn zugeführten Schwebstoffen. Dies hat Sohlauf-
höhungen mit entsprechenden Anhebungen des
Wasserspiegels zur Folge. Auf der Grundlage von
Regelmäßigen Stauraumpeilungen, von Analysen
von Proben aus der Stauraumsohle, Wasserspie-
gellagenberechnungen und Betrachtungen zum
Bewegungsbeginn abgelagerter Feststoffpartikel
kam die BfG zu dem Ergebnis, daß sich der Stau-
raum inzwischen in einem morphologischen
Gleichgewichtszustand befindet. Langfristig gese—
hen findet also im lVlitteI keine Veränderungen der
Sohlenhöhe mehr statt. Hochwasserereignisse
können jedoch kurzfristig zu Auflandungen oder
auch zur Abtragung von Material mit entsprechen-
den Auswirkungen auf die Wasserspiegellage füh-
ren.
Seit Anfang der 80er Jahre betreibt die BfG ein
Grundwassermeßprofil bei Urmitz/Rhein mit dem
Ziel, die Zusammenhänge zwischen Rhein— und
Grundwasser quantitativ zu beschreiben. Hierzu ist
das Neuwieder Becken besonders gut geeignet, da
sich der Hauptgrundwasserleiter dieses Gebietes
sehr gut abgrenzen Iäßt und auch die anderen hy-
drogeologischen Randbedingungen gut faßbar
sind. Die Untersuchungen konzentrieren sich auf
den Bereich Koblenz-Neuwied. 10 Jahre Beobach-
tung und frühere Untersuchungen wurden ausge—
wertet; zusammengefaßt stellen sie die
hydrogeologischen und wasserwirtschaftlichen
Verhältnisse des Neuwieder Beckens in ihrer Ge-
samtheit dar (Bes.lVlitteilungen zum DGJ, 54, Ko-
blenz 1990).
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Gütemodellrechnungen für Flüsse mit der Größe
von Weser, lVlain und Mosel haben gezeigt, daß
sich durch die geplanten Ausbaumaßnahmen —
selbst bei ungünstigen Abflußbedingungen — nur
sehr geringe, meßtechnisch nicht nachweisbare
Veränderungen der Wasserbeschaffenheit erge-
ben. Damit konnten häufig geäußerte gegenteilige
Auffassungen widerlegt werden.
Für die Untersuchung der radioaktiven Belastung
der Bundeswasserstraßen sind bisher 30 Entnah-
mestellen eingerichtet worden, von denen zur Er-
fassung von kurzzeitigen Einträgen
Schwebstoffproben untersucht wurden (Kurzzeit-
monitor). Sedimentproben ausgewählter Entnah-
mestellen dienten der Untersuchung der
langfristigen Einträge (Langzeitmonitor).
Bei der Untersuchung von Wasserstraßen in Ver-
bindung mit einer Landlagerung von Baggergut ist
der hierbei relevante Expositionspfad „Spülfeld“ als
besonders sensitiver Belastungspfad anzusehen.
Abschätzungen der zu erwartenden externen
Strahlenexposition ergaben, daß diesbezügliche
Einschränkungen in der Handhabung an Bundes—
wasserstraßen aus radiologischen Gründen nicht
zu besorgen sind.
4.7 Wasserstraßen und Umwelt
Die Wasserstraßen einschließlich Schiffahrtswege
im Küstenbereich haben eine sehr enge Beziehung
zur Umwelt, weil sich gerade in den Übergangsbe-
reichen von Wasser zu Land besonders wertvolle
Naturbereiche entwickeln können und die Gewäs-
sergüte ein entscheidender Faktor für ein artenrei-
ches und gesundes Biot0p in diesen Bereichen
darstellt.
Die WSV hat keine unmittelbare Aufgabenkompe-
tenz für den Umweltschutz. Der Umweltschutz ist
aber ein bei der Erfüllung von WSV-Aufgaben zu
berücksichtigendes Verwaltungsziel. Hierbei ist die
verfassungsrechtliche Aufgabenverteilung zwi-
schen dem Bund und den Ländern zu beachten.
Vorhaben, deren Zielrichtung in einer Verbesse—
rung des ökologischen Zustandes von Gewässern
liegt, sind nach der Kompetenzzuweisung der Arti—
kel 30 und 83 GG von den Ländern zu planen,
durchzuführen und zu finanzieren. Das gilt auch für
Bundeswasserstraßen.
Soweit der Bund seine nach Ziel und Umfang in Ar-
tikel 89 GG sowie im Bundeswasserstraßengesetz
bestimmten verkehrlichen Aufgaben an den Bun-
deswasserstraßen erfüllt, ist bei der Unterhaltung
der Bundeswasserstraßen den Belangen des Na-
turhaushalts Rechnung zu tragen; Bild und Erho—
Iungswert der Gewässerlandschaft sind zu
berÜCksichtigen. Die natürlichen Lebensgrundla-
gen sind zu bewahren. Das führt allerdings nicht zu
eigenständigen ökologischen Bundesaufgaben.
Gewässerunterhaltungspläne dienen der Koordi-
nierung der erforderlichen Unterhaltungsarbeiten
der WSV. Dabei werden jahreszeitliche Bedürfnis-
se von im Uferbereich lebenden Tieren und andere
ökologische Belange nach Möglichkeit beachtet.
Beispiele hierfür sind der weitgehende Verzicht auf
Mäharbeiten an den Ufern und das Verbot der Ver—
wendung von Herbiziden.
Auch für den Neubau und Ausbau von Bundeswas-
serstraßen gelten diese Grundsätze. Nachteilige
Eingriffe in ökologische Belange sollen nach Maß—
gabe des jeweiligen PlanfeststelIungsbeschlusses
mit integrierter UmweltverträgIichkeitsprüfung ver—
mieden, minimiert oder ausgeglichen werden. Dies
kann geschehen u. a. durch:
— Erhaltung von Altarmen und Altwässern
— Anlage von Flachwasserzonen
— Schaffung von Auwäldern
—— Schaffung von Feuchtbiotopen.
Umweltschäden in den Küstenmeeren und auf den
Bundeswasserstraßen wirken sich fast immer
grenzüberschreitend aus. Vorsorgemaßnahmen
müssen daher, wenn sie effektiv sein sollen, mit
den Nachbarstaaten und — bezogen auf die Schif-
fahrt —- auch international abgestimmt sein. Die
Bundesrepublik ist Vertragsstaat der entsprechen-
den internationalen Abkommen und wirkt an deren
Weiterentwicklung maßgeblich mit. Als Beispiele
seien genannt:
— für die Hohe See und die Küstenmeere
o die Helsinki-Konvention zum Schutz der
Meeresumwelt der Ostsee,
o das Bonn-Übereinkommen über die Zu-
sammenarbeit bei der Bekämpfung von
Verschmutzungen der Nordsee durch Öl
und andere Schadstoffe,
o die bilateralen Abkommen mit den
Nachbarländern Dänemark und Nieder-
lande über die gemeinsame Bekämp-
fung von Meeresverschmutzungen,
— für die Binnenwasserstraßen
o die Abkommen zwischen den Anlieger—
staaten zum Schutz des Rheins, der
Mosel, der Saar und seit 1990 auch der
Elbe (Verhandlungen über gleichartige
Abkommen für die Oder und die Donau
werden zur Zeit geführt).
Besondere Aktivitäten im Umweltschutz erfolgen
zur Zeit auf folgenden Gebieten:
Seit 1975 wurde auf der Grundlage eines zwischen
dem Bund und den Küstenländern abgeschlosse—
nen Verwaltungsabkommens bei hälftiger Kosten-
teilung eine gemeinsame Organisation zur
Bekämpfung von Ölverschmutzungen geschaf—
fen und ein Beschaffungsprogramm über 185 Mio
DM abgewickelt. 21 Bekämpfungsfahrzeuge ste-
hen jetzt an strategischen Punkten entlang der Kü-
ste bereit, damit bei Ölverschmutzungen sofort
eingegriffen werden kann. Drei dieser Fahrzeuge
sind als Mehrzweckfahrzeuge rund um die Uhr vor
den seewärtigen Zufahrten eingesetzt. An der Ein-
beziehung des Landes Mecklenburg-Vorpommern
in die gemeinsame Ölbekämpfungsorganisation
des Bundes und der Küstenländer wird zur Zeit ge-
arbeitet. Für die Übergangszeit leistet der Bund
dem Land Verwaltungshilfe.
Ein Luftüberwachungssystem, das mit besonderen
Sensoren auch bei Nacht und unsichtigem Wetter
verbotene Einleitungen erkennen kann, hat bereits
zu einer erheblichen Verringerung der Meeresver-
schmutzungen geführt. lm Falle eines Ölunfalls
werden von den Flugzeugen aus die Ausbreitung
und die Treibrichtung des Ölteppichs festgestellt
sowie die Bekämpfungsfahrzeuge herangeführt
und koordiniert.
Im Frühjahr 1991 wird ein neues Luftüberwa-
chungssystem in Dienst gestellt, das mit modern-
sten Sensoreinrichtungen nicht nur Öl, sondern
auch andere schädliche Stoffe erkennen und iden-
tifizieren kann und über eine erhebliche größere
Flugleistung verfügt. Daneben kann dieses System
auch die Ausbreitung von Algenblüten sowie an-
hand des Gelbstoffaktors die Ausbreitung der
durch die Flüsse eingetragenen schädlichen Stoffe
in das Meer erkennen.
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Auch die Möglichkeiten zur Bekämpfung von ande-
ren Schadstoffen als Öl durch dafür geeignete
Fahrzeuge sollen verbessert werden. Zur Zeit fin-
den Verhandlungen mit den Küstenländern statt,
das bestehende Verwaltungsabkommen für die Be-
kämpfung von Ölverschmutzungen auch auf ande-
re Schadstoffe anzuwenden und gemeinsam
Strategien zu deren Bekämpfung zu entwickeln.
Die teilweise mit Schadstoffen belasteten Gewäs—
ser verursachen abschnittsweise auch eine Konta—
minierung des Baggergutes. Regelmäßige
Untersuchungen über die Schadstoffbelastung und
Sauerstoffzehrung des Baggergutes durch die
Bundesanstalt für Gewässerkunde stellen sicher,
daß belastetes Baggergut erkannt und umweltver-
träglich untergebracht wird. Die WSV ist hier be-
strebt, daß die Einleiter Gewässerbelastungen
reduzieren und daß besonders grenzüberschreit-
ende Gewässerverunreinigungen, die als Vorbela-
stung eine Hauptursache für die Kontaminierung
des Baggergutes sind, abgebaut werden. Erfreuli-
cherweise zeigen sich aufgrund der intensiven
Reinhaltungsmaßnahmen der letzten Jahre hier er—
ste Erfolge, z. B. am Rhein und am Neckar.
Wie in den vergangenen Jahren war die Untersu-
chung von Baggergut auf Schadstoffgehalte und
Sauerstoffzehrung eine Schwerpunktaufgabe der
BfG. Eine größere Zahl von WSÄ wurde bei Bagge—
reiprojekten in Bezug auf eine umweltverträgliche
Unterbringung von Baggergut beraten, zunehmend
auch in dem größeren Rahmen einer Umweltver—
trägIichkeitsuntersuchung.
Die Umlagerung von Baggergut im Gewässer wird
bei vielen positiven Aspekten von manchen Lan—
desbehörden kritisch gesehen. Grenz- und Richt-
werte, die auf die Belastung speziell des
Baggergutes mit potentiellen organischen und an-
organischen Schadstoffen zielen, existieren derzeit
(noch) nicht. An Vorschlägen hierzu wird in der BfG
gearbeitet.
Untersuchungen haben gezeigt, daß das von der
BfG entwickelte Verfahren zur Unterbringung von
kontaminiertem Baggergut unter Wasser in offenen
Kiesgruben bei bestimmten Randbedingungen
eine besonders sichere Art der Unterbringung dar-
stellt. In diesem Zusammenhang können Kiesgru—
ben renaturiert und in Sumpfgewässer umgestaltet
werden.
Die Entsorgung der Binnenschiffe von Schiffsbe— '
triebs- und Ladungsabfällen soll durch ein Gesam-
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tentsorgungskonzept sichergestellt werden, das
von einer Arbeitsgruppe der deutschen Kommissi-
on zum Schutze des Rheins erstellt wurde. Die Ab—
nahme und Behandlung der Abfälle und Abwässer
liegt grundsätzlich in der Zuständigkeit der Länder,
während der Bund insbesondere die auf die Schif—
fahrt bezogenen Rechtsvorschriften zu erlassen
und durchzusetzen hat. Dieses Gesamtentsor—
gungskonzept ist eine der Grundlagen, auf denen
zur Zeit in der Zentralkommission für die Rhein-
schiffahrt Leitlinien für eine internationale Regelung
im Rheinstromgebiet verhandelt werden.
4.8 Schiffahrtszeichenwesen, Verkehrsbera-
tung
Das Setzen und Betreiben von Schiffahrtszeichen
stellt eine hoheitliche Aufgabe des Bundes dar.
Schiffahrtszeichen geben der Schiffahrt optische,
akustische und funktechnische lnformationen, Rat—
schläge oder Anweisungen für eine sichere Fahrt.
Sie ermöglichen und erleichtern nicht nur die Navi—
gation auf den Bundeswasserstraßen und der Ho-
hen See, ihre Wirkung erstreckt sich auch auf die
Gestaltung von Verkehrsabläufen.
Mit der Zunahme großer Schiffe und mit dem wach—
senden Transport gefährlicher Güter kommt dem
sicheren Betrieb und der Zuverlässigkeit der
Schiffahrtszeichen erhöhte Bedeutung zu.
Auf den Seeschiffahrtsstraßen dienen Schiffahrts-
zeichen in erster Linie der Bezeichnung des Fahr-
wassers und auf der Hohen See zur Bezeichnung
von Verkehrswegen sowie von Wracks, Untiefen
und sonstigen Schiffahrtshindernissen. An den ver—
kehrsreichen Seeschiffahrtsstraßen und in der in—
neren Deutschen Bucht sind Ortungsfunkanlagen
und Landradarketten errichtet worden. Alle ver—
kehrs- und wasserstraßenbezogenen Daten wer—
den in Revierzentralen zusammengefaßt, von wo
aus die Verkehrsbeobachtung, Verkehrsinformati-
on und Verkehrsberatung sowie die Fernüberwa-
chung und Fernsteuerung von Schiffahrtszeichen
durchgeführt werden.
Auf den Binnenschiffahrtsstraßen werden Fahrrin—
nen, gefährliche Punkte und Hindernisse in und am
Fahrwasser bezeichnet und sonstige Hinweise und
Empfehlungen gegeben. Außerdem werden
Schiffahrtszeichen zur Verkehrsregelung auf der
Strecke und bei Bauwerken, wie Schleusen, Brücken
und Wehren, eingesetzt.
Zum Austausch von Nachrichten zwischen Schiffs—
funkstellen und den für die Wasserstraße zuständi-
gen Behörden ist der Nautische Informationsfunk
eingerichtet worden. Er dient der Übermittlung von
Nachrichten, die sich auf die Sicherheit und Leicht-
igkeit des Verkehrs und in Notfällen auf den Schutz
von Personen und Einrichtungen beziehen.
Für Entwicklungs- und Erprobungsarbeiten sowie
die Mitwirkung bei PIanungs—, Durchführungs- und
Kontrollaufgaben des Baus, der Unterhaltung und
des Betriebs im Schiffahrtszeichenwesen besteht
als Sonderstelle für zentrale Aufgaben der WSV
das Seezeichenversuchsfeld in Kobelnz.
Die Verkehrssicherungsmaßnahmen sind im Jahre
1990 systematisch fortgeführt worden.
Im Bereich der Seeschiffahrtsstraßen und der Kü-
ste gilt dies insbesondere für den durch Radar- und
Revierfunkanlagen gekennzeichneten Aufbau ma-
ritimer Verkehrssicherungsdienste.
— Schwerpunkt waren die Arbeiten zur Fortfüh-
rung der Maßnahmen „Ersatz der Landradar-
anlagen an der Au ßen- und Unterelbe“.
— Bau der Badarstationen in Wedel, Pagensand
und Flhinplate.
— Sanierung und Umbau der Radarstation Frei-
burg.
— Beginn des Baus der Revierzentralen Bruns-
büttel und Cuxhaven.
Der Neubau der Revierzentrale Travemünde wurde
fortgeführt. Die Radarkette zwischen Huntemün—
dung und Bremen wurde in Betrieb genommen.
An die Schiffsdatenverarbeitungsanlage, mit der
die Revierzentrale Bremen im Datenverbund mit
den Nachbarzentralen an .Jade, Weser, Elbe und
Deutsche Bucht steht, wurde die Datenbank Bremi-
sche Häfen angeschlossen.
Als Folge des Einigungsvertrages erweiterte sich
der Zuständigkeitsbereich der WSD Nord im Be—
reich der südlichen Ostsee bis an die polnische
Grenze. ln dem hinzugekommenen Zuständigkeits-
bereich sind etwa 200 ortsfeste Schiffahrtszeichen,
350 Leuchttonnen und 2 300 unbefeuerte Tonnen
vorhanden.
Alter und neuer Leuchtturm Arkona auf Flügen
Im Bereich der Binnenschiffahrtsstraßen lag der
Schwerpunkt der Arbeiten bei der Ausgestaltung
für die Radarfahrt, bei der Errichtung des Nauti-
schen Informationsfunks und bei der Ausstattung
der Schleusen.
— Der Probebetrieb des Nautischen Informati-
onsfunks (NIF) auf dem Mittellandkanal ist ab-
geschlossen. Die Erweiterung dieses
Funkdienstes auf die Mittelweser und die
Strecke Rühen- Rohtensee des Mittellandka-
nals wird vorbereitet.
— Der NIF-Probebetrieb der Zentrale Heidel—
berg, der den unteren Neckar und 40 km des
Rheins abdeckt, wurde fortgesetzt. Es be—
gann weiter der Neubau der Zentrale Ober-
wesel. Von hier aus soll der Rhein zwischen
Iffezheim und Bolandswerth funktechnisch
abgedeckt werden. Die Planungen für den
NIF Mosel/Saar wurden weitergeführt. Mit der
Betriebsaufnahme der Zentrale Trier wird
1991 gerechnet.
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— Im Bereich der WSD Süd sind NIF-Zentralen
für die Bezirke der WSÄ Aschaffenburg,
Schweinfurt, Nürnberg und Regensburg und
im Bereich der WSD West die NIF-Zentrale
Duisburg für den Niederrhein und die west-
deutschen Kanäle geplant.
— Die Planung eines „Melde— und Informations-
systems für bestimmte Arten von Transporten
auf Binnenschiffahrtsstraßen“ (MIB) für den
Rhein wurde fortgesetzt.
4.9 Maschinenwesen
Das durch den Vollzug der Deutschen Einheit ge—
kennzeichnete Jahr 1990 brachte mit der Einrich—
tung von WSV-Dienststellen im Beitrittsgebiet für
den Bereich des Maschinenwesens einen erhebli-
chen Aufgabenzuwachs. Allein durch die Übernah-
me der vorhandenen Wasserfahrzeuge aus dem
Unterhaltungsbereich der Wasserstraßen der ehe-
maligen DDR hat sich der Wasserfahrzeugpark der
WSV um einen Bestand von rd. t 000 Fahrzeugen
erhöht. Hinzu kommt eine Vielzahl maschinenbau-
und elektrotechnischer Einrichtungen an den zahl-
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reichen Landanlagen (Schleusen, Wehre, Hebe-
werke). Die Bestandserfassung der von der WSV
übernommenen Wasser- und Landfahrzeuge so-
wie der maschinenbau- und elektrotechnischen
Einrichtungen an den Landanlagen bildete einen
Aufgabenschwerpunkt im Bereich der WSD Ost.
Zwecks Modernisierung und Rationalisierung des
verwaltungseigenen Wasserfahrzeugbestandes
wurden unter der Zielsetzung der Optimierung der
Gesamtwirtschaftlichkeit des Unterhaltungsbetrie-
bes umfangreiche lnvestitionen in den Wasserfahr-
zeugpark der WSV getätigt, wobei folgende
Maßnahmen besonders hervorzuheben sind:
— Das Meßschiff „Rheinland“ ist beim WSA
Duisburg-Rhein, das gewässerkundliche
Meßschiff „Tide“ ist beim WSA Bremerhaven
in Dienst gestellt worden.
— Als Nachbauten des Typarbeitsschiffes „Kin-
zig“ wurden beim WSA Aschaffenburg das
Motorschiff „Mud“ und beim WSA Tönning









— Die Sanierung der Wasserfahrzeuge der
WSV (einschl. Lotsenschiffe) im Rahmen der
Asbestentsorgung konnte planmäßig fortge—
setzt werden.
Im Zuge der Bationalisierungsmaßnahmen wurden







Die Maßnahmen zur Erhaltung und zur Verbesse—
rung der Funktionssicherheit der maschinenbau-
und elektrotechnischen Einrichtungen der Landan-
lagen wurden fortgeführt, wobei der Einbau moder-
ner, zweckmäßiger Steuerungstechnik in die
vorhandenen Anlagen einen Aufgabenschwer-
punkt bildete. Folgende Maßnahmen sind in die-
sem Zusammenhang besonders zu erwähnen:
— Am Eidersperrwerk des WSA Tönning konnte
eine 80 kW—Windenergieanlage in Betrieb ge-
nommen werden. Es handelt sich um die er-
ste Anlage der WSV mit Rückspeisung ins
öffentliche Netz.
— Die Instandsetzung der Nordschleuse Sülfeld
am MLK wurde abgeschlossen. Die Schleuse
ist mit einer speicherprogrammierbaren Steu-
erung (SPS) ausgerüstet.
— Der Ersatz der elektroenergietechnischen An-
lagen einschl. der Steuerung wurde bei den
Schleusen Neckarzimmern und Neckarge—
münd abgeschlossen.
— An den Wehranlagen Klingenberg, Heubach,
Freudenberg, Faulbach, Eichel und Lengturt
am Main sind die örtlichen Steuerungen der
Verschlußkörperantriebe und die Wehrstel-
Iungsgeber ersetzt worden.
Die im Jahr 1990 durchgeführten Baumaßnahmen
im Wasserstraßen Fernmeldenetz (WF-Netz), das
im Rahmen der Aufgabenerledigung der WSV für
die Dienste Fernsprechen, Fernwirken, Fernmes-
sen und Datenübertragen vorgehalten wird, trugen
dazu bei, Schwachstellen zu beseitigen und das
Netz zu sichern. Der Schwerpunkt der Baumaß-
nahmen lag im besonderen Maße in der Herstel-
lung der Leitungsverbindungen zwischen dem WF-
Netz und dem von der WSV übernommenen
WASA-Netz im Beitrittsgebiet. Der Ausbau dieser
Verbindungen zwischen beiden Netzen wird fortge-
setzt.
Mit dem Aufbau von 20 modernen Telekommunika—
tionsanlagen konnte die Trennung der verbunde-
nen WF-Vermittlungsanlagen in TK-Anlagen und
WF-Betriebsanlagen abgeschlossen werden.
4.10 Vermessungs- und Kartenwesen, Liegen-
schaftsverwaltung
Für den Bau, die Unterhaltung und den Betrieb der
Bundeswasserstraßen werden vermessungstech—
nisch ermittelte geometrische Daten über Objekte
und rechtliche Verhältnisse an den Wasserstraßen
und die damit in einem Sachzusammenhang ste-
hende Umgebung benötigt. Die Daten und ihre
Darstellung in Karten sind Grundlage vor allem für
die Planung von Bau- und Unterhaltungsarbeiten,
für gewässerkundliche Aufgaben und für die Erfül-
lung der Verkehrssicherungspflicht.
Die Vermessungsarbeiten zur Ermittlung der Da—
ten werden, soweit sie nicht vergeben werden, von
den Wasser- und Schitffahrtsämtern ausgeführt.
Besondere Arbeiten können von den Wasser- und
Schiffahrtsdirektionen übernommen werden. Der
Bundesanstalt für Gewässerkunde obliegen die
Hauptnivellements an den Bundeswasserstraßen
sowie anwendungsorientierte Forschungs- und
Entwicklungsarbeiten.













Die Bezugssysteme werden durch geodätische
Grundlagenvermessungen in Form von Lage-, Hö-
hen— und KiIometrierungsfestpunkten an die Was-
serstraßen herangeführt.
Die Vermessungsarbeiten gliedern sich in topogra-
phische, bautechnische, Gewässer- und Liegen-
schaftsvermessungen.
Die Verfahren der Vermessung





— Funktortung, Polarortung, Badarortung
laufen weitgehend lT—gestützt ab.
Zur Steigerung der Leistungsfähigkeit und zur Ver—
besserung der Arbeitsergebnisse wird ein vollauto-
matischer digitaler Datenfluß von der Aufnahme
der Daten über die Plausibilisierung und Verarbei—
tung bis zur digitalen oder analogen Ergebnisdar-
stellung angestrebt und ist bereits teilweise
realisiert.
Die Herstellung und Laufendhaltung der Karten ob—
liegt den sechs regionalen Kartenstellen der Was-
ser- und Schiffahrtsdirektionen.
Die Ergebnisse der topographischen Gewässer-
und Liegenschaftsvermessung werden in groß—
maßstäbigen Karten der Bundeswasserstraßen
dargestellt. Dieses Kartenwerk umfaßt 4 000 Kar-
tenblätter (ohne Beitrittsgebiet). Ihr Inhalt ist thema-
tisch auf Grund- und Deckblätter verteilt, um den
Anwendern bedarfsorientierte Karteninhalte zur
Verfügung stellen zu können.
Daneben werden auf der Basis amtlicher Karten-
werke Karten mittleren Maßstabs als Verkehrskar-
ten und kleinen Maßstabs als Übersichtskarten der
Bezirke der Wasser- und Schiffahrtsdirektionen
vorgehalten.
Von einer Arbeitsgruppe werden z. Z. Möglichkei—
ten einer lT-gestützten Kartenbearbeitung unter-
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sucht. Die Bundeswasserstraßen sind
privatrechtliches Eigentum des Bundes im Sinne
des bürgerlichen Rechts. Die öffentlich-rechtliche
Zweckbindung der Bundeswasserstraßen hat je-
doch Vorrang vor allen privat-rechtlichen Interes-
sen. Das Liegenschaftsvermögen der WSV umfaßt
rd. 232 000 ha Wasserflächen (ohne Seewasser-
straßen) und 20 000 ha Landflächen.
Die Liegenschaften werden von den Wasser— und
Schiffahrtsämtern verwaltet. Die Verwaltungsarbei-
ten erstrecken sich insbesondere auf
das Führen eines Liegenschaftsnachweises
— die Bewertung und Grundbesitzabgaben
— das Vermieten und Verpachten von Grund—
stücken an Dritte
— den Erwerb und die Veräußerung von Grund-
stücken.
Von einer Arbeitsgruppe werden z. Z. lVlöglichkei—
ten einer IT-gestützten Liegenschaftsverwaltung
untersucht.
lm Beitrittsgebiet sind außerordentlich umfangrei-
che Arbeiten (Nachholbedarf, Modernisierung der
Verfahrens- und Gerätetechnik, Vereinheitlichung)
zu erledigen. Vor allem werden dringend Karten
und Liegenschaftsübersichten für die Durchführung
von Bauvorhaben benötigt.
Vermessungsarbeiten konzentrieren sich hier ins—
besondere auf die Schaffung eines Lage- und Hö-
henfestpunktfeldes im Rahmen eines einheitlichen
gesamtdeutschen Festpunktnetzes und auf Ge-
wässer- sowie beutechnische Vermessungen. im
Kartenwesen kommt es vor allem auf die Aktuali-
sierung der Karten und Einführung moderner Tech-
niken an.
Das zu verwaltende Liegenschaftsvermögen hat
erheblich zugenommen. Besondere Schwierigkei-
ten bestehen hier bei der Bestandserhebung der
Liegenschaften und Nutzungsrechte sowie bei der
Klärung von Eigentumsfragen.
4.11 Forschung und technische Entwicklung
Zur Aufgabenerfüllung in den Bereichen des Neu-
und Ausbaus sowie der Bestandserhaltung und
des Betriebs werden Daten, Informationen und wis-
senschaftlich abgesicherte Forschungsergebnisse
gewässerkundlicher und bautechnischer Natur be-
nötigt. Hierfür stehen insbesondere die Bundesan-
stalt für Gewässerkunde (BfG) und die
Bundesanstalt für Wasserbau (BAW) zur Verfü—
gung.
Beide Anstalten beraten den BlVlV und die Dienst-
stellen der WSV, aber auch die anderen Bundesmi-
nisterien und deren nachgeordnete Dienststellen in
einschlägigen Grundsatz- und Einzelfragen.
Als Sonderstelle für zentrale Aufgaben der WSV im
Schiffahrtszeichenwesen dient das Seezeichen—
versuchsfeld in Koblenz der Forschung, Entwick-
lung und Prüfung von Verfahren, Anlagen und
Geräten zur Sicherung des Schiffsverkehrs auf
den Bundeswasserstraßen und der Hohen See.
Die BfG ist in die Abteilungen Quantitative Gewäs-
serkunde, qualitative Gewässerkunde, Ökologie
und Zentrale Dienste gegliedert. lm Zuge der Eini-
gung hat die BfG seit 3. Oktober 1990 Teile des
ehemaligen Instituts für Wasserwirtschaft in Berlin
als Außenstelle mit 115 Mitarbeitern übernommen.
Die Organisation der Außenstelle Berlin entspricht
in etwa der der Zentralstelle in Koblenz.
Die Außenstelle Berlin soll im Bereich der neu hin—
zugekommenen Bundeswasserstraßen die glei—
chen Aufgaben wahrnehmen wie die BfG Koblenz
auf den westlichen Bundeswasserstraßen. Es sind
dies vorrangig hydrologische, hydrogeologische,
chemische und biologische Untersuchungen an der
als prioritär angesehenen Wasserstraßenverbin-
dung zwischen Wolfsburg und Berlin. Im Vorfeld
der für den Ausbau erforderlichen Umweltverträg-
Iichkeitsprüfung wurde bereits mit einer umfassen—
den Bestandsaufnahme begonnen.
Ein zentraler Aufgabenbereich der BAW, die das
zentrale lnstitut der WSV für die gesamte prakti-
sche und wissenschaftliche Versuchs- und For-
schungsarbeit auf dem Gebiet des Wasser-‚Erd-
und Grundbaus und der Bautechnik ist, sind die
Forschungs- und Entwicklungsarbeiten des Was-
serbaus.
Ein wesentliches Ereignis im Jahr 1990 war die
Übernahme von ca. 200 Beschäftigten der ehema-
ligen Forschungsanstalt für Schiffahrt, Wasser- und
Grundbau (FAS) in Berlin und Potsdam in die neu
gebildete Au ßenstelle Berlin der BAW. Diese weite-
re Außenstelle soll in erster Linie die Aufgaben an
den ostdeutschen Wasserstraßen mit möglichst di--
rektem Kontakt zu den dafür zuständigen Dienst-
stellen der WSD Ost wahrnehmen. Die Außenstelle
Berlin wurde ab Oktober 1990 bereits genutzt, eini-
ge von der WSV erteilte Aufträge an Berlin weiterzuge-
ben. Seitdem hat sich eine enge Zusammenarbeit
zwischen den Organisationseinheiten der BAW in
Karlsruhe/Hamburg und der Außenstelle Berlin in
allen Fachbereichen eingespielt.
Auf dem Gebiet der Seewasserstraßen erfordert
die vorgesehene Anpassung der Außenweser und
Tideelbe an die Anforderungen der Container-
schiffahrt der 4. Generation umfangreiche hydrauli-
sche Grundsatzuntersuchungen über die zu
erwartenden Auswirkungen auf das Gesamtsy—
stem. Während früher die Untersuchungsergebnis—
se im Zusammenhang mit geplanten Ausbau—
vorhaben in erster Linie für die verwaltungsinterne
technische und wirtschaftliche Optimierung der
Strombaumaßnahmen benötigt wurden, sind sie
heute eine unverzichtbare Grundlage für die öffent-
lichen Genehmigungsverfahren und die anschlie—
ßende Beweissicherung.
Die Anforderungen an die für ein Ausbauvorhaben
erforderlichen Untersuchungen im Hinblick auf die
wisssenschaftliche Aussage, den thematischen
Umfang, die Akzeptanz durch die Öffentlichkeit und
die wissenschaftliche Unanfechtbarkeit derart ge-
stiegen, daß diese Aufgaben nur durch den ver-
stärkten Einsatz hochauflösender mathematischer
Tidemodelle in Ergänzung zu hydraulischen IVIo-
dellversuchen bewältigt werden können. Hierfür
müssen die Untersuchungsverfahren, die Berech—
nungsansätze und physikalischen Grundlagen
auch bei den mathematischen Tidemodellen stän—
dig in ihrer Qualität auf dem wissenschaftlich-tech—
nischen Stand gehalten und durch Grundsatzun-
tersuchungen in der Natur überprüft und verbessert
werden.
Die Entwicklung und konsequente Anwendung mo-
derner Meßtechnik macht die Anwendung von geo—
physikalischen Erkundungsmethoden auch für die
Unterhaltungsarbeiten der WSV interessant. Erste
Versuche am lVIain mit dem sog. „Bodensicht-
Sonar“ haben dessen Aussagekraft für eine Ge-
wässersohlenkartierung gezeigt. Auch an Neckar
und Mosel werden diese Aufnahmen im Zusam—
menhang mit Sohlenvertiefungsarbeiten angewen-
det.
Berechnungen zur Standsicherheit der Eder- und
DiemeI-Talsperre waren Grundlage zur Festlegung
der Einwirkungen und der Widerstände für die Sa-
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nierungsvorschläge der Mauern. Die Festlegung
der erforderlichen Ankerkräfte der Vertikalveranke-
rung sowie deren Verteilung über die Mauerlänge
standen für die der Ausschreibung zugrunde geleg—
ten Konzeption im Vordergrund.
Im wasserbaulichen Versuchswesen und in der
Geotechnik hatten Fragen des Natur— und Land-
schaftsschutzes im Zusammenhang mit'Ausbau,
Unterhaltung und Betrieb der Wasserstraßen be-
sondere Bedeutung. Eine Arbeitsgruppe aus Ver-
tretern von WSV, Wasserwirtschaftsverwaltung,
Landesstellen für Natur- und Landschaftsschutz,
BfG und BAW sucht Problemlösungen unter Be—
rücksichtigung von Anforderungen aus Schiffahrt,
Flußbau und Natur— und Landschaftsschutz. Inhalt
und Arbeitsweise werden durch langfristige Aufga-
benstellungen zum Thema „Naturnahe Ufersiche-
rungen“ bestimmt. Einzelne Projekte werden
wissenschaftlich begleitet, so daß langfristig allge-
meine Aussagen getroffen und eigene „ökologi-
sche“ Erkenntnisse und Erfahrungen in der WSV
gewonnen werden können.
Von besonderem Gewicht waren auch die Nach-
sorgemaßnahmen an Dammstrecken und die Er-
forschung von Dichtungsleckagen mit
unterschiedlichen Methoden, wobei die Eignung
dieser Methoden ebenso untersucht wurde wie die
Art und Aussagekraft dieser Meßsysteme. Ein be-
sonderer Schwerpunkt dieser Arbeiten zeichnet
sich an den ostdeutschen Wasserstraßen ab.
4.12 Bautechnische Grundsätze, Bauord-
nungswesen
Die WSV ist nach Q 48 WaStrG dafür verantwort-
lich, daß die bundeseigenen Schiffahrtsanlagen
und Schiffahrtszeichen sowie die wasserbaulichen
Anlagen allen Anforderungen der Sicherheit und
Ordnung genügen. Behördlicher Genehmigungen,
Erlaubnisse und Abnahmen bedarf es nicht.
Um dieser Verantwortung gerecht zu werden, wer-
den technische Regelwerke, wie Normen, Richtli-
nien usw. eingeführt, die für den Ausbau und den
Neubau sowie für die Bestandserhaltung der Bun-
deswasserstraßen zu beachten sind.
Zunehmende Bedeutung im Rahmen der Harmoni-
sierung europäischer technischer Normen erlangt
die EG-lnformationsrichtlinle, welche die Verpflich—
tung für alle Mitgliedstaaten enthält, der EG-Kom-
mission sämtliche Entwürfe technischer Vor-
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schritten einschließlich der betroffenen Rechts-
und Verwaltungsvorschriften vorzulegen, so daß
die EG-Kommission und die von ihr unterrichteten
Mitgliedstaaten sich vor Inkraftsetzung über ihren
Inhalt unterrichten können und ggf. dazu Bemer-
kungen oder Stellungnahmen abgeben können.
Zur Umsetzung der lnformationsrichtlinie für den
Bereich der WSV wurden entsprechende Regelun-
gen erlassen.
Die technischen Anforderungen an die Gestaltung
von Kornfiltern und den Verguß von Wasserbau-
steinen bei Böschungs- und Sohlensicherungen an
Wasserstraßen wurden in den eingeführten Merk-
blättern „Anwendung von Kornfiltern an Wasser-
straßen“ (MAK) und „Anwendung von hydraulisch-
und bitumengebundenen Stoffen zum Verguß von
Wasserbausteinen an Wasserstraßen“ (MAV) zu-
sammengestellt.
Die VV-WSV 2‘104 „Sammlung der Erlasse für das
Planen und Durchführen von Bauten sowie deren
Unterhaltung und Betrieb“ wurde unter dem Ge-
sichtspunkt der anwenderfreundlichen Handha-
bung und dem Ziel der Verwaltungsvereinfachung
überarbeitet und als „Erlaßsammlung Bautechnik,
VV-WSV 21 04“ (Ausgabe 1990) neu herausgege-
ben.
4.13 Verdingungswesen
Nach dem Gebot der Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit werden in der Wasser- und Schiffahrtsver-
waltung Leistungen und Lieferungen nach
einheitlichen Grundsätzen im Wege des Wettbe-
werbs vergeben. Hierfür maßgebliche Regelwerke
sind die Verdingungsordnung für Leistungen — aus-
genommen Bauleistungen — (VOL) und die Ver-
dinungsordnung für Bauleistungen (VOB). Sie sind
zusammen mit ergänzenden Richtlinien des Bun—
des eingeführt.
Zunehmend wird das Vergabewesen durch die Eu-
ropäische Gemeinschaft (EG) beeinflußt. Eines ih-
rer Ziele, die sie mit der Schaffung des
Gemeinsamen Marktes verfolgt, ist die Harmonisie-
rung der Wettbewerbsbedingungen für den unge—
hinderten grenzüberschreitenden Austausch von
Waren und Dienstleistungen. Elemente und Instru-
mente hierfür sind Richtlinien der EG zur Koordinie-
rung der Bau-, Liefer- und Dienstleistungen einschl.
deren Überwachung.
Sie werden bzw. sind entsprechend dem EG-Ver-
trag in nationales Vergaberecht umgesetzt. Diese
Rückwirkungen auf die nationale Vergabepraxis er-
zwingen deren ständige Fortentwicklung.
Die Anwendung sowohl der nationalen als auch der
EG—Bichtlinien ist durch Vergabehandbücher
— Vergabehandbuch für Leistungen — ausge—
nommen Bauleistungen — Wasserstraßen
(VV—WSV 21 05)
—— Vergabehandbuch für Bauleistungen — Was-
serbau (VV-WSV 2| O2)
mit klaren praxisgerechten Handlungsanweisun-
gen für die mit Vergaben befaßten Mitarbeiter er-
leichtert und sichergestellt.
, Zusätzlich zu den durch die Verdingungsordnun—
gen geregelten Bereichen wurde das
— Vergabehandbuch für Leistungen freiberuflich
Tätiger — Wasserstraßen (VV-WSV 2| 08)
erarbeitet, das den immer größere Bedeutung ge-
winnenden Bereich der Vergabe von Leistungen an
freiberuflich Tätige regelt.
Die im Wasserbau anfallenden wesentlichen Bau-
arbeiten sind in Leistungsbereiche gegliedert, nach
vereinheitlichten Grundsätzen in Standardlei-
stungskatalogen beschrieben und in Zusätzlichen
Technischen Vertragsbedingungen erläutert. Das
auf diesen Grundsätzen basierende Standardwerk
wird von Vertretern der Länder sowie von Verbän-
den entsprechend der aktuellen Entwicklung ange-
paßt. Im Jahre 1990 wurde dementsprechend der
Standardleistungskatalog für die Leistungsberei-
che
210 Böschungs— und Sohlensicherungen"
214 „Spundwände, Pfähle, Verankerungen"
215 „Wasserbauwerke aus Beton und Stahlbeton"
216 „Stahlwasserbau“ und
280 „Stundenlohnarbeiten“
sowie die Zusätzlichen Technischen Vertragsbe-
dingungen für die Leistungsbereiche
214 „Spundwände, Pfähle, Verankerungen"




Für den Aus- und Neubau hat die DVZ als Pilotver—
sion ein Verfahren zur Erstellung von Ausschrei—
bungen auf PC (PC-ASTRA) zur Verfügung
gestellt. Das Verfahren bietet gegenüber der bisher
durchgeführten zentralen Lösung einen erheblich
leichteren Zugang zu den Texten des Standardlei-
stungskatalogs.
4.14 Wasserwegerecht
Im Berichtsjahr sind folgende Rechtsänderungen
eingetreten:
Die Verordnung vom 9. Februar 1990 (BGBI. I S.
222) hat die Teilstrecke der Bundeswasserstraße
Krückau von der Wassermühle zu Elmshorn bis zur
Südwestkante der im Verlauf der Straße Weden-
kamp liegenden Straßenbrücke auf die Stadt Elms-
horn übertragen.
Das Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie des Ra-
tes vom 27. Juni 1985 über die Umweltverträglich-
keitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und
privaten Projekten (85/337/EWG) vom 12. Februar
1990 (BGBI. l S. 205) hat besondere planungs-
rechtliche Bedeutung. Dieses Gesetz fordert für die
Linienbestimmung und Planfeststellung eine förmli-
che Prüfung der Umweltverträglichkeit.
Am 81. August 1990 ist die Neufassung des Bun-
deswasserstraßengesetztes vom 23. August 1990
(BGBI. I S. 1818) bekanntgemacht worden. Die
Neufassung berücksichtigt alle bis zum 1. Juli 1990
eingetretenen — insgesamt 24 — Änderungen. Weit-
reichende Folgen für die Verwaltungspraxis hat die
Änderung der Planfeststellungsvorschrlften des
Wasserstraßengesetzes — Anpassung an die Vor—
schriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes des
Bundes — aufgrund des Dritten Rechtsbereini-
gungsgesetzes vom 28. Juni 1990 (BGBI. I S.
1221)
Die Herstellung der Einheit Deutschlands beruht
auch für die Bundeswasserstraßen auf Ftegelun-
gen des Einigungsvertrages. Nach der General-
klausel des Artikels 8 des Einigungsvertrages trat
das Bundeswasserstraßengesetz mit Wirkung vom
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3. Oktober 1990 in dem Gebiet nach Artikel 3 des
Einigungsvertrages in Kraft (Länder Brandenburg,
Mecklenburg—Vorpommern, Sachsen, Sachsen-
Anhalt und Thüringen sowie das Land Berlin, in
dem bisher das Grundgesetz nicht galt). Aufgrund
einer Verordnungsermächtigung im Einigungsver-
trag ist am 30. November 1990 die Verordnung zur
Überleitung des Bundeswasserstraßenrechts nach
Berlin (West) und in das in Artikel 3 des Einigungs-
vertrages vom 31. August 1990 genannte Gebiet
vom 13. November 1990 (BGBI. I S. 2524) verkün—
det worden. Die Verordnung fügt die dem allgemei-
nen Verkehr dienenden Binnenwasserstraßen der
ehemaligen DDR in die Anlage zum Bundeswas—
serstraßengesetz ein; sie trat rückwirkend zum 3.
Oktober 1990 in Kraft. Die Verordnung führt auch
Wasserstraßen aus beiden Teilen Berlins auf. Der
Einigungsvertrag hat schließlich sichergestellt, daß
die bisherigen Rechtsakte der Behörden der DDR
zur Zulassung von Baumaßnahmen, die mit Bezug
auf die Wasserstraßen vorgenommen worden wa-
ren, fortgelten.
In einem Grundsatzurteil vom 30. November 1990
hat das Bundesverwaltungsgericht seine bisherige
Rechtssprechung aufgegeben, wonach die Beseiti-
gung von Ölverschmutzungen auf Bundeswasser-
straßen, die von der Schiffahrt herrühren, dem
Bund im Rahmen seiner schiffahrtspolizeilichen
Aufgaben obliegt. Sobald Wasser verunreinigt wird,
greift nach dem neuen Urteil die allgemeine „was-
serpolizeiliche“ Zuständigkeit des Landes.
5. Internationale Zusammenarbeit
5.1 Europäische Gemeinschaften (EG)
Die mit den EG-Verordnungen 1101/89 und 1102/
89 erlassenen Vorschriften über die Strukturberei—
nigung in der europäischen Binnenschiffahrt führ—
ten zu dem Ergebnis, daß Mitte des Jahres 1990
ca. 1 600 Schiffe mit 1,1 Mio. tTragfähigkeit zur Ab-
wrackung angemeldet waren. Damit hat die EG-Ak-
tion einen beachtlichen Erfolg erbracht.
Die Kommission der EG hat sich dazu" entschlos-
sen, den durch die Wiedervereinigung Deutsch-
lands hinzugekommenen Binnenschiffen der
neuen Bundesländer eine nachträgliche Ab-
wrackaktion zu ermöglichen, um den europäischen
Binnenschiffahrtsmarkt optimal an die wirtschaftli-
chen Erfordernisse anzupassen. Die Aktion läuft im
Jahre 1991 an.
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Die Europäische Gemeinschaft hat im Jahre 1990
erstmals Gespräche mit den Staaten der kleinen
Freihandelszone (EFTA) aufgenommen mit dem
Ziel der Schaffung eines gemeinsamen europäi-
schen Wirtschaftsraumes. Wenn diese Verhand-
lungen erfolgreich abgeschlossen werden,
bedeutet dies auch die Öffnung des EG-Binnen-
schiffahrtsmarktes für die EFTA—Staaten.
5.2 Stromkommissionen
— Zentralkommission für die Rheinschiffahrt
(ZKR)
Im Mai und November hielt die Zentralkommission
für die Rheinschiffahrt ihre Plenartagungen ab. Ein
Blick auf die wirtschaftliche Lage der Rhein-
schiffahrt ergab, daß 1990 in etwa das gleiche Ver-
kehrsaufkommen zu erwarten ist wie im Jahr
zuvor, ca. 300 Mio. Tonnen für den gesamten
Rheinverkehr. Die Ertragslage kann in der Tank-
schiffahrt als zufriedenstellend bezeichnet wer-
den, in der Trockengüterschiffahrt ist die
Tarifsituation im grenzüberschreitenden Verkehr
nach wie vor verbesserungsbedürftig.
Unter Berücksichtigung des gestiegenen allgemei-
nen Umweltbewu ßseins befaßte sich die ZKR auch
intensiv mit der Koordinierung der Entsorgungs—
maßnahmen für die in der Rheinschiffahrt anfallen-
den Abfälle. Erste Lösungsansätze für dieses
Problem werden in Kürze erwartet.
— Moselkommission (MK)
Die Moselkommission tagte im Mai und November
in Trier unter dem Vorsitz der deutschen Delegati-
on. Es wurde festgestellt, daß das Güteraufkom-
men im Jahre 1990 sich auf ähnlich hohem Niveau
wie im Vorjahr bewegen wird. Die Kommission be-
schloß, die bestehenden Tarifsätze für die Schif-
fahrtsabgaben auf der Mosel für das Jahr 1990
nicht zu verändern. Im Hinblick auf die wachsende
Bedeutung der Containerbeförderung entschloß
man sich dazu, eine gesonderte Abgabenregelung
für die Beförderung von beladenen Containern ein—
zuführen. Der entsprechende Tarif trat am 1.Janu-
ar 1991 in Kraft.
Im Rahmen ihrer Zuständigkeit für Fragen der
Schiffahrtspolizei und der baulichen Maßnahmen
an der Mosel faßte die Kommission eine Reihe von
Beschlüssen, die es der Schiffahrt ermöglichen,
ausgehend von einer modernen Technik, den übri—
gen Verkehrsträgern einen leistungsfähigen Wett-
bewerb zu bieten.
—- Donaukommission (DK)
Die Donaukommission hielt im April 1990 ihre 48.
Plenartagung in Budapest ab. Dabei wurden eine
Reihe von Empfehlungen verabschiedet,«deren
wichtigste nachfolgend genannt sind:
— Der Neuentwurf der Grundsätzlichen Vor—
schriften für die Schiffahrt auf der Donau
(DFND) wurde vom Plenum angenommen mit
der Empfehlung an die Donauanliegerstaa—
ten, diese Vorschriften ab 1. Oktober 1991 an-
zuwenden.
— Die Empfehlungen zur Vereinheitlichung der
Vorschriften über die Gesundheifsüberwa-
_ chung auf der Donau wurden ebenfalls vom
Plenum verabschiedet mit der Bitte an die Do-
nauanlieger, möglichst bald in ihrem Bereich
nach diesen Regelungen zu arbeiten.
1990 wurden die internationalen Mitarbeiter des
Sekretariats der Donaukommission entsprechend
der Sekretariatsordnung ausgewechselt. Das Se-
kretariat wird für die nächsten 6 Jahre von Öster-
reich geleitet.
5.3 Europäische Wirtschaftskommission der
UNO (ECE)
Die Behandlung der für die Binnenschiffahrt rele-
vanten Fragen wurde in den zuständigen ECE-Gre-
mien fortgeführt. Die Diskussion um die Einführung
eines eurOpäischen Binnenschiffsattests (Resoluti-
on Nr. 17), die 2 Jahre ausgesetzt worden war, wur—
de wieder aufgenommen. Die Staaten der
Europäischen Gemeinschaft haben dazu einen
Kompromißvorschlag eingebracht, der sich derzeit
in der Beratung befindet.
Zur Frage der Weiterentwicklung der Vorschriften
über die Beförderung gefährlicher Güter auf Bin-
nenwasserstraßen (ADN) ist die Diskussion inner-
halb der deutschen Seite darüber, ob diese
Vorschriften wie bisher empfehlenden Charakter
haben sollen oder ob ihre Anwendung in Form ei-
nes Abkommens verbindlich vorgeschrieben wer—




Die im deutsch-polnischen Binnenschiffsver-
kehr nach der deutschen Wiedervereinigung
aufgekommenen Fragen
o Über die eingeschränkte Weitergeltung
des 1971 zwischen Polen und der ehe-
maligen DDR abgeschlossenen Binnen-
schiffahrtsvertrages,
o Über Fahrterlaubnisse für polnische
Binnenschiffe zwischen dem Gebiet der
alten Bundesrepublik und den neuen
Bundesländern,
o Über Regelungen für die Binnen—-
schiffahrt auf der Oder
wurden mit der polnischen Seite diskutiert. Es
besteht Einvernehmen, daß 1991 bilaterale
Verhandlungen über den Abschluß eines
deutsch-polnischen Binnenschiffahrtsabkom-
mens aufgenommen werden, die das Res-
sortabkommen über die Güterschiffahrt
zwischen der Bundesrepublik und Polen aus
dem Jahre 1971 ersetzen sollen und die end-
gültige Regelung der o.a. Fragen mit ein-
schließen werden.
CSFR, Ungarn
Beide Abkommen traten 1990 in Kraft. Unmit-
telbar danach haben der deutsch-ungarische
und der deutsch-tschechoslowakische Ge-
mischte BinnenschiffahrtsausschuB ihre Ar-
beiten aufgenommen. Als erste Ergebnisse
konnten bilaterale Tarife für den grenzüber-
schreitenden Wechselverkehr mit der CSFR
für Elbe und Donau und mit Ungarn für die
Donau vereinbart werden.
Bulgarien
Nach Unterzeichnung des deutsch—bulgari-
schen Binnschiffahrtsabkommens im Jahre
1989 wurden die vorgeschriebenen inner-
staatlichen Verfahren zur Ratifikation des Ab-
kommens durchgeführt. Nach Abschluß
dieser Verfahren trat das Abkommen offiziell
am 20. Dezember 1990 in Kraft. Die erste Sit-
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zung des Gemischten deutsch-bulgarischen
Binnenschiffahrtsausschusses wurde darauf-
hin für den Beginn des Jahres 1991 fest ver-
einbart.
d) Jugoslawien
Nachdem die jugoslawische Seite im Jahre
1990 offiziell ihre Bereitschaft erklärt hat, an
Verhandlungen zum Abschluß eines bilatera-
len Binnenschiffahrtsabkommens teilzuneh-
men, fand eine erste Verhandlungsrunde
noch im gleichen Jahr in Deutschland statt.
Da in den vorangegangenen Expertenge—
sprächen die anstehenden Probleme zum
großen Teil geklärt worden waren, konnten in
dieser ersten Runde die Verhandlungen mit
der Paraphierung des Abkommentextes ab—
geschlossen werden. Die Unterzeichnung
des Abkommens ist für das Jahr 1991 vorge—
sehen.
e) Rumänien
Im Herbst 1990 wurden in Bonn offizielle Re-
gierungsverhandlungen zwischen einer deut-
schen und rumänischen Delegation zum
Abschluß eines Binnenschiffahrtsabkom—
mens durchgeführt. Unterstützt durch den
vorangegangenen Austausch von Positions—
papieren und Abkommensentwürfen konnten
die Verhandlungen so weit vorangetrieben
werden, daß mit der rumänischen Seite fest
vereinbart wurde, in einer weiteren Runde im
Jahre 1991 die Gespräche durch die Para-




Auf der Tagung der Expertengruppe „Ölbekämp-
fung“ vom 8. bis 12. Oktober 1990 in Lübeck wur-
den folgende Ergebnisse erzielt:
— Die Richtlinie über technisch-operationeile
Details vorzuhaltender nationaler Bekämp-
fungskapazitäten wurde verabschiedet.
— Die von der deutschen Delegation ausgear—
beitete Empfehlung, für die Einführung von
Luftüberwachungssystemen mit elektroni-
scher Fernerkundung Zeitvorgaben zu ma-
chen, wurde angenommen.
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lm Rahmen der mit allen Ostseeanrainerstaaten
vereinbarten Zusammenarbeit bei der Bekämpfung
von lVleeresverschmutzungen fand am 11. 10.
1990 in der Ostsee eine Ölunfallbekämpfungs-
übung statt, die von den Teilnehmern der Tagung
beobachtet wurde. Während der Übung führten
erstmalig Bekämpfungsfahrzeuge der ehemaligen
DDR und der Bundesrepublik eine gemeinsame
Aktion in benachbartem Operationsgebiet durch.
Ziel der Übung war die Verhinderung/Bekämpfung
einer Ölverschmutzung der Ostsee im Bereich
Lübecker/Mecklenburger Bucht in Folge einer
Schiffskollision. Insbesondere sollte die operative
und kommunikative Zusammenarbeit zwischen
den Einsatzverbänden im Hinblick auf die Zusam-
menfassung der zur Verfügung stehenden Be-
kämpfungsgruppen erprobt werden.
Die Bundesrepublik war mit dem Bekämpfungs-
schiff „Scharhörn“, dem Klappschiff „Bottsand“ und
dem Feuerlöschboot „Kiel“ vertreten, während sei-
tens der ehemaligen DDR das Bekämpfungsschiff
„Salamander“, ein Schlepper sowie ein Hubschrau-
ber eingesetzt waren.
Die Sitzung der Ad-hoc—Arbeitsgruppe CC Chem
hat vom 21. bis 23. Mai 1990 in Gdynia/Polen statt-
gefunden. Der Leitfaden für die Bekämpfung von
auf See als Massengutladung transpotierten Che-
mikalien ist fertiggestellt worden.
Schwerpunkte für die weitere Arbeit sind
— die Bestandsaufnahme transpotierter Güter
und ihre Risikoeinstufung für denkbare Unfäl-
Ie,
— die Entwicklung von Richtlinien über geeigne-
te Gegenmaßnahmen bei Unfällen mit ver—
packten gefährlichen Gütern,
— Forschung und Entwicklung auf dem Gebiet
„Suchen, Lokalisieren und Bergen von verlo—
rengegangenen Gütern“.
Bonn-Übereinkommen
Auf der zweiten Vollsitzung des Bonn—Übereinkom—
mens zur Bekämpfung von Verschmutzungen der
Nordsee durch Öl und andere Schadstoffe vom 11.
— 14. September 1990 in Brüssel wurde in Vollzug
der dritten internationalen Nordseeschutzkonfe-
renz (lNK) von den Vertragsstaaten eine Verstär-
kung der Luftüberwachung beschlossen. Weiter
wurde das überarbeitete gemeinsame Bekämp-
fungshandbuch eingeführt und ein Handbuch zur
Beweiserhebung für die Strafverfolgung in Auftrag
gegeben.
Spanien, das Mitglied eines entsprechenden Ab-
kommens für das Mittelmeer (Barcelona—Abkom-
men) ist, wurde als Beobachter aufgenommen.
Nach den Erfahrungen mit den Ölunfällen bei
Madeira haben die Länder Frankreich, Spanien,
Marokko und Portugal für den Nordost-Atlantik
nach dem Muster des Bonn-Übereinkommens das
sogenannte Lissabon-Abkommen geschlossen.
Oslo-Dumping-Übereinkommen
Die 17. Sitzung des Ständigen Ausschusses für
wissenschaftliche Beratung (SACSA) fand vom 26.
bis 28. März 1990 in Edinburgh mit folgendem Er—
gebnis statt: -
Aufgrund des Beschlusses der 3. INK sollen die
Richtinien der Oslo-Kommission für das Verklap—
pen von Baggergut überarbeitet und ab 1991 auch
für die Tideästuare bis zur Salzwassergrenze an—
gewendet werden.
Die Neufassung der Richtlinien sieht vor, daß die
Vertragsstaaten die Grenzwerte für die Kontami-
nierung in Abhängigkeit von den örtlichen Umwelt—
bedingungen selbst festlegen. Das Umlagern auch
schwach kontaminierten Baggergutes wird weiter—
hin zugelassen, wenn es die ökologisch vertretbar-
ste Lösung im Vergleich zur Landlagerung darstellt
und gleichzeitig eine Bekämpfung der Schadstoff—
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Wilhelmshaven 3,70 m --—--











Leuchtturm “Alte Weser” 2,90 m
Hamburg - St. Pauli 3,40 m
Brunsbüttel 2,80 m
Cuxhaven 3,00 m
Leuchtturm "Großer Vogelsand“ 3,00 m
22 000 tdw
14 000 tdw
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SÜDWEST BezeichnungeinerWasser- und Sehifiahrtsdirektiun m Grenze zwischen Wasser-und Schiflahrtsdirektinnen
FIIU—‘IiNZ EI Sitz EiliEf Wasser—und Suhifiahrtsdirektiun FEIE- Grenze zwischen Wasser- und Schiffahrtsämtern
I‘IfiannI-Ieim <> Sitz eines Wasser- und Schiffahrtsamtes u.I:Ig|.



































Gliederung der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung des Bundes
(Änderungen nach dem Beitritt der DDR)




‚v’ *87,7, Schleswig 7.77
E
g 7 (7.,
eelrerni‘ürde „g _‚ ' d E3 ' J y70777€ {Ö lilei H iILnau M777 OBBl'genlliügen
0 iiendshurg- ° GPE’WW PuibUSd '59.: Sandschfeuse O „7:: 7
' . K i' u O
“077 77,. - <7) J Seienter’s Ulüenilurg ähn
lsund //
„am 7 ("mm“) ‘r‘ ‚"363 "ÜGO .‚ A 0K / V ‚ 27 iiuiehrzed(“"2 r‘eas‘ieäd. 7:97 "///B / 7/1] / // 7/37 777 [itniiienii'77? 7/ z 777 _a
o i731 mePSC‘“ O
""Jdliiast ‚17/ B u c h t
ä Lr' 72:?" - y
775 Jltamiei'i P0i orslri 7. 77
wgäism Swinemüude) 7777üm'm d mäßigem]oo 5°;
.. 5°?” ‚ iH einer 7377720777 ‚r 76 5 ii
\'\ v 537.7 i
kTrug n ö77‘277,” gaäliuupger 7 H a
‚
v EI I n - 7
r' vae/i/ don‘\ 7 ganahuscli 777m m eu C" Ci __ Sehwemner" 77 77 *3 “(W'Üi Elf 7 77777S777 .77\ 0° e C“ “237% RatzebLTrg See 7. {O 77777777777 7 [ilziugjard] ‘äm
schief};9‘ 7 f 1’77 *7 .__ K "77,7 S e 7 qm 777 777/3 .77
Stad\ x x SÜD 5 t? -. i Es
77 077777 7777 77777
5977/“ \ h \:‚3:5 * = . . . /i U i U i 9 WER“ a7 <3 *"zezeeiir ‚ . d‚q . 2 " o ‚l i ‘ '2’k:_‚{_z‚'.u„1 ",5. e (21' t „77 Tiä‘tv‘ve iiiültlfiüum ' ökägfl/ 7 \ I. säge" .D . Bangkow ['- 55777 s7 777 .0 {ÖFETTIH aß [7777777777777 777777.7 77.‚ c c7 * " ad . A e _ 43:: 22***" . 2:23„0“ ämigrj (4/11 2 K GarW/Iz Bobzm.‘ Ge7 i0 „ 1, 7 21,77erw 77Un anF 15‘116 ‘ \ Geesrha 50 7—— _ iWa .. (.7 .‚ 77Ha"sed*ad* mgurddde an”? #3 „7,477 ‚ dggggäio l * 7 „0mm piaä P\:77L:Ma'°“°w 7 namewwammi i 37777776777 „7%7:75,98 , 7 77/65 Iie o ALew/lz zemelnal I“5993i I'm 150: ”€1,17“ GANeL/sz‘ad! Rühelo {‘73 " ifl ifijtStargerd] hWins niiummv Ludwigslusto N 75VMäßige?“ ‚4€ l Q e/ ‚
E Bardowic/w 7 echl‘s/an‘ 7 77H V0 WM e i 7:71:77,13 7 {5mm 'j _ pflejgenberg ‚i 7n .. , i . 777717; 7 .
iLälllßidldi’g 0/7?d 2 '61.41%; 25%; '3 [iiiiiS-Ägiiizi]
kv 3T ü/ / 77777777707777fi'imme/8pf0/16777777 Wild“ ‘3
C Hütenhurg n7 IHM] 4 j" 6:9 i mm2}li-‘iümmei ‘i Hheinsi717er77i7j€7 SCHUH/79,7177” gTemplin „I \l u 5:1 l— 1; Pi” d "-‘Ä 35 5 ‘ " linde Z au ‚ .2 , ransetao ‚ _ < ' H i; * «7/Sfliiau Utii’j 0k "7 ö 6 ' “N. J F H: T273\ Zeh liGliiGiä Q - O F’Ü fäng 7; H 77 ‚j‘i
7 4 '7 V92Vb€h\in‘57jil7l S 9m" ’ lslihßfz 7 ürÜ’ZÜ'ECE
2uT 3J "Q Q" r] -‚‘7".‚<\ ‚ h 7 __\77777 7777 ‘ ISEQhäUSBI’i @i\7777 2 ‚z; Mafia/1717777877777 7507777777 - „777777777770
'\..\7‘7"U 58777777 h0""el \ m. ... —-’ lAitrnarlt O 777 7 77
7E J M i; Salzwedel 777 "i f “4 inow o'an'dl Q7 7 EÜFZÜW 7%\ 77 7,7 7 7.7; Liebenwa/de EdLrSwilde Finow 7 «75 N „7777877707707377'7“J ’ 2‘7’ - V . Bad Ereienwd [Lan abtrdi‘hniw} “in? T„ad/1mm d“ inne:u darf 7*
' .3
. " * lla7ibe »„ _‚ _ Ji \ „ ""22 redet" 2* 2*
i Z “‘50 3771777 / Imfl i . u"? \’:_77 (’:j 7777i77777‘* \ 7 T857 Ö 777177 77 777 6 z
i' \i L: l eustaa‘r‘ i7i7 ä“ 2€" ESL’ i i U i1: L5; i » 2 „7* -j ir77i Q Hühen„77Q,_‚. ‚45’ „ Su ."ciii50 "'‚ii’ 1W “ ‚ "t 7BUCililÜlSI 7 7 6‘276" \[ZiL7 enzig}2' iÜ ‘ " 7 _\\ 777777 E77 m C35) O 7 il‘, . 1}; 7—72.) (21) Fl in] {2" i hilT / . 1{S a {du} im €23 lt; n 5; \ 7Fiirsienwdideism Q7 72d i-L_.‚-: lt, i: 7-1. — dHafenscbi’qeus;0‘1'3 ‚7/77 if 3N? 'H, * d K (G) ‚. Frank‘iurt o nzepin „rLeIeAbsnec0/2213; 7 77 7 7:3“ Wust 777/72 7 77 Sp,.6 ' «Äjfddüf’ißded 377 i ahnen} Jr L3 i" idm‘sivhaii 4" «r ä . „Eiii‘iilddifiüii‘ ‚- 7 i8 i 7 77 Zßj/Jjo 7 (7%; erben /\ fi/ 7 777 [7778777757757 777 7777 77 ”77777/ 777777777
’“5‚.„„_.Wulmirsi2 V c: Burg K7 / 7 S „7g 7777 " L2 "D „50° ”"377 77777:" " ‚7oq,’ b. Magdeburg 7 I 3 °ddiwu i
Megdeburg- Rothenseeo Ä o'N/egf/PP 7 J 738937707770u»1*‘.1 ‚ —- ‚i r\ 7„ iddddi" dirieeeeuee g 777L0burg'\/ 7 5,7);
x oiid, 5,77 \ \ BelzigO 7/ 77 2x i1 l „ÜSCFIÜTS‘L’ÜE" Wanz'ehe" 111i 3° f \ “mm” de 1 Cl’iarloiteniiurq V" d 1:2 "T2252 ‚ ’ ‚ T T2:Q\ ° ' ‚ ' „ ” 5’“ itrnsne iddrzanside [wenn]“Egge f [77 Kgä77777m . { 2 Berli li2i\/il iie_ 2 7, x247? l ' ‚ . 7 I. 157:) 7 7we'd Schondbeck e; « Ohüterimg 3. EiiWBF Lühhen Wilhd'm'i’m‘ii‘ämg; ii’diJln 219mm; Gürdo{Lerne} lElbe 2, WEN—w Zerbst w .. 737,533m 7 . [Grüriuergi7 7 "7 77-1-..\7 47 Neue l\/luhle 7777777777" {Guh )
äaddw - ‚ f” i356 RnßlaulElbe <*\ x1
2 7/ O 9 10° ‘-\ H7? 7 "' [Summe Cld [i Lausi i]7 i; 05187713 7377i 7 Wernigerode i 741/W‘x. 1 \ "Oe e d K/ ‚2‘
/\\ ä r631V Gala" .u'. O u‘* Forsjzi77 77 0 JESSE" Elsler LQ O BÜllhuS 4;..77 {Laune* ' " Üstemde W "3 “ lKalawa) ‚_. ._ Bai‘ä'c“mm"? a lirza Braun ge _„ HerzbergiEisier 7 innoeehuz i i Zar731715uraui’ ‘ ‚ -\ 2x i .2 i/ x / _ / ,2" "”1. Zäg’dll_ O l \_‚ — \ l "i, fio ‘7 (N [Sagani8‘" / / ( - „
0d iL Weil/I7 Bitterfeld V ‘ \ Finsterwalde i, c Spreniber977—. __ _ .-/ Turgauo o\’\ “ Senflenherg Lamm.Eisleben / <3 __‚ —— S o 43/* 7mm ’ OÜEiiiZSCh / L7 Bad Liehenwerda i A’ ‚’ 7777777777777755872‚QA/ 7 angerhauseg OOECHALLEirsaaIe) / \ ‚je, O (e 7 w 77 77 7z _ e a n a9322m „finden „_„r’ VVOFÖR 9* W 1 “e‘me llalle- Neustadt {76. ‘7 7. \, lloyerswerda
l ‚r "x 7 ‚777 7 ‚ N:\7_7/_7
[Wunden 91259 51i?” /Lei ‘v’? W“ j ‘x
- ”WEM P/anenawp'N weiße m7 \..|’ ‘ \“‘\ _x’i [l ’ (W9iereCV) 1/ \\7‚\ (7 77 i lleilhadi-leiligenstadi Sundershausen Affianrrurrs '77 nsghmg 77 777 C" \ _____x ‚ 7 77 . 77
"KESSE’WKZ’EEEQUSQ i M ‚same “35:37:27? (k Uschoatz O d‘ Großenhain ; / ‚ov 13151" -.77 7 Ergüäbja /Unslrul "S \ R7858 i - 5, \ 7< 7757957777 g
Al’ddd’drl "' 3%?” „ ‘i 145,77 *2 ‚N Kamenz 7' ’ K. Mühlhausen 3&3”: 95i?“ i X, "i amjenC) (Nishalh*- Thüringen 705%.‘27, W 77’773 l '7 . 5 77 \775m Ege’ö‘fwyw „777770, T?" e'ßejä’flfi K| S a C h S e nQ\1 i {Banken ‘17 [3757:7722 Fgßi’zeiEB F53h ’eÜe 7—)70 778777777 "5E Meißeno b e L BiSChDiSWETÜH 7777377777787") 7;) 77,. [Gürlfiz] 7777777772?m: \ " ' H O --| \ «s [7--7] | l Hadeheul Kg) ”(Biskopicy -’ *777,73 l a O ohenmo SE 7? o Borna M77 0 8 n o, ‚277 Hadehr LÜiJüU ‘—‘ ‘ [Launen]r 1e Bad Langensalza \ e ‚O ’ 12° d,\ ‚W \ “ „_‚ N; .1 (Lufiii) :\7Jv
. .O HOGÜWLZ 77)., “3&6!“ .4 “‘71 f1:H /2- {b Eisenach ZE‘Z ‘ ‘-— fieithain “f7." 7 .1 „,2.imienhur ‘ 4 m Ritenhurg «7 _ 7 N777 „7 7 \7g . ‚ O J Hainichen Freital - “,7 ‘ ‘>Ei. d. Fulda 7 7 (7.707773 \ \ >54 o 7 SEÜflIiZo \.‚—7 77 u .7 7;
“am“ f? “2 Le O” r . P’ma 38.:” 355"} 211187171 (1 \. ‘i T»1‘21d "Ä‘ _ ———„r Fidiber'eo d6. o _ „.3 we’d darnsduri’ ,. „n. « T“:J 1.1518 P ‚77 7 7 7 Schmülln / 7, 777/) o {K7 DippOidlSW lde 70:0 (Wamsdflrf) in}, 7 T: Q ‚7, 7 " 't 775ml Sulzulii’lßn llrnsien't, 77 * QHEiimigggZ ‚447.7 7.; mandfi ‚mm. .7 7, 7,77777 27777777, 77777777778 7,777
bfl —s \7.-7.77 r!‘l .„‚ 0 . \ _ ‘ I” Öi‘Uelschen)im 7.4 Elehegfteln- "2-7 x7 :7*;7777 77.7; 7___ O. 7 77
"‘ rns 1a *"2- ‚ ‘ V . ab enec n.Sc‘iiEriall'aId < "5‘: Wim“ o 250mm“ d: _ F“f (Eis?11 n ü Lahbmli i “um, O ,„JJ [ÜaihlnnziI x E" 777 x\ ZWIÜKÄU S7tgllhe7rg 7 . Q“ _‚„»”‘i{" Tehhce [AUSS'Ü 9 Ü. Lipa i‘ä Ereizo z. n'a ' [Wartenberg “X/ / [Tepimio [flühm Leipa) f2«,7 _‚HOichgdnalmch 7/7 f\ 77 7_
"9 ’5‘ SUN Schneehergo Ohue Fdhnnaberg - 777/7 TH/ W753?“ i7 i" Hiwi—3057178 “J TurntwÜ il/‘ieiningen 7177 Buchholz / i 7 529911911“ Human}
i\x. P7177877r7ggne7ho Schwarzenberg j «17777/7777077“ “2“ “”777‘7 1.7
Planen ’x/V 5"”) iii (AlpineM J0“3""950‘99"Si3d* i ““0"“ ““0 ; \: _idiadisoiesiai Gif”“"'“0 A 7 iKomulau] ‚77m "*0 ‘ {Jun nunzleui "7-
Üelsnrtz 2""il1li7ngenthal “‘m—I’ f0 ”‘2/ Hd“ o i;‚Cimel"'i‘ “7':Bad77ldeus7iedi ‚du 077/1“ iäadah 77777777 g ‚J; 7. „ka 738 r’J 'LW T 7__‚ .1 7777 77
‘V‘
N [Lauft] F‘b [—- ‚7 ‘ 7
1| 1.77 'T 7777 .' 7777777777 772:: ‚Q 7 77 7
H E Q H Q/ R7 in T77 i. 47h V3 d7; u iixx L4 ii H byd‘i‘m O?\“- ’ „7 17 Nymüuri;‚i oBad E‘iissingen iryllary F7'gdbo7ran7yo 72’" " ‚ “K“; ä Hemd ‚ 1‘ lilimburul
7d im! ‚117 1;; Ü” [05/ „ ‚r "-. - = .‚ ' ' "FF" i ‚" I"‚-‚i 7„ 7 7 7. h, 7/ _ l‘iulmbach ilfliiäi eeiiiid . - 7Üc HJCIMUH O 5 77,17% (PRAG) 7 77 7777-‚7‘ 7 7 _77
“J O nHaßfurt \ “01m“-
. . . . Maßstab 1 : 1 500 ÜÜU .I Sitz der Wasser- und Schiffahrtsdirektion (WSD) 77 777 777 77 77 77 70 77 77777 777 7777 77 Ausgabe Mai 1991
J ) 4 5 "i Z . i ni. . . 1—: H ‚_i " " ".— "r " " " ' i. Sitz eines Wasser- und Schrifahrtsamt (WSA)
Ö Sitz eines Neuhauamt (NBA) S WSD OST Vervielfältigungen jeder Art sind untersagt
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Anteil der Hauptverkehrsträger An'age 7
am binnenländischen Güterfernverkehr
Die 11 alten Bundesländer Beitrittsgebieti
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1935 1940 1948 1950 1955 1960 1965 1970 1975 1980 1985 1990 1990
Bis 1940 Angaben reduziert auf das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland ohne Beitrittsgebiet
1983 1984 1985 1986 1987 1988 1989 1990 1990
.. Mrd Mrd Mrd Mrd Mrd Mrd Mrd Mrd Mrd"erkemt‘age‘ tkm "/5 tkm % tkm % tkm "/5 tkm % tkm “/5 tkm % tkm "/5 tkm "/3
Binnenschifiahrtll 45,1 24,5 52,5 24,7 45,2 22,5 52,2 24,5 45,7 22,5 52,5 23,3 54,5 22,5 54,3 22,5 1,5 3,3
Eisenbahnen? 55.5 27,5 55,5 25,5 54,5 25,5 51,5 25,5 55,5 27,2 55,5 25,4 52,5 25,5 52,5 24,5 45,5 75,3
LKW—Fernverkehr?) 55,1 42,4 55,1 42,5 51,5 42,5 55,5 44,2 55,5 45,5 155,2 45,5 113,4 47,4 125,4 45,4 7,2 13,3
Huhölfernleitungenl) 15,5 5,3 3,5 4,7 15,4 4,3 5,2 3,5 5,7 4,5 7,5 3,5 5,5 4,1 11,7 4,7 4,3 5,1
255.5 155 255,5 155 214,2 155 217,4 155 217,3 155 227,5 155 235,2 155 245,5 155 53,3 155
1) Effektiv . tkm 2) Tarif - tkm Quelle : KBA f StBA























































































Bestand der Binnentlotte der Bundesrepublik Deutschlandt’
am 31.12.1990 und 31.12.1989
Anlage 19
31.12.1990 31.12.1989h ' f fS C I S g a t t U n g Anz. Tragf.t 1990:1989 v.H. der Antr.-Lstg. Anz. Tragf.t v.H. der Antr.—Lstg.
Zu- bzw. Ab— Spalte 3 Spalte 8
nahme der kW kW
Tragt. t in %
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10
1 Frachtmotorsohiffe x 2.207 2.336.894 - 7,23 76,47 997.351 2.439 2.519.035 77,08 1.072.085
davon:
1.1 Gütermotorschiffe (ohne1.2) 1.740 1.671.208 — 7,37 54,69 697.159 1.932 1.804.256 55,21 753.0741.2 Schub-Gütermotorsohiffe 58 108.674 — 6,82 3,56 56.329 63 116.630 3,57 59.788
1.1 und 1.2 zusammen 1.798 1.779.882 « 7,34 58,24 753.488 1.995 1.920.886 50,78 812.862
1.3 Tankmotorschifte (ohne1.4) 390 512.423 — 7,23 16,77 219.992 424 552.407 16,90 234.7441.4 Schub-Tankmotorschiffe 19 44.589 — 2,51 1,46 23.871 20 45.742 1,40 24.479
1.3 und 1.4 zusammen 409 557.012 - 6,87 18,23 243.863 444 598.149 18,30 259.223
2 Schleppkähne 98 64.707 — 12,12 2,12 - 108 73.634 2,25 —
davon:
2.1 Güterschleppkähne(ohne 3.2) 76 56.658 - 13,34 1,85 - 84 65.384 2,00 —2.2 Tankschleppkähne (ohne 3.4) 22 8.049 - 2,43 0,26 24 8.250 0,25 —
3 Schubleichterund Schub—Schleppkähne 418 654.322 - 3,15 21,41 — 443 675.613 20,67
davon:
3.1 Güterschubleichter 341 560.091 — 2,04 18,33 - 355 571.799 17,493.2 Schub—Güterschleppkähne 40 25.552 4,79 0,84 - 42 26.840 0,82
3.1 und 3.2 zusammen 381 585.643 — 2,17 19,16 397 598.639 18,31 —
3.3 Tankschubleichter 37 68.679 — 10,77 2,25 46 76.974 2,36 -3.4 Schub—Tankschleppkähne — — - - - - — —
3.3 und 3.4 zusammen 37 68.679 - 10,77 2,25 — 46 76.974 2,36 -
1 bis 3 Frachtschifte zusammen 2.723 3.055.923 - 6,49 100,— 997.351 2.990 3.268.282 100,— 1.072.085
davon:
Güterschifte 2.255 2.422.183 - 6,29 79,26 753.488 2.476 2.584.909 79,09 812.862Tankschifffe 486 633.740 - 7,26 20,74 243.863 514 683.373 20,91 259.223
4 Trägerschiffsleichter 122 87.562 + 100,- — 122 87.562 100,- -
5 Schuten 943 200.138 - 5,02 100,- - 999 210.725 100,- —
davon
Hamburger Hafenschuten 704 160.361 — 4,53 79,93 - 737 167.965 79,71 -
v.H. der v.H. der
zu Spalte 6 Spalte 6 Spalte 10
(kW) (kW) (kW)
6 Schubboote und Schubschlepper 102 — - 7,61 100,- 66.695 107 - 100,- 72.187
davon:
6.1 Schubboote 41 8,65 69,51 46.363 44 - 70,30 50.7516.2 Schubschlepper 61 - - 5,15 30,49 20.332 63 29,70 21.436
7 Schlepper (ohne 6.2) 252 — - 7,08 100,- 51.771 263 - 100,- 55.717
8 Barkassen (Schlepp—u. Personenbarkassen) 349 - 0,42 100,- 29.145 352 - 100,- 29.268
9 Bunkerboote 105 14.446 + 0,48 100,- 12.413 106 14.561 100,- 12.353
davon:
9.1 Bunkerboote mit Antrieb 97 13.087 + 0,48 100,- 12.413 97 13.102 100,- 12.3539.2 Bunkerboote ohne Antrieb 8 1.359 - - — 9 1.459 - -
Pers. Kap. Pers. Kap.
10 Fahrgastschiffe 628 180.772 + 4,03 100,— 131.433 618 172.888 100,- 126.344
davon:
Fahrgastschiffe auf geschlossenen
Gewässern 140 34.994 4,00 18,87 19.435 140 34.050 16,02 20.244
l: Binnenschifteinsgesamt: 5.224 5.557
* Bundesrepublik Deutschland nach dem Gebietsstand bis zum 3. Oktober 1990


















































Entwicklung der deutschen Binnen-Frachtschiffsflotte
nach Tragfähigkeit und Leistung")
Anlage 12
tkm-Leistungen Tragfähigkeit Spez. Lstg. je t Tragfähigkeit
insgesamt darunter: insgesamt darunter:
innerhalb und innerhalb innerhalb und innerhalb
außerhalb des des außerhalb des des
Jahr Bundesgebietes" Bundesgebietes* Bundesgebietes" Bundesgebietes"
IViiII. tkm tkm/t
1 2 3 4 5 6
1955 20682.0 18025.4 4.014.479 5.151,0 4.490,0
1956 23.476.2 20.210.2 4.205.777 5.582,0 4.805,0
1957 24797.0 21383.1 4.405.248 5.629,0 4.854,0
1958 23308.8 20.037.6 4.643.129 5.020,0 4.316,0
1959 23.554,4 20650.8 4.767.989 4.940,0 4.331,0
19601”) 27832.3 24278.0 4.839.765 5751.0 5.016,0
1961 28.401.6 24462.2 4.912.857 5.781,0 4.949,0
1962 28.297,3 24.214,1 4.974.156 5.669,0 4.868,0
1963 27.121,6 23.095,2 5.001.211 5.423,0 4.618,0
1964 3) 29013.0 24.496,3 4.995.487 5.808,0 4.904,0
1965 30.580,3 25.355,9 4.945.648 6.183,0 5.127,0
1966 32.056,3 26251.0 4.885.535 6.561,0 5.373,0
1967 33463.1 26.547,7 4.709.678 7.105,0 5.637,0
1968 34969.9 27.564,3 4.684.350 7.465,0 5.884,0
1969 34317.4 27395.4 4.627.211 7.416,0 5.920,0
1970 4) 35459.7 27956.7 4.523.956 7617.2 6.179,7
1971 32977.4 26.104.0 4.493.427 7.339,0 5.809,4
1972 31 .753.9 25.117.5 4.497.853 7.059,6 5.584,1
1973 34693.2 27.349.7 4.448.237 7.799,7 6.148,8
1974 36935.2 28620.3 4.312.188 8.565,7 6.637,4
1975 34194.1 26469.8 4.221.812 8.099,0 6.269,5
1976 32988.1 25.455.4 4.135.349 7.977,8 6.156,1
1977 34863.0 26.712.6 4.020.180 8.672,4 6.645,0
1978 36654.6 27955.6 3.858.562 9.496,1 7.244,4
1979 35709.5 27512.3 3.791.089 9.419,6 7.257,3
1980 35708.3 27.737,0 3.671.963 9.724,5 7.553,7
1981 34473.3 26845.6 3.547.807 9.716,8 7.556,8
1982 33165.1 25813.4 3.459.372 9.587,0 7.461,9
1983 31673.6 24675.6 3.422.498 9.254,5 7.209.8
1984 33500.0 25.657.1 3.295.467 10.165.5 7.785,6
1985 30945.2 23515.8 3.276.622 9.444,2 7.176,8
1986 32801.6 25.009.9 3.265.071 10.046.2 7.659,8
1987 31 .275,4 23.702.5 3.249.774 9.623,9 7.293,6
1988 32696.3 24790.3 3.194.459 10235.3 7.760,4
1989 33071.2 25.297.0 3.268.282 10118.8 7.740,2
1990 31892.5 24705.3 3.055.923 10436.3 8.084,4






Die Transportleistung der Flotte der ehemaligen DDR wird in diesem Jahresbericht ausnahmsweise nicht ausgewie-
) ab 1960 einschl. Saarland
) ab 1960 ohne Schuten und Leichter
i ab 1964 einschl. Berlin (West)
) ab 1970 ohne Flotte der ehemaligen DDR
sen. Für zurückliegende Jahre kann sie aus den jeweiligen Jahresberichten entnommen werden.
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